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FREIHERR VON RHEINBABEN: 
POLITIK DER GROSSMÄCHTE 


Zu wiederholten Malen hat in der jüngsten Vergangenheit Herr Cham- 
berlain davon gesprochen, daß die Zukunft der europäischen Politik und 
‚auch des Völkerbundes hauptsächlich auf einer vertrauensvollen Zusammen- 
arbeit der europäischen Großmächte — ohne Rußland — aufgebaut 
werden soll. Ein gewichtiges Wort, das bisher noch nicht überall den Wieder- 
_ hall bekommen hat, den es verdient. Erklärlicherweise wurde es in England 
am besten verstanden und fortentwickelt. Das ist z. B. in einem bemerkens- 
werten Artikel des bekannten Herausgebers des „Observer“, Garvin, neulich 
geschehen, wobei schon die politischen und journalistischen Eigenschaften des 
Verfassers dafür sprechen, daß die Gedanken seines Artikels nicht etwa amt- 
lich inspiriert sind, sondern von ihm selbst und aus dem großen Interessen- 
kreise Englands heraus stammen. Um so bemerkenswerter wäre dann die 
Übereinstimmung zwischen ihm und der offiziellen englischen Politik. Ohne 
unbescheiden zu sein, darf ich aber auch für meine Person in Anspruch 
nehmen, denselben Gedanken und zwar unter ganz besonderer Unter- 
streichung der Wichtigkeit italienischer Mitarbeit schon seit einiger Zeit 
empfohlen zu haben. Als bewußter Bejaher des deutschen Eintritts in den 
Völkerbund und Befürworter einer regen deutschen Tätigkeit in ihm habe ich 
auch um so eher die Grenzen der in dem Völkerbund für die Fortentwick- 
lung deutscher außenpolitischer Ziele gegebenen Möglichkeiten erkennen 
müssen. Auf der anderen Seite brauchen wir in Deutschland noch mehr als 
in irgendeinem anderen Lande die klare Feststellung solcher außenpoliti- 
schen Ziele, weil unser individuelles, so ungeheuer schwer zu einigendes und 
zusammenzuschließendes Volk ohne solche Zielsetzungen aus den Sorgen des 
Tages heraus überhaupt keine Außenpolitik treiben kann. Gewiß ıst das 
erste und natürlichste Ziel des heutigen deutschen Strebens die „Wieder- 
erlangung deutscher Freiheit und Gleichberechtigung*. Der Außen- 
minister Dr. Stresemann hat in den Verhandlungen mit Frankreich, England 
usw. seit 1923 getan, was er konnte, um in dieser Richtung zu wirken. 
Ich glaube mich jedoch nicht zu irren, wenn ich sage, daß die Geschichte 
später seine Tätigkeit nicht nur deshalb rühmend anerkennen wird, weil 
außenpolitisch grundsätzlich der richtige Weg eingeschlagen wurde. Noch 
mehr hat er dadurch für sein Volk geleistet, daß er unzählige in andern 
Ländern überhaupt nicht oder nur erheblich abgeschwächt vorhandene innere 
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so großer Mehrheit auf dem Wege seiner Politik zusammenschloß. Aber nicht 
wahr — unter diesem großen Begriff von „Freiheit und Gleichberechtigung‘“ 
gibt es der Ausführungsmöglichkeiten viele und hierfür wiederum bedarf es 
weiterer Klärung und Präzisierung. So soll hier die Frage aufgeworfen 
werden: Ist Deutschland acht Jahre nach seinem Zusammenbruch schon wieder 
so weit, um mit seinen Kriegsgegnern Frankreich, England und Italien als 
„Großmacht“ zusammenzuarbeiten und wäre eine solche Politik die für 
Deutschland vorteilhafteste? 

Werfen wir zunächst einen kurzen Blick in die Vergangenheit. Von 1919 
bis 1923 hat Deutschland protestiert gegen das, was das Friedensdiktat und 
seine noch über Buchstaben und Sinn dieses Diktates hinausgehende Verge- 
waltigung an ihm verübte. ı923 kam der Umschwung durch den Mißerfolg 
des widerrechtlichen französischen Ruhreinbruchs. Alles was seitdem erfolgte: 
Dawes, Locarno, Genf ist auf den schweren Leiden und Opfern aufgebaut, die 
das ganze deutsche Volk in jenem Schicksalsjahre brachte. Nun sind wir im 
Rate des Völkerbundes. Eine Vollversammlung und zwei Ratssitzungen liegen 
hinter uns. Aber schon hat die Erfahrung genügt, um mit eigenen deutschen 
Augen und Ohren festzustellen, daß der Völkerbund keine oberste Schieds- 
stelle nach den Grundsätzen von Recht und Gerechtigkeit für die kommende 
Entwicklung der Menschheit ist. Er ist im besten Falle eine Börse, eine in 
erster Linie in Europa angewandte Methode der Außenpolitik, ein Instrument 
zur Fortentwicklung des Völkerrechts und — vielleicht! — eine Hoffnung auf 
künftige bessere Zeiten. Neben ihm entwickelte sich in früher undenkbarer 
und ungeahnter Fülle ein verwirrendes Bündnissystem in Europa und 
weit ab sınd alle Völker noch von dem Gefühl, daß durch den Völkerbund 
etwa Ruhe, Sicherheit und Aufbau auf lange Frist schon gesichert sind. 

Wo liegt das Heilmittel? Liegt es in einem Ausbau und einer Ver- 
edlung des Völkerbundes nach pazifisch-internationaler Rechtslehre oder etwa 
nach Thesen und Ansichten, die offen die französische Politik vertritt? Soll 
der Völkerbund und seine Organe immer starrer und im Buchstabengeiste fest- 
gelegter gestaltet werden? Gibt es eine Möglichkeit, alle die bei ihm registrierten 
und auch die nicht registrierten heute in Europa bestehenden Verträge, Bünd- 
nisse und Militärkonventionen zu einem einzigen vom Nalkerhung regu- 
lierten Systeme zu ordnen und bestünde dann im Konflikisfalle wirklich 
die Sicherheit oder wenigstens Wahrscheinlichkeit, daß der Völkerbundsorsa- 
nismus wirklich die Anwendung von Gewalt zu hindern in der Lage ist? Ich 
glaube: Nein! Das mag ein Weg sein, der trotz aller offenkundigen RN 
tischen Schwierigkeiten und Hemmnisse nicht nur Herrn Paul Boncour a 
sehr vielen anderen Franzosen noch immer der beste zu sein Re — aber 


die Wirklichkeit wird ihn nicht beschreiten! Der französische Geist und 
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wenn ich so sagen darf, auch das französische Interesse muß begreifen, daß 
der in Paris so beliebte Begriff der „Heiligkeit der Verträge“ sehr wohl 
aufrecht erhalten bleiben kann, wenn er nicht in einer Flut von neuen Ver- 
trägen und Paragraphen untergeht, sondern einer starken, gesunden 
und letzten Endes unaufhaltsamen Tendenz vernünftigeren Zu- 
sammenlebens der Völker Platz macht. Die Geschichte lehrt nach 
meiner Auffassung deutlich genug, daß man solche Entwicklungen nicht in 
vorher gefaßten Formeln einpressen, jedenfalls sie nicht so festhalten kann. 
Und weil der Völkerbundsgedanke, wenn er leben soll, universell, d.h. 
über Europa hinausgehend für immer größere Teile der ganzen Welt maß- 
gebend sein muß, sind auch alle Pläne kontinentaler Zusammenfassung 
einzelner Gruppen im Völkerbund und ähnliche Propagandavorschläge nichts 
als Phantasien und Hirngespinste. Dieselbe harte Zensur müssen auch 
gewisse Ratschläge in Deutschland selbst erhalten, die darauf hinausgehen, die 
zweifellos vorhandene Unzufriedenheit gewisser kleiner Nationen im Völker- 
bunde zu Deutschlands Gunsten auszunutzen und mit ihrer Hilfe formal-demo- 
kratisch, d. h. nach der Zahl der Stimmen gegen die Großmächte Front 
zu machen. Diese Ratschläge kommen durchweg von Leuten, die zwar mit 
Mund und Feder vorne weg sind und mit lautem Geräusch dafür sorgen, daß 
man irgendwie auf sie aufmerksam wird. Nur ernsthaft ıst all das Gerede 
und Geschreibsel nicht zu nennen, wobei es übrigens seltsam anmutet, wie 
falsch bei solchem überflüssigen Tun auch die Mentalität und die Interessen 
gewisser kleinerer Nationen eingeschätzt werden. 

Man sieht bei einigermaßen klarer Überlegung, daß Deutschland mit der 
Verwirklichung solcher Ideen nicht nur nichts genutzt, sondern kräftig ge- 
schadet werden würde. Das Sprichwort vom „Setzen zwischen alle Stühle“ 
drängt sich auf. Und daß wir andererseits mit eınem schwammigen pazifischen 
Internationalismus nicht weiterkommen, wie er nach besonderer typisch deut- 
scher Art von unseren heimischen Sozialisten gepredigt wird, hat nicht nur 
die Geschichte, sondern auch gerade die Entwicklung der letzten Jahre deut- 
lich bewiesen. Wir wollen aber den Beweis, daß Deutschland tatsächlich nur 
vornehmlich in der Zusammenarbeit mit Frankreich, England und Italien seine 
nächsten politischen Ziele erreichen kann, auch durch einen Blick in die 
Zukunft erbringen. Welches sind die nächsten großen Aufgaben 
europäischer Politik? Erst kommt die Räumung des besetzten Rhein- 
Jandes und die Rückgabe der Saar. Von allen Seiten ın Europa sowohl 
wie in den Vereinigten Staaten ist anerkannt, daß die deutsch-französische 
Verständigung das Kernstück der europäischen Befriedung überhaupt dar- 
stellt. Also muß es zuerst in den Bau des Neuen Europa eingefügt werden 
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Besatzung geschehen. Frankreich selbst hat dabei das meiste zu sagen. Aber 
England und Italien sind weit davon entfernt, sich hierbei etwa ausschalten 
zu lassen. Besonders deutlich würde das wiederum werden, wenn etwa bei 
evtl. Wiederaufgreifen der Pläne von Thoiry die Räumung des deutschen ee 
bietes erneut mit wirtschaftlichen bzw. finanziellen Dingen verknüpft wird. 
Eine Binsenweisheit ist es nachgerade geworden, daß das materielle Ergehen 
jedes großen Landes in Europa durch den Ausgang des Weltkrieges eng an 
das Wohlergehen der anderen geknüpft ist. Die weltwirtschaftliche 
Deroute, die Verarmung Europas, Dawesplan und interalliierte 
Schulden verhindern das Wiederaufblühen aller. Also bedarf es 
gemeinsamer Anstrengungen, um zur großen endgültigen Lösung, dem 
„general clearing‘, zu gelangen. Und für Deutschland und Italien gibt es 
darin noch das besondere Problem der Übervölkerung, das wiederum nur 
im Einverständnis mit Frankreich und England etwa durch neue 
Verteilung afrikanischen Siedlungslandes in neue Bahnen geleitet 
werden kann. Das dritte europäische Zukunftsproblem der nächsten Zukunft 
liegt im Osten. Der deutsch-polnische Ausgleich wird eins der 
schwierigsten Gebiete kommender europäischer Politik sein, noch schwerer 
als die Verständigung zwischen Deutschland und Frankreich. Und das 
will wirklich etwas heißen! Kann man sich seine Lösung irgendwie isoliert von 
dem großen Komplex anderer zwischen Deutschland und Frankreich, England, 
Italien verhandelter Fragen überhaupt vorstellen? Auch diese Antwort ist ein 
so klares „Nein“, daß sich weitere Ausführungen erübrigen. Und was Ruß- 
land anbelangt, so kann und wird Deutschland niemals darauf verzichten, 
seine Sonderstellung ihm gegenüber aufrecht zu erhalten. Aber es gäbe 
auch hier Möglichkeiten und Entwicklungen, die gemeinsames Vorgehen 
aller ratsam machen, ohne daß etwa jener von Rußland gefürchtete angeb- 
lich von England geführte Wirtschaftsboykott zur Realität wird, von dem 
Tschitscherin immer wieder spricht. 

Auf dem Balkan und im Osten Europas liegen heute wie ehedem ge- 
fährliche Konfliktsmöglichkeiten. Ist es aber nicht klar, daß eine Zusam- 
menarbeit der Großmächte, ganz abgesehen von ihrer Betätigung als Rats- 
mächte, schon durch das Schwergewicht ihrer gemeinsamen Stimme das Auf- 
flammen ernster bewaffneter Konflikte ebenso verhindern könnte, wie dies 
etwa bei dem Streit zwischen Griechenland und Bulgarien vor einiger Zeit der 
Fall gewesen ist. Und ist nicht z. B. die polnische Politik ın selbstgewählter 
Abhängigkeit von Frankreich und neuerdings auch von England (Polen lehnte 
die ihm von Deutschland angebotene Verständigung bisher schroff ab!) ge- 
nötigt, auf die von dort kommenden Ratschläge sehr nachdrücklich zu achten ? 
Muß eben nicht überhaupt die künftige Lösung der deutsch-polnischen Streit- 
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fragen in das große Problem der Gesamtbefriedung Europas eingegliedert 
werden, wenn man sich auch auf diesem heiklen Gebiet irgendeine dauerhafte 
Lösungsmöglichkeit vorstellen will? 

Herr Jouvenel, Senator, vielfacher Völkerbundsdelegierter, Mitinhaber des 
Matin und auch sonst ein Mann von Meriten, wird nicht müde, die Forderung 
zu erheben, daß Frankreich nur in Verbindung mit einer ‚Inventur in 
Europa“ das Rheinland räumen dürfe. Darunter versteht er in erster Linie 
irgend welche weiteren — diesmal freiwilligen! — Bindungen Deutschlands 
inbezug auf die jetzigen deutsch-polnischen Grenzen. Und in diesem Sinne 
empfiehlt er seinem Lande die Fortsetzung einer angeblich traditionellen Politik 
des „Schutzes der kleinen Nationen“. Ich betone deshalb ausdrücklich, 
daß die Zusammenarbeit der Großmächte selbstverständlich auch auf die 
Interessen der „Kleinen“ achten muß, aber es scheint mir allerdings höchste 
Zeit zu sein, daß auch in deren politisches System etwas größere Einfach- 
heit, Klarheit und Übersichtlichkeit kommt. Man vergesse doch nicht — 
der äußere Anlaß zum Weltkriege kam aus einem kleinen Staat! Um auf 
Trümmern aufzubauen und aus vergangenen Fehlern zu lernen, muß man 
mutig und bewußt etwas Neues wollen: Die Zusammenarbeit aller euro- 
päischen Großmächte — neben Rußland — und neben Amerika! 

Natürlich, es kann sich um kein Bündnis, keine Entente cordiale, kein 
starres machtpolitisches Prinzip im Völkerbund oder um etwas Ähnliches 
handeln. Die Hauptsache wäre, daß nach dem Gesetz der Evolution 
eine gewisse Zeit lang in und mit solcher Zusammenarbeit Politik 
getrieben wird und daß dann aus der Praxis heraus die Fortentwick- 
lung zur europäischen Stabilität und dauernden Befriedung heraus- 
wächst. Eine solche Politik ist kein Zaubermittel, aber sie wäre unendlich 
heilsam. Wie die Dinge liegen, besteht wohl in Deutschland und Eng- 
land am meisten Verständnis für solche Gedanken. Vielleicht kann man mit 
Recht annehmen, daß gewisse verantwortliche Leute in Italien neuerdings 
Anschluß an solche Gedankengänge gefunden haben. Aber nach allem, was 
man hört, beruht die Resonnanz in Frankreich noch immer in allererster 
Linie auf der Persönlichkeit von Briand und jeder kann sich leicht vor- 
stellen, wie die praktische Durchführung solcher Politik sich gestalten würde, 
wenn anstelle von Herrn Briand etwa Herr Poincar@ oder „Kollege“ Marin oder 
ein Gleichgesinnter Frankreichs Außenpolitik verantwortlich zu vertreten hätte. 
Schon die ersten Monate des kommenden Jahres 1927 werden Klarheit darüber 
bringen, ob trotzdem die für Frankreich selbst nützlichste und vorteil- 
hafteste Politik, deren Einleitung Briands dauerndes Verdienst bleiben wird, 
sich weiter durchsetzen kann. Sehr vieles bleibt für alle Beteiligte noch zu 
tun. Aber es scheint mir in dem großen und fließenden Prozeß europäischer 
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Zukunftsentwicklung dringend notwendig, bei aller, Wertschätzung schöner 
Friedensreden einmal den Versuch zu machen, die praktischen Umrisse 
einer für alle Beteiligten einträglichen Politik etwas deutlicher 
aufzuzeichnen, als dies wohl bisher so der Brauch war. Hierbei bin 
ich von der grundsätzlichen Voraussetzung ausgegangen, daß die zur Zeit 
beunruhigendste europäische Spannung, die zwischen Frankreich und 
Italien, wieder behoben wird. Gelänge das nicht, dann würden allerdings 
ganz neue Voraussetzungen für jede europäische Betrachtung vor- 
liegen. 


BERNHARD DERNBURG: 
DEUTSCHLAND UND DER DAWESPLAN 


Als Fridjof Nansen am ı0. Dezember v. J. in Stockholm als Träger des 
Nobel-Friedens-Preises General Dawes, die Minister A. Briand, A. Chamberlain 
und Dr. Stresemann proklamierte, war er sicher, allgemeine Anerkennung zu 
finden. Als er in seiner Rede weiter ausführte, daß die ersten. Ansätze für 
eine bessere Zukunft in der Annahme des Dawesplanes durch die Londoner 
Konferenz im August des Jahres 1924 zu suchen seien, hat er damit nur einer 
Tatsache Ausdruck gegeben, die in ihrer Bedeutung mehr und mehr in der 
gesamten Welt anerkannt wird. 

Die Verteilung des Nobel-Friedens-Preises fällt mit der Veröffentlichung des 
zweiten Jahresberichtes des amerikanischen Generalagenten für die Reparations- 
zahlungen und Präsidenten des Transferkomitees Mr. Parker Gilbert zusammen. 
In einer Untersuchung der bisherigen Arbeitsweise des Dawesplanes scheinen 
mir die Schlußbemerkungen dieses wichtigen Berichtes die beste Einleitung 
zu bilden. Diese Schlußbemerkungen Mr. Parker Gilberts lauten: „Im zweiten 
Jahr hat Deutschland seine Verpflichtungen genau so wie im ersten Jahre 
loyal und pünktlich erfüllt. Es hat seine Verpflichtungen im zweiten Jahre 
— im Gegensatz zum ersten — aus eigenen Mitteln einlösen können, in der 
Art und Weise, wie sie in dem Plan vorgesehen waren. Reichere Transfer- 
erfahrungen sind gesammelt worden. In seinem Wirkungskreise hat der Plan 
eine Atmosphäre der Loyalität und der freundschaftlichen Verständigung ge- 
schaffen, die zu einer an Tiefe immer gewinnenden Tradition geworden ist.“ 
Diese wenigen Bemerkungen geben die ganze Geschichte des Dawesplanes mit 
Ausnahme eines sehr notwendigen Zusatzes wieder, daß nämlich, wenn der 
Plan bisher ein Erfolg gewesen ist, die ungewöhnliche Persönlichkeit des 
Transferagenten zu einem sehr bedeutenden Teile für den Erfolg verantwort- 
lich zu machen ist. Seine klare Voraussicht und die selbstbewußte Behand- 
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lung seiner Pflichten in Verbindung mit einem sehr stark entwickelten Sinn 
für Gerechtigkeit und Menschlichkeit haben sowohl seine wie unsere Aufgaben 
dem sehr dornigen Problem der Reparationszahlungen gegenüber erleichtert, 
während die absolute Vertrauenswürdigkeit seines Charakters und der tiefe 
Ernst, mit dem er sein mit einem Januskopf geschmücktes Amt erfüllt, für 
die wachsende freundschaftliche Verständigung verantwortlich zu machen sind, 
von dem Mr. Gilbert mit so wohl verdienter Genugtuung spricht. Sein Amt 
trägt in der Tat einen Januskopf. Auf der einen Seite ist der Generalagent 
der Vertreter der Gläubiger Deutschlands und diesen für die Einsammlung 
und Überführung der Kriegsentschädigung verantwortlich, auf der anderen 
Seite ist er der Vertrauensmann für die Sicherheit und Stabilität der deut- 
schen Währung. 

Man wird sich erinnern, daß zwei Amerikaner, die Herren Moulton und 
Macguire vom Carnegie American Institute of Economics, etwa vor drei Jahren 
versucht haben, die Fähigkeit Deutschlands zur Zahlung der Kriegsschulden 
und die Möglichkeiten des Transfers wissenschaftlich zu untersuchen. Der 
Versailler Vertrag verlangt von Deutschland, daß es entweder in Goldmark, 
d.h. in Goldbarren oder Goldmünzen zahlt oder aber in ausländischen Valuten. 
Diese Bestimmungen brachen auch s. Z. das Rückgrat der deutschen Währung. 
Man wundert sich heute, daß von den vielen Fachleuten, die s. Z. ın Paris 
versammelt waren, nur einige Amerikaner die ganze Groteskheit einer solchen 
Forderung erkannten. Deutschland hatte fast gar kein oder nur sehr wenig 
Gold. Es selbst produziert keines und Geldeingänge aus dem Ausland können 
nur aus Investierungen oder Guthaben im Auslande fließen oder aus einer 
aktiven Handelsbilanz stammen, d. h. aus einem Überschuß der Exporte über 
die Importe. Die deutschen Investierungen im Auslande sind unter den Vor- 
schriften des Versailler Friedensvertrages konfisziert worden; daß nach beinahe 
fünf Jahren der größten Not bei zerrütteter Währung und einer veralteten 
Industrieausrüstung die Handelsbilanz notwendigerweise für Deutschland passiv 
werden mußte, bis diese Schläge einigermaßen ausgeglichen waren, konnte 
niemand wundernehmen. Die Abmachung, daß die deutsche Verantwortlich- 
keit für Reparationszahlungen an seiner Grenze enden sollte, war daher einer 
der wichtigsten Punkte im Expertenplan; ın anderen Worten, was Deutsch- 
land zu zahlen hatte, galt nunmehr durch Zahlungen in deutscher Währung 
als abgegolten. Die Sorge, diese deutschen Zahlungen in die Hände seiner 
Gläubiger zu übertragen, wurde der Organisation, die für diesen Zweck von 
der Reparationskommission geschaffen wurde, überlassen, nämlich dem ameri- 
kanischen Agenten für Reparationszahlungen in seiner Eigenschaft als Präsident 
des Transferkomitees. Das deutsche Geld mußte indessen, um für die Gläu- 
biger annehmbar zu sein, gutes vollwichtiges Geld sein, das keinen Schwan- 
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kungen auf dem Weltmarkt unterworfen war so wie die Goldwährung der Groß- 
mächte. Zur Zeit der Einleitung des Dawesplanes war nur der amerikanische 
Dollar in diesem Sinne eine vollwertige Münze. Glücklicherweise hatte Deutsch- 
land selbst, bevor noch die Experten an seinen Ufern landeten, seine Währung 
durch Schaffung der Rentenmark stabilisiert, die durch eine erste Hypothek auf 
alle landwirtschaftlichen und städtischen’ Grundstücke sichergestellt war. Das 
war das beste, was wir damals tun konnten, da indessen die Sicherheit nur. 


nationalen Charakters und zudem unbeweglich war, war das Gold praktischer- 


weise für internationale Zwecke unbrauchbar. Ihm mangelte die Rückendeckung, 
die den internationalen Kredit schafft, nämlich eine möglichst. umfangreiche 
Golddeckung. 

Der zweite wichtige Punkt des Planes war deshalb, daß Deutschland eine 
internationale Anleihe von 200 Millionen Dollar in Gold erhalten sollte, die 
von allen Staaten gezeichnet war und zur Hälfte im New-Yorker Markte unter- 
gebracht wurde. Die deutsche Regierung zahlte dieses Geld in die reformierte 
Reichsbank ein, die von jeder Regierungskontrolle befreit war und von einem 
Direktorium von Fachleuten verwaltet wurde, um sie gegen Noten der neuen 
Bank einzutauschen. Dieses Gold ist die Grundlage unserer heutigen Währung, 
die ebenso sicher ist wie irgend eine andere Goldwährung, da die Goldbeträge 
der Reichsbank über 500 Millionen Golddollar ausmachen. Keine Währung 
kann indessen stabil bleiben, es sei denn, daß zwei wichtige Bedingungen 
dauernd erfüllt bleiben: Erstens muß der Staat, unter dessen Autorität die 
Währung ausgegeben wird, solvent sein und einen ausgeglichenen Staatshaus- 
halt aufweisen. Gute Währung und gute Finanzen sind unlöslich miteinander 
verbunden. Wenn eine Regierung auf kurzfristige Anleihen zurückgreifen 
muß, wenn sie, um dringend benötigtes Geld zu schaffen, zur Notenpresse 
greift, so ist damit die Kreditwürdigkeit ihrer Währung erschüttert und 
Schwankungen unterworfen, die sich allmählich in einen Währungssturz ver- 
wandeln können. Ein Budget, das auf einer in ihrem Wert schwankenden 
Währung beruht, kann andererseits nie wirklich sichergestellt sein, wenn die 
Eingänge in ihrer Kaufkraft dauernd schwanken. Die andere wichtige und 
grundlegende Bedingung für die Aufrechterhaltung einer gesunden Währung 
ist, daß die Golddeckung in keiner Weise angetastet werden darf. Das be- 
deutet also, daß gewöhnlich nicht mehr Zahlungen ins Ausland erfolgen 
dürfen, als Zahlungen vom Ausland eingehen. Falls die Zahlungsbilanz aus 
irgend einem Grunde gestört wird, d.h. falls Verpflichtungen von irgendeiner 
Größe elle Lande gegenüber bestehen, so müssen diese Verpflichtungen entweder 
durch im Auslande aufgenommene Darlehen ausgeglichen oder durch Goldver- 
schiffungen an die ausländischen Gläubiger geregelt werden, beides Vorgänge, die 
die Noten der ausgebenden Zentralbank in ihrer Stabilität gefährden können. 
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Die beiden letzten hauptsächlichsten Punkte des Dawesprogrammes sind des- 
halb: Das Deutsche Reich muß sein Budget im Zustande der Ausgeglichenheit 
erhalten und es darf nicht über eine bestimmte festgelegte Summe von der 
Reichsbank borgen, wobei die Summe als „Fond de movement“ gelten soll; 
das Transferkomitee darf andererseits nicht versuchen, Reparationszahlungen 
an ausländische Gläubiger in irgend einem Umfang zu transferieren, die den 
internationalen Wert der deutschen Währung irgendwie schädigen könnten. 

Endlich geht der damals verfaßte Expertenbericht von zwei Voraussetzungen 
grundsätzlicher Natur aus: Einmal daß die industrielle Tätigkeit Deutschlands 
und damit seine Produktionskraft wieder ihren normalen Umfang erlangt, bevor 
die Höchstgrenze der Reparationslasten erreicht ist, und daß ferner der Lebens- 
standard der deutschen Arbeiterschaft auf einem Punkte aufrecht erhalten werden 
kann, der nicht sehr von dem Lebensstandard des Konkurrenten Deutschlands 
auf dem Weltmarkte oder von den ihm benachbarten Ländern abweicht. 

Die Durchführung des Dawesplanes begann am ı. September 1924. Wir 
sind ‚jetzt also im dritten Jahre seiner Durchführung. Die Zahlungen in 
Goldmark betrugen für das erste mit dem 31. August 1925 endende Jahr 
ı Milliarde; für das zweite mit dem 31. August 1926 endende Jahr ı 220 Mil- 
lionen. Für das dritte Jahr — das laufende Reparationsjahr — betragen 
diese Verpflichtungen ı 500 Millionen Reichsmark, womit das sogenannte teil- 
weise Moratorium, in der die Erholung der deutschen Wirtschaft Platz greifen 
soll, abschließt. Im vierten Jahr erhöht sich die Summe auf 1750 Millionen 
und für eine unbestimmte Zeit danach laufen die Reparationen in Höhe von 
2500 Millionen im Jahr. Im Falle jedoch die Eingänge der deutschen Re- 
gierung aus gewissen bestimmten Steuern festgelegte Summen übersteigen, 
erhöhen sich im dritten und vierten Jahr die Zahlungen um eine bestimmte 
Summe, die 250 Millionen Reichsmark nicht übersteigen darf. Danach wird 
ein deutscher Wohlstandsindex angewandt, um weitere Erhöhung der jährlichen 
Gesamtsumme über die Summe von 2 500 Millionen festzusetzen. Die Ein- 
gänge aus den indirekten Steuern aus den letzten zwei Jahren haben bereits 
gezeigt, daß die beiden Zusatzzahlungen fällig werden. Es wurde infolge- 
dessen ein Abkommen mit dem Transferagenten für eine Pauschalierung der 
zusätzlichen Haushaltbeiträge getroffen, die in eine Summe von 300 Millionen 
zusammengefaßt und in das dritte Jahr verlegt wurden. Die Zahlungen stehen 
daher folgendermaßen: 


1924/25 Reichsmark ı000 Millionen (bezahlt) 


1925/26 5 1220 = (bezahlt) 

1926/27 A 1500 r (in der Abzahlung begriffen) 

1927/28 = 1750 E 

1928/29 5 3500 a 
danach > 2500 5 plus einer evtl. Erhöhung nach dem Wohlstandsindex, 
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Wie diese Zahlungen untergeteilt sind. 


Die deutsche Regierung ist für die gesamten Jahreszahlungen verantwortlich. 
Der Plan sieht jedoch vor, daß die Zahlungen aus besonders festgesetzten 
Quellen zu fließen haben. 


ı. Jahresleistung: (1000 Millionen) 800- Millionen aus der internationalen 


1924/25 Anleihe 
200 Millionen aus den deutschen Reichs- 
bahnobligationen 
a. Jahresleistung: (1220 Millionen) 250 Millionen aus dem deutschen Reichs- 
1925/26 haushalt (aus verpfändeten indirekten 
Steuern) 


250 Millionen aus einer besonderen Be- 

förderungssteuer 

ı25 Millionen aus dem Zinsendienst der 

5 Milliarden Industrieobligationen und 

595 Millionen als Teilzinsen von den 

ıı Milliarden der Reichsbahnobligationen. 
All diese Zahlungen werden von besonderen Vertrauensleuten für die Gläubiger 
beaufsichtigt und kontrolliert; die entsprechenden Obligationen sind ihnen über- 
geben worden. 


Im dritten Reparationsjahr 1926/27 (1500 Millionen) sollten 410 Millionen 
aus dem Reichshaushalt fließen, 290 Millionen aus der Beförderungssteuer, 
a5o Millionen aus den Zinsen der Industrieobligationen, 550 Millionen aus den 
Zinsen der Reichsbahnobligationen. 


Im vierten Jahr 1927/28 (1750 Millionen) erhöht sich der Betrag aus dem 
Reichshaushalt auf 500 Millionen, die Zinsen aus den Industrieobligationen auf 
300 Millionen und die Zinsen und Rückzahlungen der Reichsbahnobligationen 
auf 660 Millionen, während die anderen Posten unverändert bleiben. 


Im fünften Reparationsjahr endlich, dem sogenannten Normaljahr, ist der 
Reichshaushalt mit 1250 Millionen belastet, während alle anderen Posten un- 
verändert bleiben. Diese Belastung ist natürlich äußerst schwer. 


Was die Gläubiger bisher an Reparationen erhalten haben. 
Die Gesamtsumme der beiden ersten Zahlungen ist den Gläubigern unter 
Mitwirkung des Transferagenten voll ausgezahlt worden. 
a) Zahlungen in Mark für die Okkupationsarmeen, interalliierte Kommissionen 


und Sachlieferungen an deutschen Rohstoffen wie Kohlen, Koks und 
Holz, sowie Fertigwaren, insbesondere Zucker. 
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b) Zahlungen in ausländischer Währung: besonders Zinsenzahlungen auf 
die Auslandsanleihe aus dem Jahre 1924, die Summen, die von Eng- 
land und Frankreich auf die deutschen Exporte einbehalten wurden 
(26%ige Abgabe) und aus Käufen ausländischer Währung im deutschen 
Markte. 


Die Prozentsätze für die beiden Jahre waren: 


für Zahlungen in deutscher Mark: 66,8 % 
für Zahlungen in Auslandswährung: 33,2 % 


Die Gläubiger empfingen in runden Summen: 


ı. Jahr 2. Jahr 
Frankreich .... 397 Millionen 566 Millionen 
Großbritannien . . 190 » 227 FR 
Italien. 0.0.» 60 n 77 n 
Belgien... ...:; 93 » 116 x 
andere Staaten .. 48 = 74 e 


insgesamt für zwei Jahre 2069 Millionen, wovon 1382,3 Millionen in Gold- 
mark und 687 Millionen in ausländischer Währung, 

Für die letzten drei Monate sind die Zahlungen glatt erfolgt. 

Das ist die Entwicklung des Dawesplanes bis heute. Die Sicherheiten in 
den Händen der verschiedenen Treuhänder sind bisher noch nicht an den 
Markt gebracht worden; es ist bisher auch keine Ermächtigung für einen 
solchen Verkauf erteilt worden, weder von den Transferagenten noch von 
dem Komitee, die beide als Richter gelten, ob diese Sicherheiten (11 Milliarden 
Reichsbahnobligationen und 5 Milliarden Industrieobligationen) ohne Gefähr- 
dung der deutschen Valuta an den Markt gebracht werden dürfen, obwohl in 
Verbindung mit der Thoiry-Unterredung und der Revalorisation des französi- 
schen Franken einige Fühler in dieser Richtung ausgestreckt wurden. 


Bisher hat Deutschland in zwei Jahren insgesamt 2069 ı18 466,12 Gold- 
mark bezahlt. Davon sind 800 Millionen Goldmark aus den Eingängen der Aus- 
landsanleihe und ı 269 118 466,12 aus seinem eigenen Einkommen aus den 
oben angegebenen Quellen geflossen. Anders in ihrer Zusammensetzung sind 
jedoch die Beträge, die unter der Leitung von Mr. Gilbert transferiert wurden. 
Von der Gesamtsumme von 2 069 ı18 466,12 wurden in deutscher Reichsmark 
für Sachlieferungen und für Dienste in deutscher Währung ı 382 170 287,84 
und 686 948 178,28 in ausländischer Währung gezahlt. Der Transfer ın aus- 
ländischer Währung wurde im ersten Jahr aus den Eingängen der Auslands- 
anleihe ermöglicht; „im zweiten Jahr war die transferierte Summe (416 Mil- 
lionen) mehr denn ausgeglichen durch den Überschuß der Exporte an Waren 
und Diensten, die sich auf etwa 600 Millionen Reichsmark beliefen“. 
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Die Zukunft des Planes. ‘ 


Hier ist das Problem zweifacher Art. Es zerfällt in die Sammlung der 
Summen in Deutschland, die unter dem Plan vorgesehen sind, und in ihre 
Übertragung an die Gläubiger. Beides für eine noch unbestimmte Anzahl von 
Jahren und beide Aufgaben miteinander verbunden. Die Summen, die Deutsch- 
land bezahlen muß, steigen in ziemlich scharfer Kurve von 200 Millionen im 
ersten Jahr, auf 1220 Millionen im zweiten Jahr, um über ı500 Millionen im 
dritten Jahr und ı750 Millionen im vierten Jahr auf 2500 Millionen im 
fünften Jahr zu schnellen, wo sie nicht einmal gleichbleibend erhalten werden 
sollen, sondern auf Grund des Wohlstandsindex, jedoch ohne die Möglichkeit 
einer entsprechenden Verminderung im Falle eines Rückganges des Wohl- 
standes evtl. gesteigert werden sollen. Es ist daher sehr schwierig, irgend- 
einen Ausblick für die Zukunft zu geben. Man muß sich darauf beschränken, 
den Weg zu skizzieren, den die Dinge bisher gegangen sind und hieraus auf 
die Richtung zu schließen, in der sich ihre Entwicklung möglicherweise in 
Zukunft vollziehen wird. Deutschland kennt keine Autarkie, weder in Roh- 
stoffen noch in Lebensmitteln. Das bedeutet, daß eine Erhöhung dieser Ein- 
nahmen, die für die Aufbringung der zusätzlichen Zahlungen notwendig ist, 
vollkommen von einer Steigerung seiner inneren Produktionskraft abhängt, 
die wiederum durch eine Steigerung seines Außenhandels bedingt bleibt. Die 
Möglichkeit einer Transferierung in Auslandswährung hängt außerdem von 
einer aktiven Zahlungsbilanz ab. Das ist ein Ziel, das überhaupt nicht oder 
wenigstens zu einem großen Teil nicht in unserem Willen und in unserer 
Macht liegt, vielmehr müssen die Kunden und Gläubiger Deutschlands selbst 
erklären oder fühlen lassen, ein Wieviel an deutschen Waren sie zu einem 
vernünftigen Preise aufnehmen wollen. Die Sachlieferungen treten natürlich 
mit den Heimatsindustrien der Gläubigerländer und mit ihrer eigenen in- 
dustriellen Tätigkeit in Wettbewerb. Mit Ausnahme von Rohprodukten gaben 
die größeren Gläubigerländer Deutschland keine nennenswerten Aufträge und 
seit der Wiederherstellung der französischen Bergwerke wird selbst der bis- 
her bedeutendste Rohstoff der deutschen Ausfuhr, nämlich Kohle, nicht mehr 
länger benötigt. Die allgemeine Tendenz der Wirtschaftspolitik in Europa ist 
dieselbe, wie: diejenige der Vereinigten Staaten, sie gipfelt in dem Ruf: Schützt 
unsere einheimische Industrie. So erhöhen sich die Zollwälle dauernd und 
besondere Zölle, ‚die nach außen hin auf Waren von anderen Ländern gelegt 
zu len scheinen, richten sich tatsächlich gegen Waren, die deutsche 
Spezialitäten sind (siehe britisches Industrieschutzgesetz). Aber jedes Geschäft 
ist letzten Endes eine Preisfrage. Sowohl Groß-Britannien wie die Vereinigten 
Staaten haben eine Gesetzgebung gegen eine Einfuhr erlassen, die im Aus- 
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lande nicht nur unter den Produktionskosten des Inlandes verkauft wird, 
sondern deren Schärfe sich besonders auch gegen solche Fälle richtet, in denen 


3 die Arbeitskosten des produzierenden Landes unter denjenigen des Import- 


landes liegen. Das sind die sogenannten Anti-Dumping-Maßnahmen. Auf 


‚diese Weise entsteht die geradezu grotesk anmutende Lage, daß man Zahlungen 


von Deutschland in außerordentlich hohem Umfange fordert, während man 
den einzigen Weg, auf dem solche Leistungen gemacht werden können, mit 
Absicht versperrt. Man muß ferner bedenken, daß sich die gesamte Struktur 
des deutschen Außenhandels seit 1913 ungeheuer verschlechtert hat. Jm Jahre 
1913 betrug z. B. Deutschlands Handelsverkehr mit Rußland 2305 Millionen, 
im Jahre 1925/26 dagegen nur 578 Millionen. Der Handelsverkehr mit Öster- 
reich betrug 1913 etwa a Milliarden, im Jahre 1925 dagegen nur 1447 Mil- 
lionen, wobei natürlich die Beträge für 1925 infolge des Rückganges der Kauf- 
kraft des Geldes sich auf ganz erheblich geringere Mengen beziehen. Die 
Zersplitterung des östlichen Europas in eine große Anzahl von Zwergstaaten 
läßt den gesamten Handelsverkehr in diesem Teile der alten Welt noch viel 
komplizierter erscheinen. Eine Anzahl von Handelsverträgen sind seit der 
Stabilisierung der deutschen Mark abgeschlossen worden, doch konnten die 
Abkommen mit unseren wichtigsten Nachbarn, nämlich Frankreich und Polen, 
noch nicht geregelt werden. So sind die Aussichten in dieser Beziehung noch 
zıemlich trübe. 

In dem Waffenstillstands- und Friedensvertrag fand die Tendenz einer 
Schwächung Deutschlands ihren Ausdruck, indem man uns möglichst viele 
Produktionsmittel nahm, unsere Kolonien beschlagnahmte, unsere Schiffe, Ge- 
schäftshäuser und Anlagen im Auslande, Docks sowie die Investierungen in 
fremden Ländern konfiszierte. Die sehr vorsichtige Schätzung des Zahlen- 
wertes der bloßen Mobilien dieser Liste wird von den vorerwähnten Herren 
Moulton und Macguire auf 27 Milliarden Mark geschätzt. Der reine Gebiets- 
verlust und die Schmälerung an Produktionskraft sind natürlich in dieser 
Schätzung nicht enthalten. Um dieses Betriebskapital wieder zu schaffen und 
um die deutsche Industrie wieder anzukurbeln, haben wir bisher vielfach auf 
ausländische Kredite zurückgreifen müssen. Der Präsident der Reichsbank 
schätzte diese Verschuldung an lang- und kurzfristigen Krediten auf etwa 
5 Milliarden Reichsmark mit einer reinen Zinsenbelastung der deutschen Wirt- 
schaft von etwa 350 Millionen im Jahr, die vor dem Beginn der Dawes- 
zahlungen aufgebracht werden müssen. Nun gibt aber Artikel 248 des 
Versailler Friedensvertrages dem Reparationsanspruch eine erste Hypothek auf 
das Reich und die verschiedenen Staaten. Diese Vorschrift steht allerdings 
nur auf dem Papier. Der Krieg hat uns aber auch noch 1 500 000 Kriegs- 
opfer hinterlassen, die Inflation hat die Existenzgrundlage von ungezählten 
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alten und pflegebedürftigen Leuten vernichtet, die Ersparnisse des Arbeiters 
sind in Rauch aufgegangen und mit 2 Millionen Beschäftigungslosen und 
Kurzarbeitern, die wir nicht nur aus Gründen der Menschlichkeit nicht sterben 
lassen dürfen, sondern auch um innere Unruhen zu vermeiden, gibt es un- 
geheure Verpflichtungen, die notwendigerweise vor den Reparationszahlungen 
bedacht werden müssen. Mir scheint daher, daß, wenn unsere Geschäfte sich 
nicht außerordentlich bessern, die Steuerschraube nicht weiter angedreht 
werden darf. Es ist auch nicht möglich, im Wege der Besteuerung alle Er- 
sparnisse und Rücklagen der Industrie einfach zu konfiszieren. Unsere Be- 
völkerung wächst um 500.000 bis 600 000 Seelen im Jahre, die einmal be- 
schäftigt werden müssen und für die wir Arbeitsmittel schaffen müssen, die 
gleichfalls Anlagekapital erfordern, da Abwanderungsmöglichkeiten für unsere 
Überschußbevölkerung ins Ausland nicht bestehen. Im Gegenteil, es herrscht 
die Tendenz einer Einwanderungsbeschränkung, die sich immer mehr zu 
steigern scheint, besonders in den Vereinigten Staaten, Australien und den 
früheren Feindstaaten. Die Grundsätze des Dawesplanes, nämlich Wiederher- 
stellung der Produktions- und Wirtschaftskraft, Schaffung einer aktiven Handels- 
bilanz und Erhaltung eines gesunden Lebensstandards erscheinen mir daher 
bisher unerfüllt, und die Möglichkeiten, weit erhöhte Verpflichtungen durch- 
führen zu können, nicht zu bestehen. 

Deutschland verhält sich dieser Lage gegenüber so, daß es loyalerweise 
untersuchen will, die Aufgaben des Planes zu erfüllen und sich im übrigen 
auf die Loyalität und den gesunden Menschenverstand seiner Verwalter zu 
verlassen. Wir teilen vollkommen die unwiderlegbare Auffassung von der 
gegenseitigen Verflechtung aller Staaten und ihrem gemeinsamen Interesse an 
einer für alle tragbaren Endlösung, wie sie dem amerikanischen Reparations- 
agenten vorschwebt, der seinen Bericht mit folgenden Betrachtungen schließt: 
„Die Zeit für eine Gesamtlösung ist noch nicht gekommen. Die bisher zur 
Verfügung stehenden Erfahrungen sind noch zu beschränkt, sie müssen noch 
wachsen und reifen. Aber in der Zwischenzeit geht der Plan weiter und mit 
ihm mehren sich die praktischen Erfahrungen. Das, glaube ich, gibt uns die 
Berechtigung darauf zu hoffen, daß zur geeigneten Zeit und in demselben 
Geiste des guten Willens und des gegenseitigen Interesses, das dem ganzen 
Plan zugrunde liegt, es möglich sein wird, eine allgemein befriedigende End- 
lösung zu finden, die dem Gerechtigkeitssinn aller daran beteiligten Parteien 
entspricht und zur gleichen Zeit Deutschland erlauben wird, auf dem Pfade 


eines friedlichen Wiederaufbaus, den es jetzt endgültig beschritten hat, weiter 
fortzuschreiten.* 
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BERICHTERSTATTUNG AUS EUROPA UND AFRIKA 


Wohl spürt die abendländische Staatenwelt das Gesetz der wachsenden 
Räume, wohl ahnt sie die Notwendigkeit einer europäischen Solidarität in 
Wirtschaft und Politik, aber zur entscheidenden Tat vermag sie sich noch 
immer nicht aufzuraffen. Gewiß, man soll nicht zuviel verlangen und den 
Völkern Zeit gewähren, den ihnen von ihren Führern eingeimpften Kriegshaß all- 
mählich zu überwinden. Aber ist das europäische Problem wirklich nur eine 
Generationsfrage? Mit wachsender Sorge beobachten wir, wie auch die Jungen 
in den beiden großen Flankenstaaten des Abendlandes vielfach den Gedanken 
eines europäischen Blocks verwerfen und dafür mit andersgearteten geopoliti- 
schen Kombinationen liebäugeln: England mit dem Gedanken eines panbriti- 
schen Imperialismus, Rußland mit der Vorstellung eines einseitig nach Osten 
orientierten, autarken Staates. Und wie widerstrebend die Tendenzen in dem 
vielstaatigen Kerngebiet Europas zwischen England und Rußland! Auch und 
gerade in dem heranwachsenden Geschlecht ein völliges Durcheinander der 
Meinungen, ein gänzliches Fehlen einheitlichen Wollens: verhaltene Wut, 
brennende Scham über die erlittene Erniedrigung und Demütigung, lodern- 
der Haß neben tiefempfundenem Sehnen nach einer wahrhaften Bruderschaft 
der gesamten Menschheit, Paneuropa-Bewegungen aller Art und Schattierung 
neben einem jugendfrischen Imperialismus en gros und en detail. 

Als gänzlich uneiniges Staatenchaos tritt infolgedessen das Abendland in 
das neue Jahr ein. Hoffen wir, daß sich die Verleihung des Nobelfriedens- 
preises an Stresemann und Briand, Chamberlain und Dawes als ein gutes 
Omen bewähren und das Jahr 1927 uns einen tüchtigen Schritt vorwärts- 
führen möge auf der Bahn einer wirtschaftlichen und politischen Verständi- 
gung von ganz Europa. Frieden und Ruhe tut in der Tat dem gesamten 
Abendland not, wenn es sich durch Wiederaufbau und Umbau seiner politi- 
schen, wirtschaftlichen und sozialen Fundamente im Ringen der Großreiche 
der Welt behaupten will. 

Für Deutschland haben die letzten Wochen von 1926 einen außenpoliti- 
schen Fortschritt gebracht, der nicht übersehen werden darf, wenn auch zum 
Frohlocken u. E. nicht der geringste Anlaß vorliegt. Was Stresemann in 
Genf mit erfreulicher Festigkeit verteidigte und durchsetzte, ist schließlich 
doch eben nur, daß uns ein Recht bescheinigt wurde, welches sich im Grunde 
aus dem Artikel 213 des Versailler Diktates klar und von selbst ergibt. 
Unter den obwaltenden Verhältnissen bedeutet es jedoch zweifellos einen Er- 
folg Stresemanns, daß ıhm die Beseitigung der Interalliierten Militär-Kontroll- 
kommission glückte und für die dafür eintretende Völkerbundskontrolle (In- 
vestigation) ein allenfalls tragbares Reglement vereinbart wurde. War es aber 
notwendig, für etwaige Investigationen ın Deutschland ausgerechnet einen 
französischen General als Leiter vorzusehen, für Untersuchungen in Öster- 
reich einen Italiener? — Über die Räumung der Rheinlande, die Regelung 
der Saarfrage und vieles andere mehr wurde dieses Mal in Genf nicht ver- 
handelt. Die Entente läßt es sich teuer bezahlen, daß die wenigen uns aus 
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dem Versailler Diktat zustehenden Rechte endlich in Kraft gesetzt werden. 
Für den Augenblick wollen wir uns schließlich damit als einem ersten An- 
fang zufriedengeben. Die Entente aber möge wissen, daß wir uns nicht ein- 
lullen lassen und an den Sieg des „Geistes von Locarno* wahrhaft erst dann 
glauben können, wenn lebenswichtige Belange des deutschen Volkes und 
Staates gewahrt werden: Räumung des Rhein- und Saarlandes, Beseitigung 
des Unrechtes der Ostgrenzen, grundsätzliche Anerkennung des Anschluß- 
rechtes für Deutsch-Österreich, Rückgabe der uns unter fadenscheinigen 
Gründen geraubten Kolonien, gerechte Politik gegenüber den deutschen Minder- 
heiten, offene Widerrufung der Kriegsschuldlüge und Beseitigung der auf 
dieser Lüge aufgebauten Reparationsverpflichtung des Deutschen Reiches. Dem 
deutschen Außenminister Stresemann, der heute unentbehrlicher ist denn je, 
wünschen wir für das Jahr 1927 von Herzen weitere Erfolge auf der von 
ihm mit so starken Hoffnungen beschrittenen Bahn. 

Mindestens ebenso wichtig wie die Genfer Verhandlungen dünken uns die 
Vorgänge im Grenzland-Deutschtum, die Wahlen in Nordschleswig 
und in Oberschlesien. Für die Anfang Dezember 1926 angesetzte 
dänische Folketingswahl war allgemein ein erheblicher Rückgang der deut- 
schen Stimmenzahl vorausgesagt worden. Wir haben diesen Pessımismus nie 
geteilt, nachdem es uns im Sommer 1926 vergönnt war, einige unvergeßliche 
Tage im Hause des klugen und besonnenen deutschen Führers, Pfarrer 
Schmidt-Wodder, zu verleben. Das Ergebnis der Wahl überraschte aber 
selbst uns: die Stimmenzahl der Deutschen stieg von 7715 (1924) auf 10 426! 
Nicht weniger als ı6,5°/, aller Wähler in Nordschleswig haben für den 
Kandidaten des Deutschtums gestimmt, Schmidt-Wodder ist erneut in den 
dänischen Reichstag gewählt! Kein verständiger Deutscher denkt daran, nun 
etwa einer Verschärfung der nationalen Gegensätze in der Nordmark das 
Wort zu reden. Was wir jedoch auf Grund des hocherfreulichen Wahl- 
ergebnisses fordern dürfen und mit allem Nachdruck fordern, ist die end- 
gültige Einstellung der dänischen Aufsaugungspolitik und eine wesentlich 
stärkere Berücksichtigung der Wünsche des nordschleswigischen Deutschtums 
nach kultureller Autonomie. 

Wir vertrauen der Klugheit und Einsicht des dänischen Volkes, daß es 
diese Folgerung aus der letzten Wahl zu ziehen wagt. Leider vermögen wir 
den gleichen Optimismus nicht hinsichtlich der Polen aufzubringen. Immer 
und immer wieder denken wir an den Justizskandal gegen den deut- 
schen Volksbund in Oberschlesien. Mehrjährige Gefängnisstrafen für 
deutsche Oberschlesier, denen keinerlei Vergehen nachgewiesen werden konnten, 
deren ‚einziges Verbrechen darin bestand, dem deutschen Volksbund, einer 
öffentlich bekannten und in voller Offenheit wirkenden deutschen Kultur- 
organisation, anzugehören. Noch hat das als Revisionsinstanz angerufene oberste 
Gericht in Warschau das letzte Wort nicht gesprochen. Aber wie auch seine 
endgültige Entscheidung lauten möge, wir vergessen sie nicht, die Erst 
Ganster, Thomas, Minkowski, Stucklik, Dyollong, Russin, Zeiger 
und Smialek; als Opfer eines engstirnigen polnischen Deutschenhasses stehen 
sie unserem Herzen jetzt erst recht nahe. „Friede auf Erden!“ Und ‚Selbst- 
bestimmungsrecht der Völker! — — — k 


Den Polen und der gesamten Welt hat Oberschlesien durch die Mitte 
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November 1926 abgehaltenen Gemeindewahlen die rechte Antwort auf die 


Vergewaltigung vom März 1921, auf all die vielen vorausgegangenen und 


nachfolgenden Schandtaten, die sprichwörtliche polnische Mißwirtschaft usw. 
gegeben. Mit Recht bezeichnet Schott in seiner „Weltpolitischen Korrespon- 
denz“ den Ausfall der oberschlesischen Wahlen als eine der größten Sen- 


7 satıonen der mitteleuropäischen Außenpolitik. Einen solchen Sieg des Deutsch- 
- tums auf der ganzen Linie haben selbst die deutschen Kreise Oberschlesiens 


kaum für möglich gehalten: in mehr als der Hälfte aller größeren Ge- 
meinden haben die deutschen Stimmen die Mehrheit erlangt. Und 
dies trotz der starken deutschen Abwanderung, trotz unerhörtem Terror der 
polnischen Verbände, trotz höchst tadelnswerter Parteilichkeit einzelner katho- 
lischer Geistlicher (z. B. des Ortspfarrers Czempiel in Bismarckhütte, der beim 


| -deutschen(!) Gottesdienst die deutschen (!) Katholiken aufforderte, die polnische 


Liste zu wählen). Mit heißem Dank und freudigem Stolz reichen wir den 
Oberschlesiern die Bruderhand. Mag Warschau toben und auf Rache sinnen, so 
viel es will; Oberschlesien ist und bleibt deutscher Volks- und Kulturboden. 
Einstens wird und muß die Stunde kommen, wo die oberschlesische Frage inter- 
national aufgerollt, wo auch die Torheit des Weichsel-Korridors beseitigt und 
damit endlich Recht wieder zu Recht wird! 

Jenseits der deutschen Grenzen haben sich in Ost, Süd und West 
wichtige Ereignisse abgespielt, die in unserer ersten Chronik des neuen Jahres 
wenigstens in den Grundzügen behandelt werden müssen. Die Auswirkungen 
des Staatsstreiches in Litauen sind im Augenblick natürlich noch nicht 
abzusehen. Die ersten Meldungen besagten, daß der Putsch vollkommen 
glatt verlaufen und die Gesamtheit der Bevölkerung hinter den neuen Gewalt- 
habern stände. So pflegen die Nachrichten bei jedem Putsch zunächst zu 
lauten; es wird sich erst in den nächsten Wochen zeigen, ob innerpolitische 
Erschütterungen dem jungen Staatswesen wirklich erspart bleiben und ob 
der Umsturz ohne außenpolitische Folgen bleibt. Zweifellos bedeutet der 
Putsch in Litauen eine Abkehr von der sowjetfreundlichen Politik der bis- 
herigen Regierung. Ob und wie weit Polen dabei seine Hände im Spiele hat, 
ist ım Augenblick noch nicht mit Sicherheit zu beurteilen. Die schweren 
Strafen, die über einige Kommunisten verhängt wurden, und die gleichzeitig 
erfolgende Ausweisung deutscher Journalisten lassen immerhin erkennen, welchen 
Kurs die neuen Machthaber von Litauen steuern wollen. Geht das so weiter, 
so kann sich Litauen gar leicht zu einem neuen Brandherd in dem unglückselig 
balkanisierten Europa entwickeln. Schon spricht man in Rußland ganz offen 
davon, daß in dem kommenden russisch-polnischen Krieg die Schlachten vor 
allem auf litauischem Boden ausgefochten werden würden. 

Die Sowjet-Regierung steht abermals an der Bahre eines ihrer klügsten 
Mitarbeiter, des letzten Londoner Botschafters Krassin. Gleich vielen der 
Bolschewistenführer entstammte auch Leonid Krassin einer russischen Adels- 
familie. Während seiner technischen Studien hatte er Europa gründlich 
kennen gelernt, und nur Eingeweihte vermuteten in dem Öberingenieur der 
Siemenswerke in Riga einen radikalen Marxisten. Als Außenhandelskommissar 
spielte Krassın sodann von Beginn der bolschewistischen Ara an eine höchst 
bedeutsame Rolle. Später hat er als geschickter Unterhändler von durchaus 
weltmännischem Auftreten der Sowjet-Regierung in Paris und London wichtige 
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Dienste geleistet und seine Kraft ‚namentlich für eine englisch-russische Ent- 
spannung eingesetzt. Den Tod dieses hervorragenden‘ Mannes betrauern alle, 
die ihn kennen lernten, auch die, welche das bolschewistische System als 
solches in Grund und Boden verdammen. — Unerbittlich wütet der Tod im 
Kreise derer, die einst um Lenin waren und als Menschen von Format zweifel- 
los eine gewisse Befähigung zur Führung eines großen ‚Staatswesens mit- 
brachten. Von einem entsprechenden Nachwuchs hören wir nichts, und viel- 
leicht liegt darin die größte innerpolitische Gefahr für den bolschewistischen 
Staat. In der Tat sieht es oftmals so aus, als ob die Welle eines extremen 
Marxismus in Rußland ihren Höhepunkt überschritten hätte und der bolschewisti- 
sche Staat schon jetzt nicht recht weiß, wie er sich weiterhin orientieren soll. 
Bleibt die Opposition der Gruppe Trotzki-Kamenjew-Sinowjew weiterhin be- 
stehen, und erwachsen dem Lande nicht bald aus seiner Jugend neue klar- 
sehende Männer, so sind schwere Erschütterungen als unvermeidlich voraus- 
zusehen. Die Hoffnung auf die Jugend darf aber nach allem, was man neuer- 
dings hört, nicht zu hoch gespannt werden. Der Alkoholteufel, den der Leninis- 
mus eine zeitlang besiegt zu haben schien, wütet erneut sehr stark im Lande 
des proletarischen Musterstaates, und das Banditenwesen hat einen Umfang 
angenommen, der selbst in der Sowjetpresse mit größter Sorge besprochen wird. 

Außenpolitisch steht für Rußland nach wie vor die vermeintliche 
Einkreisung durch die westlichen Großmächte unter Führung Eng- 
lands durchaus im Vordergrund des Interesses. Tschitscherin, der just wieder 
in Europa die Wiederherstellung seiner Gesundheit sucht, als das Einver- 
nehmen zwischen den Locarno-Mächten ein wenig inniger zu werden ver- 
spricht, hat in Berlin dieses Thema mit aller zu wünschenden Deutlichkeit 
behandelt. Unter Hinweis auf einen erneuten „Augur“-Artikel der „Fortnightly 
Review“ erklärte er, daß bei dem „Kampf um Asien“ Rußland der Ange- 
griffene, nicht der Angreifer ist. Für den Sowjetstaat gelte jene Politik, die 
in dem französischen Sprichwort gekennzeichnet sei: „Cet animal est fort 
mechant, quand on l’attaque, il se defend“ (dieses Tier ist sehr böse; wenn 
man es angreift, wehrt es sich). Ohne Kenntnis der beiderseitigen Geheim- 
archive dürfte es schwerlich möglich sein, in diesem Falle über Recht oder 
Unrecht zu entscheiden. Tatsache bleibt unter allen Umständen, daß die 
Beziehungen zwischen England und Rußland alles andere als freundschaftlich 
sind und daß dieser Gegensatz der Flankenstaaten eines Tages von schicksals- 
schwerem Belang für das gesamte „Zwischeneuropa“ werden kann. — Ruß- 
land versucht derweilen offensichtlich, den nahen Orient zu einer Koalition 
zusammenzuschweißen. Die Zusammenkunft Tschitscherins mit dem türki- 
schen Außenminister in Odessa (Mitte November 1926) erwähnten wir schon 
in einem früheren Bericht. Zwar hat die Angora-Regierung bald darauf er- 
klärt, daß der Gedanke einer asiatischen Völkerliga in das Gebiet der Fabel 
zu verweisen sei, indessen man kennt den Wert offizieller Dementis zur Ge- 
nüge. ‚Ist es wirklich mehr als ein zusammenfälliges Zusammentreffen, daß 

ı. ein Japanisches Geschwader Konstantinopel besucht und der Admiral mit 

Kemal eine Unterredung in Angora hat; 
2. eine russisch-türkische Ministerzusammenkunft in Odessa stattfindet; 


3. ein neuer Freundschafts- und Garantievertrag zwischen Rußland und 
Afghanistan abgeschlossen wird; 
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4. der persische Hofminister Timur Tasch zu Besprechungen nach Moskau 
und Angora reist und der türkische Botschafter in Teheran gleichzeitig 
seinen Urlaub in Moskau verbringt; 

5. der chinesische Gesandte in Washington, Dr. Sze, in Sondermission in 
Angora erscheint? 

Große Dinge bereiten sich im Osten vor. Rußland hat sich in den letzten 
Jahren wirtschaftlich zweifellos etwas erholt. Glückt es, die Industrie in 
dem bisherigen Tempo weiter auszugestalten und die Staatsfabriken zu einer 
rentablen Produktion zu führen, gelingt es, die aufsehenerregenden Kalifunde 
bei Solikamsk (Gouvernement Perm) zur Grundlage einer Kaliindustrie und 
einer chemischen Industrie zu entwickeln, so kann Rußland einen tüchtigen 
Schritt vorwärtsmachen auf jener Bahn einer wirtschaftlichen Verselbständi- 
_ gung, die schon in zaristischer Zeit erstrebt und von den bolschewistischen 
Gewalthabern mit aller Macht gefördert wurde. Als leidlich selbstgenügsames 
Großwirtschaftsreich könnte Rußland dann an eine Außenpolitik denken, die 
kaum mehr nach Westen, in der Hauptsache vielmehr nach Osten zielt und 
vor einer letzten Auseinandersetzung mit dem Westen nicht zurückschreckt. 
Die deutschen Staatsmänner werden diese Entwicklung mit der denkbar 
größten Aufmerksamkeit verfolgen und namentlich beachten müssen, ob und von 
wem gegebenenfalls die Sowjet-Regierung die für die wirtschaftliche Entwick- 
lung des Landes unentbehrliche Riesenanleihe bewilligt erhält. Die Verschärfung 
zwischen dem englischen Imperialismus und der auf die Weltrevolution abzielen- 
den Politik des Sowjet-Staates bestimmt die Zukunft des gesamten Abendlandes. 
Es ist und bleibt die geopolitisch begründete Tragik unseres Vaterlandes, daß wir 
weder eine ausschließliche Westpolitik noch eine ausgesprochene Östpolitik treiben 
können, sondern alles daran setzen müssen, so lange wie irgend möglich nach beiden 
Seiten freundschaftliche Beziehungen zu unterhalten und einen britisch-russischen 
Zusammenstoß zu verhindern. Glückt uns das nicht, so muß Deutschland 
der Führer eines stark gerüsteten neutralen „Zwischeneuropas“ werden, oder 
— die Gewalt der Verhältnisse macht Deutschland zum Schlachtfeld des 
kommenden Weltkrieges. 

Eben aus diesen geopolitischen Überlegungen leiten wir unsere Forderung 
nach einer allmählichen, aber zielbewußten Konsolidierung „Zwischeneuropas“ 
ab. Indessen die Zukunftsaussichten sind auch in diesem beschränkten Gebiet 
wahrhaftig nicht rosig. Einstweilen zerrt der eine hierhin, der andere dort- 
hin. Chauvinismus und wirtschaftlicher Neid stellen sich einer Verständigung 
immer wieder hemmend in den Weg zur geheimen Freude derjenigen Mächte, 
denen ein starkes, einiges Kontinentaleuropa natürlich eine Erschwerung ihrer 
egoistisch-chauvinistischen Pläne bedeutet. Werden die zwischeneuropäischen 
Staaten im neuen Jahre einsehen lernen, wessen Interessen sie fördern, wenn 
sie sich weiterhin gegenseitig mit Haß und Neid begegnen? 

Die große außenpolitische Überraschung am Ende des Jahres 1926 war die 
Schwenkung in der Außenpolitik Italiens. Im Vordergrund des Interesses stand 
zunächst der italienisch-albanische Freundschaftsvertrag, der am 
27. 11. 1926 in Tirana unterzeichnet wurde. Dieses Ausgreifen Italiens nach dem 
Osten hat vor allem in Südslawien die größte Aufregung hervorgerufen. Der 
greise Paschitsch bot seinen ganzen Einfluß auf, um zur Ruhe und Einigkeit zu 


mahnen. Inzwischen ist dieser Senior der Balkan-Staatsmänner dahingegangen, 
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und die Wellen der politischen Aufregung gehen in Südslawien höher denn 
je. Südslawien fühlt sich durch die italienische Politik isoliert und eingekreist. 
Da Rumänien für eine anti-italienische Politik nicht zu gewinnen Ist, droht die 
„kleine Entente“ zuende zu gehen. Südslawien soll — was allerdings wenig 
wahrscheinlich klingt — sogar die Fühler nach Rußland ausgestreckt haben, 
um eventuell, wie einstens, Anschluß an den großen slawischen Bruder zu finden. 

Die Störung des Gleichgewichts auf dem Balkan, die durch die Expansions- 
politik Italiens hervorgerufen worden ist, zieht aber viel weitere Kreise. Frank- 
reichs Pläne im Nahen Osten werden dadurch erheblich durchkreuzt; die 
französisch-italienischen Beziehungen, durch die Vorgänge an der Riviera an 
sich schon stark. gespannt, erfahren durch die albanische Extratour Italiens 
eine weitere Verschärfung. Eine Zeitlang wurden in Italien wie in Frankreich 
Worte laut, die absolut nicht nach Völkerversöhnung und ewigem Frieden 
klangen. Durch die überraschende Annäherung, die sich zwischen Italien 
und Deutschland vollzogen hat, ist in Frankreich der Verdacht entstanden, 
daß Italien einen Zweibund gegen Frankreich schmieden will. Ein solcher 
Verdacht ist, so weit Deutschland in Frage kommt, sicherlich durchaus un- 
begründet. Auf der anderen Seite läßt sich nicht leugnen, daß Italien und 
Deutschland gewisse gemeinsame Interessen haben; sie liegen nicht nur auf 
dem Gebiete der Wirtschaft, sondern vielmehr noch auf dem der Bevölkerungs- 
und der Kolonialpolitik. Von allen Staaten des Abendlandes sind Deutschland 
und Italien diejenigen, die alljährlich den stärksten Volkstumsverlust durch 
Auswanderung erleiden und infolgedessen auf eine Weitung bezw. Wieder- 
erlangung ihres Kolonialreiches bedacht sein müssen. Frankreich fürchtet 
natürlich, daß Italien bei der Lösung dieser Frage das Tunis-Problem auf- 
rollen könnte und sich hierfür des Beistandes Deutschlands versichert habe. 
Wir halten derartige Kombinationen für ebenso grundlos wie töricht. Deutsch- 
land weiß viel zu genau, daß es nur durch eine absolut ehrliche und nach allen 
Seiten loyale Politik gewinnen kann. Obwohl wir unsere Brüder und Schwestern 
in Südtirol niemals vergessen werden, schlagen wir die uns von Mussolini dar- 
gebotene Hand nicht aus, weil wir auch nach Süden hin für die Überwindung 
der Kriegspsychose tätig sein müssen und dem Deutschtum in Südtirol am 
Ende durch eine freundschaftliche Verständigung mit Italien am besten helfen 
können. Wenn Frankreich sich über die deutsch-italienische Annäherung auf- 
regt, so vermögen wir darin nur den Ausdruck des schlechten Gewissens zu 
erblicken. Wir wollen ohne Hintergedanken mit allen Staaten, mit Frankreich 
genau so wie mit Italien, in Frieden und Freundschaft leben. Strebt Frank- 
reich wirklich dem gleichen Ziele zu, so gebe es uns im Rheinland, im Saar- 
gebiet usw. Beweise für diese seine Gesinnung. Die Desavouierung der Militär- 
richter von Landau durch die Pariser Staatsmänner war an sich gewiß eine 
erfreuliche Geste; im Rheinland und im Saargebiet sowie in den Polen über- 
antworteten Gebieten Ostdeutschlands bietet sich jedoch den Franzosen mannig- 
fache Gelegenheit, durch wirkliche Taten zu zeigen, daß es ihnen mit dem 
Wohlwollen gegenüber Deutschland Ernst ist. 

Holland und Belgien beschäftigen sich sehr stark mit dem in den Par- 
lamenten diskutierten Scheldevertrag. Ob Holland den in Aussicht ge- 
nommenen Vereinbarungen endgültig zustimmen, oder ob es aus Furcht für 
die Zukunft von Rotterdam die Verhandlungen scheitern lassen wird, ist im 
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Augenblick nicht zu übersehen. Der Streitfall berührt natürlich auch uns 
Deutsche sehr stark, weil in dem ganzen Fragenkomplex der uns durch das 
Versailler Diktat aufgezwungene Aachen-Rhein-Kanal eine große Rolle spielt. 

Wenden wir unsere Blicke endlich nach England. Der monatelang wütende 
Streik in der Kohlenindustrie ist zu Ende; die englischen Minenbesitzer ar- 
beiten mit aller Energie daran, den verlorenen Boden nach Möglichkeit wieder 
zu gewinnen, und wir werden uns darauf gefaßt machen müssen, daß das 
Jahr 1927 einen heftigen Kampf zwischen der Wirtschaft Großbritanniens und 
der des Kontinents bringt. Ob es England gelingt, die Schäden der großen 
Lohnkämpfe schnell zu verwinden und darüber hinaus die arg darnieder- 
liegende Wirtschaft des Landes wieder zu heben, erscheint zum mindesten 
sehr zweifelhaft. Durch die Industrialisierung der ehemaligen Rohstoffländer 
sind der englischen Wirtschaft auch in Übersee gar zu viele Rivalen ent- 


- standen. Besondere Besorgnis erregt die Ausgestaltung der Industrie in den 


britischen Dominions. Die Reichskonferenz ıst über diesen Punkt hinweg- 
gegangen, weil wohl in der Tat irgend welche Maßnahmen auf diesem Ge- 
biete nicht zu treffen gewesen wären, ohne das Gefüge des British Empire 
noch stärker zu erschüttern. Großbritannien steht im neuen Jahre unver- 
kennbar an einem der wichtigsten Wendepunkte seiner neueren Geschichte. 
Es wird zwischen Imperialismus und Kontinentalpolitik zu wählen haben. Die 
augenblickliche Regierung vertritt durchaus die Überzeugung, daß das Heil 
Englands lediglich in der Ausgestaltung des Empire-Handels beruht, und daß 
es auf diesem Wege möglich ist, den britischen Inselstaat einer neuen Blüte 
entgegenzuführen. Die Opposition hiergegen, die sich keineswegs nur auf die 
Labour Party beschränkt, gibt offen zu, daß eine panbritische Zollunion ein 
Unglück für Großbritannien, für Europa und für die gesamte übrige Welt be- 
deuten und von vornherein zum Scheitern verurteilt sein würde. Immer mehr 
häufen sich die Stimmen, die einer ehrlichen, von jedem Hintergedanken freien 
Zusammenarbeit zwischen England und dem Kontinent das Wort reden. Wie 
die Entscheidung fallen wird, kann im Augenblick niemand sagen; das eine 
steht fest: auch im Westen unseres Vaterlandes sind die Dinge vollständig 
ungeklärt und drängen nach einer klaren, für die Zukunft des Abendlandes 
grundlegenden Entscheidung. Entweder findet das gesamte Europa den Weg zu 
einer wirtschaftlichen und politischen Zusammenarbeit, oder es treten neue, lang- 
andauernde Krisen ein, die schließlich die Prophezeiungen eines Spengler auch ın 
wirtschaftlicher und politischer Beziehung zur Wahrheit werden lassen könnten. 

So wird das Jahr ı927 aller Voraussicht nach eines der schicksalreichsten 
in der bunten Geschichte des Abendlandes sein. 


Kart HAUSHOFER: 
BERICHT ÜBER DEN INDO-PAZIFISCHEN RAUM 


Gilt das von H. Lautensach in seinem Nachruf auf R. Sieger so treffend 
angeführte Wort von dem Beginn des Bereichs der Geopolitik da, wo die 
Prognose einsetze, auch für den indopazifischen Raum, so hat sich die 
Vorhersagung der Berichte X und X1/26 über ein vermehrtes Anschwellen 
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der Selbstbestimmungsbewegung in Südostasien bewährt und die 
Geopolitik gerechtfertigt. 

Beweise dafür sind: die Fortschritte des südchinesischen Freistaats (Be- 
festigung der gewonnenen Stellung um Hankau, Raumgewinnung gegen 
Shanghaı und Fukien, Annäherung des britischen und japanischen Standpunkts 
an die Anerkennung der Regierung in Kanton, Weigerung der Vereinigten 
Staaten, an einer Flottendemonstration teilzunehmen), dazu ein kleineres Auf- 
flackern in Französisch Indochina, ein sehr ernsthaft zu nehmendes Erheben 
der Landarbeiterbewegung in Java, die Wahlerfolge der Swaraj-Partei in 
Bengalen und Madras und die Unregierbarkeit Indiens gegen Swaraj und 
Responsivisten zugleich. 

Im Gegensatz dazu schwindet mehr und mehr der Glaube an die ehedem 
so hochspannungsfähige und schlagfertige Kraft, die latente Energie des japani- 
schen Reiches, die ihm weit über seine tatsächliche Festlandreichweite hin- 
aus Festlandgeltung Asien-einwärts gesichert hatte. Das Fehlen der geo- 
politisch so instinktsicheren Genro, ihr Ersatz durch Führer geringerer Schulung 
macht sich geltend; die Seyukaiführer, voran Tanaka, vermögen gerade geo- 
politische Gesichtspunkte als Gründe zum Sturz des Kabinets Wakatsuki an- 
zuführen: Stärkung der japanischen Geltung in der Mandschurei und deren 
wirtschaftliche Heranziehung an Japan; Regelung des Auswanderungsver- 
hältnisses gegenüber den Reserveräumen der weißen Rasse! Das mahnende 
Verbot von Bahnbauten gegen Chang Tso Lin im Wettbewerb mit japani- 
schen Bahnrechten in der Mandschurei wird als eine konziliante Geste gegen- 
über Kanton aufgefaßt; das innere Siedelungsprogramm Wakatsukis und seine 
Innen-Zusammenziehung als falsch hingestellt. 

In Wahrheit ist es ein Irrewerden an sich selbst, die Problematik seiner 
unsicher werdenden Innenstruktur, die Unklarheit über die Folgen der Ver- 
änderung des von 31/, auf ı21/, Millionen vergrößerten Wahlkörpers, die das 
Inselreich in ernster Stunde hemmen, zusammen mit seinem bangen Tasten 
gegenüber der versagenden Gewaltpolitik alter Art in Mittel- und Südchina. 
Da Japan und die Vereinigten Staaten als Helfer ausfallen, ist die Gewalt- 
politik auch eine Unmöglichkeit für die sogenannten alten Kolonialmächte. 

Eine so verlogene, nur im Ausdruck verschleierte Gewaltpolitik, wie sie 
Inner-Europa gegenüber augenblicklich noch angewendet wird, würde sich 
im indo-pazifischen Raum zur Zeit nicht einmal in den nach der alten 
Kolonialmethode noch verwalteten Gebieten durchführen lassen, so in Indo- 
china, Insulinde oder einzelnen Kronkolonien, ohne daß man Aufstände, Gegen- 
wirkung der Außenorganisationen der Sowjets oder Streik- und Boykott-Be- 
wegungen ın den Kauf nehmen müßte, die bei der Arbeitslosigkeit der In- 
dustriestaaten gefährliche Rückschläge in der Heimat üben würden. 

Vollständig ist ihr Zusammenbruch gegenüber Jung-China, am ehesten 
hat ‚site noch moderne Formen in den Philippinen gefunden, die noch auf 
gewisse Zeit infolge überlegener Wirtschaftsmacht haltbar sein mögen. 

Die Möglichkeit einer gesonderten Anerkennung der Reststellung Chang 
Tso Lins in der Mandschurei und der südchinesischen Regierung als Ver- 
treterin des ‚chinesischen Stammgebiets wird bereits öffentlich erörtert; sie 
würde den in der Geschichte wiederholt vorgekommenen vorübergehenden 
Zerfall Chinas in zwei Teile bedeuten. 
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Die Rückwirkung einer solchen Lösung auf den Dauer-Kriegsschauplatz 
der Alten Welt (in dem heute vor allem das Gegenspiel, das Ringen zwischen 
Angelsachsentum und Sowjetbünden in den Vordergrund tritt), ihren Haupt- 
kulturgürtel, der von Inner-Europa über den Nahen Osten, Indien nach China 
zieht, hat vor vielen Jahren Mackinder in seiner großen Vision: „Geographical 
pivot of history“ gezeigt, auf die wir deshalb immer wieder zurückkommen. 

Darin ist dieser Hauptkulturgürtel als „innerer Halbmond“ zwischen den 
Räubern der See, wie der Brite selbst sagt, und der großen zentralen, konti- 


nentalen Raubmacht der Steppen — die sich ausdehnt und wieder zusammen- 
zieht, aber notwendig immer da ist, zuerst als Mongolengroßreiche, dann als 
Rußland, heute als Sowjetbünde — als naturbedingter Dauerkriegsschauplatz 


bezeichnet, auf dem die ozeanischen Mächte, als zu raumschwach, immer 
noch Gegengewichte im Festland suchen müssen. Nur einer Kombination 
Deutschland, Rußland, China gegenüber würden sie trotz der Hilfe der Ver- 
einigten Staaten machtlos sein. Besonders schlimm für die äußeren Seemächte 
aber wäre die Lage, wenn Japan sich dieser Mächtegruppe anschlösse, das 
sich zur Zeit klug, fast ängstlich, mit seiner inneren Umformung beschäftigt, 
außer Schußweite hält, und die Vertragskündigung Chinas sehr vorsichtig 
hinhaltend beantwortet hat. 

China selbst aber ist zur Zeit in voller Auflehnung, weniger gegen den 
Westen (wie in der „Frankfurter Zeitung“ in einem sonst sehr treffenden 
Aufsatz gesagt wurde), als vor allem gegen die ozeanischen Mächte des Angel- 
sachsentums, die sich als Gegengewicht auf dem Festland Frankreich und 
Belgien, das bereits seine Vertragskündigung erfuhr, angegliedert haben. China 
ist dabei unter Anlehnung an das Sowjetsystem in der auswärtigen, asiatischen 
Politik zu gewissen Abschlüssen gelangt; drei entscheidende Krisen stehen um 
die Jahreswende bevor, deren Spuren sich in den letzten Nachrichten an- 
kündigen, in deren Verlauf tatsächlich ein Strohhalm zeigen kann, welchen 
Weg die gewaltige Gesamtströmung nehmen wird. 

Die erste betrifft den stark im abnehmenden Mond befindlichen chinesischen 
Norden der streitenden Generale. Die mit so viel Pressegeräusch ausposaunte 
jüngste Konferenz in Tientsin war eine Niet. Wu Pei Fu und Sun Chuan 
Fang, beide mit stark verringertem Ansehen („Gesicht“), schwindenden Heeres- 
kräften, ohne leitende politische Idee, Sun schon im Rücken bedroht und 
unterwühlt, haben sich nur vertreten lassen; der noch fester in seinen Schuhen 
stehende Chang Tso Lin hat nicht mehr Mut und Vertrauen genug, seine 
wirklich brauchbaren Streitkräfte, noch etwa 200000 Mann, von Mukden 
nach dem Yangtse in Bewegung zu setzen. Damit beginnt tatsächlich die Ab- 
splitterung, die Abtrift der Mandschurei von China und die Entstehung eines 
Pufferstaats zwischen Sowjets, Nordchina und Japan, in der Größe von rund 
ı Million Quadratkilometer, mit etwa 33 Millionen Menschen, in einem 
autarkischen Überschußgebiet, an sich durchaus lebensfähig. Wo der immer 
noch stärkste Mann des Nordens durchaus selber hätte gehen müssen, wie 
Cäsar bei Munda, dahin schickte er einen Strohmann mit 150000 Mann 
mäßigen Shantung-Soldatenzeugs, der die Aufgabe nicht schaffen wird. Der 
Mandarin von Shantung wirft den jungen Bonaparte des Südens, Chang Kaı 
Sheck, kaum aus dem Sattel! er 

Damit kommen wir zur zweiten Krise, der Krise von Shanghai! Der chinesi- 
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sche Süden hatte seinen langgedrohten Vorstoß endlich in einem klug ge- 
wählten Augenblick wahr gemacht, das Industriezentrum um Hankau am 
mittleren Yangtse, danach Fukien in seine Hand gebracht, und steht ım ersten 
Dezemberdrittel vor den Toren von Shanghai. Hier aber sind die Verhält- 
nisse zum Ausland ganz anders als im Süden. Im Süden war die Einfall- 
pforte in China getrennt in die zwei zusammenarbeitenden Städtegruppen 
Hongkong—Makao (litoral — in Fremdvölkerhand, britisch und portugiesisch, 
wie Kwangtschauwan französisch) und Kanton und die mit ihm verbundenen 
Siedelungen (potamisch und chinesisch). Kanton ist im Grunde — trotz dem 
Fremdenviertel von Shameen — immer in chinesischen Händen geblieben 
und war immer eine turbulente, lärmfrohe, betriebsame Südstadt und ein aus- 
gesprochener Kolonialfilter in seinem darin konstanten geopolitischen Charakter. 

Anders Shanghai: hier ist in einer übergroßen Siedelung in flachem sumpfigen 
Land nahe der Mündung des Riesenstromes Yangtse in soziologisch sehr 
explosivem Gemenge Fremdeinfluß und Chinesenhandel zu einem 200 Millionen 
Hinterland in eine einzige teils schwerreiche, teils bettelarme und wagelustige, 
labile und gefährliche Menschenmasse von mehr als zwei Millionen zusammen- 
geflossen, die nun als Groß-Shanghai organisiert werden sollte. Das war der 
letzte Anlauf Sun Chuan Fangs vor seinem Machtzusammenbruch. 

Die Frage Groß-Shanghai findet sich gut skizzenhaft behandelt in der 
Nr. 7, Bd. 22, Juli ı926 der „Far Eastern Review“ (Deep-Draft Wharves in 
the Whangpoo) und in den Shanghaier Zeitungsberichten, die unmittelbar an 
den Besuch des Marschalls Sun Chuan Fang anknüpften. Sie ist vielleicht 
zurzeit — trotz Groß-Hamburg-Frage, London und New-York — die schwierigste 
städtepolitische und städtebauliche Aufgabe des Erdkreises. Vor den Toren 
von Shanghai befindet sich noch dazu eine der großen chinesischen Waffen- 
schmieden; im Yangtse liegen die Reste der chinesischen Flotte und auf dem 
Fluß wird dauernd gekämpft. Sein Wasserstand wird freilich erst wieder 
im Frühjahr das Stromauflaufen von größeren Kreuzern bis Hankau oder 
weiter einwärts gestatten. An den Eingängen dieses brodelnden und sieden- 
den Menschenkessels steht nun die mit den Sowjetbünden außenpolitisch einige 
südchinesische Revolutionsarmee unter einem genialen, jungen Führer, mit 
streitenden Kommunisten und Nationalsozialisten halbschäftig in der Regierung 
in Kanton hinter sich, die Chang Kai Sheck am liebsten ın sein Heerlager 
oder nach Hankau nachziehen möchte. 

Hier stößt nun die dritte Krise mit der zweiten zusammen: ihr problemati- 
scher Exponent ist (mit geopolitischem Untergrunde, Hochsteppe gegen volk- 
reiches Stromgebiet, aber von allen dreien wohl am meisten durch mensch- 
liche Willkür endgültig lösbar, deshalb unserer Prognose entzogen) — der im 
Anmarsch durch die mittelchinesischen Paßlandschaften befindliche, von den 
Russen in der roten militärischen, politischen und Wirtschaftskriegführung 
ausgebildete Marschall Feng Yu Hsiang. Dieser trotz seinem geflissentlich 
betonten Christentum fragwürdige Mann verfügt über 100000 schlechte und 
etwa 30000 gute Soldaten. Er und der Süden zusammen haben von dem 
ganzen Reichsgebiet etwa drei Fünftel unter sich gebracht: die an Kultur 
und Wirtschaft lebenswichtigsten Teile. 

Gelingt auf der einen Seite, am oberen Yangtse, ihr Zusammenschluß durch 
Honan oder auch nur Szechuan, auf der anderen Seite die Besitznahme von 
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Shanghai und die völlige Unterwerfung der Seezollverwaltung, der stärksten 


Zuflucht des ‚Angelsachsentums — (die sich aber schon im Südbereich, wie 
in Shantung in die gewaltsame Verdoppelung der Zölle, d. h. in die chinesi- 
sche Zollautonomie gefügt hat) — dann ist der Sieg des Südens, der chinesi- 


schen Nationalbewegung entschieden. Aber dann ist nach ihrer Vergangen- 
heit auch einer von den zwei Männern zu viel; und die dritte Frage spitzt 
sich darauf zu, wer von beiden dem andern zuerst die Führung abgewinnt. 
Hier tritt das nicht Vorherzusagende in sein "Recht. 

Die Mattsetzung des britisch organisierten chinesischen Seezolldienstes 


_ als Niederhaltungsinstrument dadurch, daß er sich im Süden und in Shantung 


in die Zollerhöhungen gefügt hat, ist eine ebenso katastrophale Niederlage der 
Angelsachsenpolitik wie das Zerreißen des belgischen Vertrags. Fügen sich Japan 
(wie nach seinem sehr vorsichtigen Schriftwechsel darüber wahrscheinlich) 


und Frankreich, das als nächstes an die Reihe kommt, der gleichen Vertrags- 


kündigung, gegen die das über See schwache Belgien nichts machen konnte, 
‘dann bleiben die Vereinigten Staaten und das umgebaute britische Reich, die 
Angelsachsen, mit ihren sogenannten ungerechten Verträgen, mit ihrer Ex- 
territorialität allein, sie sind dann dem ganzen Boykott, Abwehrstreik und 
Haß des chinesischen Freiheitskampfes allein ausgesetzt, eine Lage, der sich 
die Vereinigten Staaten um jeden Preis entziehen möchten. 

Zwischen den imperialistischen Rest- und Rückzugsstellungen der angel- 
sächsischen ozeanischen Mächte und dem Sowjetsystem steht dann reinlich 
das Ringen, wie es Mackinder 1904 und Lord Kitchener 1909 kommen sahen, 
das weder die Weltkriegspolitik von 1914 bis jetzt, noch der Umbau des Im- 
periums verhindern konnten. Wir andern schauen vorerst zu und werden uns vor 
dem Herein-Gezerrtwerden zu hüten haben. Das ist die kürzeste Formulierung, 
auf die man heute, zur Jahreswende, die chinesische Frage bringen konnte. 

Der im Nebelmonat ı926 erfolgte Umbau des britischen Imperiums 
in ein ganz loses, eigentlich nur mehr kultur- und wirtschaftspolitisch und 
durch die Fiktion einer siebenfachen Personalunion durch den Kronenträger 
zusammengefügtes Staatenbündel hat die indo-pazifischen Teile weniger stark 
berührt, als die inter pares herabgedrückte Zentrale. Die Schaffung einer 
starren einheitlichen Verfassung für das Riesenreich ist wieder abgelehnt 
worden. Dafür ist immer noch zu viel Leben im Ganzen, das Paragraphen 
scheut. Die Gouverneure sind künftig nur mehr Beauftragte der Krone (die 
ihren Titel ändert), nicht mehr der Regierung des Mutterlandes, die noch 
mehr nur zum Bedeutendsten, am meisten Wissenden unter Gleichen wird. 
Immerhin ist eine Art Rangfolge der Dominien festgestellt worden, die uns 
hier vielleicht am meisten berührt. Außenpolitische Verträge sollen künftig 
nicht mehr vom britischen Reich, sondern vom König ‘für die unmittelbar 
beteiligten Reichsteile in folgender Reihenfolge abgeschlossen werden: ı. Groß- 
britannien und Irland (d.h. Ulster!) und nicht eigenstaatliche Reichteile (Kron- 
kolonien, wie Ceylon, Hongkong, Pazifische Inseln, Fiji usw.; 2. Kanada; 
3. Australien; 4. Neuseeland; 5. Südafrika; 6. Irischer Freistaat; 7. Indien. 
Wir sehen, es werden Teile größerer Affinität von solchen geringerer gesondert! 
Aber eine sehr schwierige Revolte innerhalb des nun zu einem losen Staaten- 
bund gewordenen Weltreichs ist umgebogen und auf den Weg der Evolution ge- 
führt worden. Auf ihm kann der gesunde Menschenverstand der Angelsachsen 


EEE BES EBENEN ERBE ng me ren TE 
26 GEOPOLITISCHE BERICHTERSTATTUNGEN HEFT ı 
EEE EEE EEE ERBE SSR ee er aeg eer Eee" 


noch weit kommen und vielleicht sogar eines Tages die in der Flagge ohne- 
hin schon durch Sterne bezeichneten Staaten Australiens und die Staaten 
Kanadas sehr glatt in eine Verbindung mit einem‘großen pazifischen Reich 
der transatlantischen Angelsachsen hineinführen, wenn auch die Lebensräume 
um den Indischen Ozean der Rasse verloren gehen sollten. Jedenfalls dürfen 
die einzelnen Dominien Gesandtschaften unterhalten, wie Kanada und Irland 
jetzt schon in den Vereinigten Staaten, von da zu gegenseitigen Gesandtschaften 
ist nicht weit, zwischen Südafrika und Indien, Indien und Australien, den großen 
azifischen Dominien z. B. Trotzdem würde es ganz falsch sein, das im Pazifik 
noch durch Gefahr unterstrichene zähe Zusammenbalten des kulturpolitischen 
Gemeinschaftsgefühls der Rasse zu unterschätzen. Es kann augenblicklich wieder 
tätig werden, sobald eine geschickte Regierung die Mittel der öffentlichen Meinung 
spielen läßt und eine große Gefahr von außen her die menschenarmen, raum- 
weiten Dominien zum Bewußtsein ihrer Anlehnungsnot bringt, wie Südafrika 
mit seinen ıl/, Millionen Weißen gegen mehr als 6 Millionen Farbige, Schwarze 
und Inder, Australien gegenüber der Malaienwelt mit dem Volksdruck ihrer 
55 Millionen, vom Ferndruck Chinas und Japans ganz abgesehen. 

Die Malaienwelt hat ihre Gefährlichkeit durch den Ausbruch des Land- 
arbeiteraufstandes in Westjava vielleicht vorzeitig demaskiert, von der Er- 
regung des sonst in Java nicht mit Liebe betrachteten südchinesischen Volks- 
teils angesteckt. „Für diesmal war es nur ein Tropfen Fegefeuer* — aber 
die Hölle kann für die niederländische Kolonialverwaltung mit ihren ganz 
unzulänglichen Streitkräften zu Lande und zur See und ohne wirklichen 
Massenrückhalt im Mutterland nachkommen. Die Sarikat-Islambewegung ist 
unsern Lesern aus früheren Berichten bekannt; erwähnt wurde schon, daß 
sich auf ihrer, vom Generalgouverneur Graf Limburg-Stirum auf den Linien 
seiner ethischen Politik erlaubten Gliederung nach und nach die kommunisti- 
sche Sarikat-Rajat (Landarbeiter)-Bewegung aufbaute.e Aus ihr entwickelte 
sich nach dem bekannten Zellensystem die politische Partei und der Aus- 
bruch, der vulkanisch ganz Java erschütterte. Das niederländische Reich hat 
aber mehr als zwei Fünftel seines ganzen Nationalvermögens dort investiert, 
das mit einem Schlage verloren werden kann. Man begreift deshalb die Auf- 
regung der niederländischen Kolonialbehörden, namentlich des neuen General- 
gouverneurs Jonkher de Graeff, der in noch weniger beneidenswerter Lage 
sein Amt antrat, als Lord Irwin in Indien. Aber man versteht auch den 
Anteil der Nachbarmächte an dem Ausbruch in West-Java, das mit über 
300 Einwohnern auf den Quadratkilometer so lange für das Muster volks- 
dichter tropischer Besiedelung galt, der mit so unerhörter Heftigkeit erfolgte 
und verriet, welches Feuer hier unter der Asche schwelt. Darüber darf weder 
die wirtschaftliche Blüte der indischen Inseln selbst, noch die scheinbare Blüte 
in der benachbarten Malaienhalbinsel mit ihrem von den Vereinigten 
Staaten so übel vermerkten Gummimonopol täuschen, noch auch die neuen 
britischen Bahnpläne in Hinterindien, zur Verbindung Birmas mit Assam 
an der Küste und vom oberen Irawaddy nach Yünnan zu. Bis jetzt hat ihr 
geopolitischer Instinkt die Briten vor der gleichen Torheit gewarnt, die Russen 
und Franzosen vor Jahren in der Mandschurei und in Yünnan gemacht haben: 
die chinesischen Menschendruck-Reserven durch Stichbahnen an den bisher 
vor dem Ausbruch geschützten Stellen aufzustechen! 
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E Für die Waren, die hineinströmen, drückt dafür ein wirtschaftlich erobern- 
der, unterwandernder (vgl. die vier Millionen Chinesen in Siam!) und auf dem 
Arbeitsmarkt unterbietender, heimlich hochorganisierter Menschenstrom her- 
aus, auf die Dauer ist der politische Schaden für die kolonial eingestellte 
 Nachbarmacht viel größer, als der wirtschaftliche Augenblicksnutzen. Jeden- 
falls ist Belgien seine in China angelegten Bahnbaugelder gründlich losge- 
: worden und erhält sie so wenig wieder, wie die französischen Gläubiger ihren 
für die strategischen Bahnbauten Rußlands vor dem Kriege angelegten Spar- 
' strumpfinhalt von den Sowjets. Gerade die alten Kolonialmächte haben mit 

dem Raub des deutschen Privateigentums den aufstrebenden asiatischen Groß- 
räumen eine verhängnisvolle Lehre erteilt, wie man sich am einfachsten lästiger 
Schulden entledigt; der Sparstrumpf ist in Europa nicht nur bei den Besiegten, 
_ auch bei den „Siegern“ gerissen, und der Zusammenschluß des Sowjetsystems mit 
' der chinesischen und panasiatischen Freiheitsbewegung erweitert das Loch im 
Sparstrumpf so sehr, daß es nicht danach aussieht, als ob es je wieder geflickt 
werden könnte. Das ist die sehr ernste Kehrseite der augenblicklichen Lage der 
Alten Welt. Man braucht nur an mögliche Entwicklungen der niederländischen 
Anlagen in den Sundainseln, die fragwürdige Zukunft von Anlagewerten im 
indischen Bahnsystem bei einer Loslösung zu denken. Die Neue Welt zieht 
es inzwischen vor, ihr überschüssiges Geld in Süd- und Mittelamerika und 
in guten pazifischen Anlagen (Australien, Westkanada) anzulegen und sorgt 
— unsicheren Kunden gegenüber — durch Faustpfänder, wie in Nikaragua 
dafür, die Hypotheken zu sichern. Der auf die ganze pazifische Politik der 
Vereinigten Staaten zurückwirkende Tacna-Arica-Streit scheint durch einen 
echt pazifischen Ausgleich nun doch einer Lösung zugeführt zu werden: 
strittige Landschaft an Bolivia, Bahn Arica—La Paz und Hafen Arica inter- 
nationalisiert, Geldentschädigungen an Chile und Peru. Doch hemmen noch 
verschiedene andere amerikanische Händel (Emanzipation Mexikos von den 
Vereinigten Staaten, Grundbesitzgesetz, Ölbesteuerung) die transpazifische 
Aktionsfreiheit der Vereinigten Staaten, und auch so erklärt sich der allge- 
meine Wunsch, wenigstens Mitteleuropa angesichts der großen kommenden indo- 
pazifischen Verwicklungen in Ruhe zu erhalten, damit sich doch dieser Teil 
des Erdballs in Frieden weiter als Melkkuh behandeln lasse, wenn es sich 
schon der Nahe Osten, Indien und China nicht mehr gefallen lassen. 


OtTTo MaAULL: 
BERICHTERSTATTUNG AUS DER AMERIKANISCHEN WELT 


Mehrfach schon ist behauptet worden, daß trotz aller politischen Schulung 
und politischen Fähigkeiten auch die Engländer genau die gleichen Fehler 
gemacht haben, die in der Entwicklung anderer Staaten zu ‚erkennen sind. 
Im Gegensatz zu den meisten anderen Nationen hat aber die britische aus 
ihren Fehlern gelernt. An den großen Wendepunkten der britischen Reichs- 
geschichte sind darum die Fehler von ehedem vermieden, nicht wiederholt 
worden. Das gilt namentlich für das Verhältnis Englands zu Amerika. Noch 
nie vermochte ein Riesenstaat der Erde die Wirkung des politischgeographischen 
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Gesetzes von der Verselbständigung der Peripherie aufzuheben. Auch Englands 
junges Kolonialreich erscheint darum unter dem Einfluß dieser Wirkung beim 
Abfall der Vereinigten Staaten von Amerika zertrümmert. ‚Und Englands 
neues Weltreich hat sich solcher Wirkung ebensowenig zu entziehen vermocht. 
Mancher Kritiker hat darum infolge einer unzureichenden geopolitischen 
Analyse ein Auseinanderbrechen des Reichsgefüges in nahe Zukunft rücken 
wollen. Wer solche Prognose stellte, hat sich zum mindesten für die nächste 
Periode einer recht irrigen Auffassung hingegeben. Die inneren starken 
Klammern des freilich aufgesplitterten, aber sich in der letzten Zeit durch 
die Ausbildung von Landringen allmählich enger und flächenhafter zusammen- 
schließenden Reiches wurden dabei völlig übersehen. Es ist darum auch 
durchaus abwegig, etwa erst in der jüngsten Entwicklung eine Neuordnung, 
einen Neubau des Reiches seben zu wollen. Die Klammern sind organische 
Gegebenheiten, Tatsachen des Raumorganismus selbst, nicht etwa Tatsachen 
später Organisation. Sie sind das Primäre, das organisch Gewachsene, sie 
fordern darum die Organisation; nicht etwa umgekehrt ist das Verhältnis. 
Sie lösten die Entwicklung der einzelnen Reichsteile zu Dominions, Gebieten 
mit einer halben Selbständigkeit, aus, und sie haben diesen Verselbständigungs- 
prozeß der Peripherie von da an dauernd begünstigt. Darum kann man die 
gegenwärtige Entwicklung, .wie sie sich in den Ergebnissen der britischen 
Reichskonferenz spiegelt, nur mit Einschränkung als einen neuen Abschnitt in 
der Geschichte des Britischen Reiches bezeichnen. Es handelt sich im wesent- 
lichen um eine Ordnung und Sanktionierung des Gewordenen. Allerdings 
von nun an sind die einzelnen Dominions, Irland, die Südafrıkanische Union, 
der Australische Commonwealth, Neuseeland und Kanada autonome Gebiete. 
Sie stehen in autonomer Gleichberechtigung neben dem englischen Mutterland 
innerhalb des allbritischen Staatenbundes. Verfassungsrechtlich werden sie 
verbunden durch die Personalunion des britischen Königs, der von jetzt an 
den Titel eines Königs der britischen Dominions führt, und der seine Stell- 
vertretung innerhalb der einzelnen Dominions einem Generalgouverneur über- 
trägt. Der letztere ist von dem einfachen Mittler zwischen dem Dominion 
und der Regierung in London zum Stellvertreter des Königs innerhalb der 
einzelnen Dominions geworden. Der Zusammenhalt des Ganzen wird damit 
durch die Krone gewonnen; die Institution des Königtums hat dadurch im 
Britischen Reich einen neuen Inhalt erhalten. Umgekehrt hat die Krone, die 
monarchische Staatsform in der Autonomie der Dominions, eine nicht un- 
wesentliche Stütze erhalten. Verfassungsmäßig ist die Krone zum gemein- 
samen Band des British Empire geworden, das keine gemeinsame Regierung 
besitzt. Der englische König entscheidet über die wichtigsten Lebensäußerun- 
gen aller Reichsteile zugleich, über Krieg und Frieden. Wenn der englische 
König den Krieg erklärt, so lebt ebenso Australien wie Kanada im Kriegs- 
zustand. 

So will die Ordnung, die die britische Reichskonferenz vorsieht, der Eigenart 
und der Divergenz der Interessen der einzelnen großen Reichsteile Rechnung 
tragen, ohne aber dadurch die wichtigsten Lebensäußerungen des Gesamt- 
organısmus verkümmern zu lassen. Alle vitalen Fragen müssen einer gemein- 
samen Regelung vorbehalten bleiben. Dazu gehört die Entscheidung über 
Krieg und Frieden, die dank der Personalunion der Stellung des englischen 
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Königs als „König von Großbritannien, Irland, der britischen Dominions ‚über 
See und Kaiser von Indien“ dem König selbst vorbehalten bleibt; dazu ge- 
hören die anderen vitalen Fragen der Außenpolitik. Kein Glied des Reiches, 


weder England noch ein Dominion, kann fernerhin einen wichtigen Vertrag 


mit einer fremden Macht ohne Zustimmung aller übrigen koordinierten Reichs- 


i glieder schließen. Englands Abmachungen in Locarno wären heute ohne Zu- 
stimmung z. B. ‚Kanadas nicht mehr möglich. Damit ist die Gemeinsamkeit 
der großen Politik innerhalb des Gesamtreiches wieder gewonnen worden. 


Daneben bleibt die Regelung von Lokalfragen den koordinierten Reichsgliedern 


selbst vorbehalten. Das Gleiche gilt vom wesentlichsten Teile der Innenpolitik. 


Eine Musterung dieser Verfassung des British Empire — wenn auch der 
Ausdruck „Verfassung“ noch peinlich vermieden wird — unter dem Gesichts- 
punkt geopolitischer Kritik vermag einige Haupttatsachen scharf herauszuheben. 


Ist rein verfassungsmäßig das Band in der Union durch die Person des eng- 


lischen Königs gefunden, ein Band, das sich dank dieser monarchisch-reprä- 
sentativen Spitze zwischen den einzelnen Körpern der koordinierten Reichsteile 
leicht schlingen ließ, so verdient es doch vollster Beachtung, daß der Grund 
zu dieser Bindung in dem Schutz der vitalen Lebensäußerungen des 
Reichsganzen zu sehen ist. Von der britischen Reichsidee wird also das Reich 
als ein Gebilde mit vitalen Lebensäußerungen erfaßt und gewertet, als ein 
Organismus im räumlichen Sinne, als Raumorganısmus, wie es dieser geo- 
graphischen Theorie vom Staate entspricht. Der Hauptsinn der britischen 
Reichskonferenz war der, diesem Raumorganismus die Lebensbedingungen zu 
seiner Weiterentwicklung zu schaffen, unter Beschränkung der Reichsidee auf 
das Vitale, unter der Zuerkennung der Selbständigkeit der Reichsteile in allen 
Fragen, die aus der Eigenart der einzelnen Raumgebilde geboren werden. 
Genau so, wie es die Theorie will, wird auch in zweiter Hinsicht die Forde- 
rung und die Zuerkennung der hochgradigen Selbständigkeit der ja unter so 
verschiedenen Lebensbedingungen stehenden einzelnen koordinierten Raumteile 
auf das für alle Riesenstaaten geltende Evolutionsgesetz, das Gesetz der Ver- 
selbständigung der Peripherie, zurückgeführt: „Die rapide Evolution der Über- 
seedominions während der letzten fünfzig Jahre hat es mit sich gebracht, daß 
eine alte politische Maschinerie in vieler Beziehung und auf komplizierte Art 
den wechselnden Bedingungen angepaßt worden ist. Die Tendenz in der 
Richtung auf Gleichheit des Status war richtig und unvermeidlich, geogra- 
phische und andere Bedingungen machten es unmöglich, den Weg der 
Föderation zu wählen. Die einzige Alternative war der Weg der Autonomie, 
und auf diesem Weg ist die Lösung langsam und sicher gesucht worden.“ 
Politische Organisation hat sich damit der organischen und unabwendbaren 
Entwicklung angepaßt. Das Britische Reich ist damit ein Bund von Staaten, 
zusammengefaßt durch den Willen zum Reich. Und als letztes hat in dem 
Ausdruck „British Commonwealth of Nations“ die Sonderentwicklung der 
einzelnen koordinierten Reichsteile ihre Begründung in der Bildung der einzelnen 
Nationen gefunden. Nicht Selbstbestimmungsrecht der Völker ıst es, das zur 
allmählichen Ausbildung der einzelnen fast selbständigen Staatskörper (kanadı- 
sche Verfassung aus dem Jahre 1867, Konstitution der Kapkolonie aus dem 
Jahre 1874, Commonwealth of Australia aus dem Jahre 1901) geführt hat, 
sondern der nationale Wille, der Wille zur Nation und zum Staate dieser 
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raumgebundenen Menschengemeinschaften ist es, der in der Bindung des 
ganzen Riesenreiches anerkannt wird. Auffällig ist die Parallele, die sich heute 
zwischen der Entwicklung und Gliederung des Russischen Reiches, der Sowjet- 
Union, die dem Prinzip nach ebenfalls aus koordinierten Staaten besteht, und 
der des Britischen Reiches ziehen läßt. En 

Für das spezielle Beispiel Kanada ergeben sich damit einschneidende Folge- 
rungen. Das Dominion of Canada ist’ein autonomer Staat innerhalb des Ge- 
samtreichs. Seine repräsentative Spitze ist der englische König, der durch den 
Generalgouverneur vertreten wird. Der letztere ist aber keineswegs mehr wie 
bisher der Vertreter der Regierung Großbritanniens. Sondern alle Verhand- 
lungen mit dem Mutterland gehen von Regierung zu Regierung, trotz der 
Personalunion, gleichsam von Staat zu Staat. Damit fallen alle Konfliktstoffe, 
Kompetenzfragen fort, wie sie sich noch vor kurzer Zeit zwischen der kanadıi- 
schen Regierung und dem Generalgouverneur als Regierungsvertreter der eng- 
lischen Regierung zeigten. Das britische Mutterland hat damit seine Vorrang- 
stellung als allein führender Staat gegenüber der einstigen Kolonie allmählich 
eingebüßt. Dieser Zustand hat: jetzt seine Sanktionierung gefunden. Es ist 
zugleich eine Sanktionierung der Tatsache, daß Europas Einfluß vom nord- 
amerikanischen Kontinent immer mehr schwindet, daß Kanada in steigendem 
Grade sich als Glied der amerikanischen Staatenwelt betrachtet. 
Im Bericht über die Vereinigten Staaten von Amerika verdient die 
Jahresbotschaft des Präsidenten Coolidge Beachtung. Konstatierung des wirt- 
schaftlichen Wohlstands und nachdrücklicher Hinweis auf den Friedenszustand 
leiten sie ein. Das Streben zur Erhaltung des Friedens wird besonders be- 
tont. Die Vereinigten Staaten trieben nur eine Verteidigungspolitik. Die 
aktive Streitkraft unter Hinzurechnung der Reserven betrage 610 000 Mann. 
Die Abrüstungsfrage auf Grund der Richtlinien der Washingtoner Konferenz 
wird noch einmal gestreift. Wünsche hinsichtlich Einschränkung der ameri- 
kanischen Rüstungen selbst werden dabei laut. Unter keinen Umständen ist 
aber zu verkennen, wie auch aus der Jahresbotschaft hervorgeht, daß Amerika 
mit besonders wachem Auge die Vorgänge in China verfolgt und neben Eng- 
land auf dem Yangtse Streitkräfte gesammelt hat. In recht grellem Kontrast 
zu der Friedfertigkeit der Coolidgeschen Botschaft steht der Gesetzentwurf über 
den Bau von ı0 Kreuzern, der dem Marineausschuß des Repräsentantenhauses 
vorlag und höchstwahrscheinlich angenommen wird. Man sieht in diesem bevor- 
stehenden Rüstungsbeschluß die von uns am Ende der Berichterstattung des 
Oktoberhefts schon angedeutete Antwort auf die Verzögerungen, die der Ab- 
rüstungskonferenz durch England in Genf bereitet worden sind. Im Wirtschafts- 
bericht des Finanzjahres 1925/26 wird dieses letzte Jahr als ein Rekordjahr nach 
dem Umfang der Produktion, des Verbrauchs, der Aus- und Einfuhr und der Höhe 
der ındustriellen Löhne bezeichnet. Die Erzeugung der Fertigfabrikate sei um 
7% gegenüber dem Jahre 1925 gestiegen. Von einer Arbeitslosigkeit könne 
man nicht sprechen. Der Lebensstandard sei höher denn je. So bedeutet dieser 
Bericht die wirkungsvolle Ergänzung der Jahresbotschaft des Präsidenten. Aufs 
neue deckt er den materiellen Wohlstand der Vereinigten Staaten auf. 

Haben die Vereinigten Staaten gegenüber China den Beobachterposten ein- 
genommen, so ist ihre Machtgeste gegenüber Mexiko selbst in der so fried- 
lichen Jahresbotschaft nicht ganz zu verkennen. Zwar ist die Spannung bis 
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jetzt kaum größer geworden, zumal die Petroleum- und Landgesetze erst im 
Januar in Kraft treten werden. Erst mit der Annäherung an diesen Termin 
dürfte eine wirklich kritische Stimmung zu erwarten sein. Bei der starken 
Investierung von vereinsstaatlichem Kapital in Mexiko — man schätzt, daß 
ı1/, Milliarden Dollar in Mexiko angelegt sind — ist es selbstverständlich, 
daß die interessierten Kreise, vornehmlich die Ölinteressenten, die vereins- 
staatliche Regierung zu einem möglichst scharfen Vorgehen veranlassen wollen, 
um beliebig freie Hand in ihrem Ausbeutungsgebiet zu behalten. Solche Be- 
strebungen werden durch die Animosität der katholischen Kreise in beiden 
Ländern gegenüber der jetzigen mexikanischen Regierung unterstützt. Im 
ganzen dürfen aber Alarmnachrichten, die aus solchen Lagern stammen, nicht 
als eine Verschärfung der Lage angesehen werden. Das Spiel der Kräfte ist 
zur Zeit in keiner Weise zu übersehen, daher ist es nicht möglich, auch nur 
eine Prognose von einiger Wahrscheinlichkeit zu stellen. Das eine ist nur 
sicher und braucht nicht erst aus den scharfen Noten erkannt zu werden, daß 
scharf gegeneinander gerichtete Kräfte am Werke sind. Seit dem mexikani- 
schen Kirchenstreit haben diese der heutigen Regierung in Mexiko feindlichen 
Strebungen ihren Sitz nicht allein in den Vereinigten Staaten: sie sind nicht allein 
aus der Erbgegnerschaft zwischen den beiden Staaten erwachsen, sondern sie 
werden durch die katholische Partei in Mexiko und durch den Katholizismus 
der ganzen Welt gestärkt. 

In Nicaragua hat sich die Lage nach einer vorübergehenden Ruhepause 
aufs neue verschärft. Die liberale revolutionäre Partei unter ihrem Führer 
Juan Sacasa bedrängt den von der Union Mitte November anerkannten kon- 
servativen Präsidenten Adolfo Diaz hart. Sacasa hat eine Gegenregierung ge- 
bildet und erstrebt gleichfalls die Anerkennung durch die Vereinsstaaten. Die 
einzelnen Bewegungen der Bürgerkriege erscheinen durchaus unübersichtlich. 
Es wird berichtet, daß die Hauptstadt Managua von den Revolutionären ein- 
geschlossen ist und vor der Kapitulation stehe. Andererseits verlautet die 
Kunde von der Eroberung des Rebellenzentrums Somotillo durch die Regie- 
rungstruppen. Die Landung vereinsstaatlicher Truppen läßt schwere Kompli- 
kationen befürchten. 

In Guatemala ist General Lazaron Chacon, der schon nach dem Tode 
Orellanas die provisorische Präsidentschaft ausgeübt hat, zum Präsidenten 
gewählt worden. In Uruguay scheint der Kandidat des nationalen Blocks 
Luis Alberto Herrera in der Präsidentenwahl zu siegen, wenn auch in der 
Hauptstadt selbst die Coloradopartei die Führung hat. 

Mitte November kam die Nachricht von einer neuen gegen die Regierung 
gerichteten Militärrevolte im brasilianischen Staate Rıo Grande do Sul, 
dieser alten inneren Bebenzone Brasiliens. 

Die jüngste Kunde über die Tacna-Aricafrage verheißt eine ziemlich be- 
friedigende Antwort. Die chilenische Botschaft soll dem Staatsdepartement in 
Washington mitgeteilt haben, daß sie mit dem letzten Vorschlag Kellogs ein- 
verstanden sei. Die strittigen Gebiete sollten gegen finanzielle Entschädigungen 
an Bolivien abgetreten, aber die Bahn Arıca—La Paz, ebenso der Hafen von 
Arica internationalisiert werden. Nur das Einverständnis von Peru stehe noch 
aus. Es fragt sich, ob sich die Mitteilung bestätigt und ob mit Perus Zu- 
stimmung zu rechnen ist. Nach dem dauernden Hin und Her um die brennendste 
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der südamerikanischen Regionalfragen erwacht die Skepsis, ob eine so glatte 
Lösung des Problems schon zu erwarten sei, an dessen friedliche Beantwortung 
man allerdings in weiten Kreisen glaubt. Sg” 

Argentiniens Beitritt zum Völkerbund, der sicher nur eine Frage der Zeit 
ist, muß als vertagt betrachtet werden, weil die Parteien vor der in Aussicht 
stehenden Präsidentenwahl alle Schwierigkeiten vermeiden möchten, die sich 
aus einem solchen Schritt in einem‘ völkisch und selbst noch national so 
heterogen zusammengesetzten Volkskörper ergeben könnten. Von besonderem 
Interesse sind Mitteilungen, die in diesem Zusammenhange der „Frankfurter 
Zeitung“ aus Buenos Aires über das nationale Fühlen der einzelnen Kolonien 
gemacht werden. Es ist eine allbekannte Tatsache, daß das Auslandsvolkstum 
der großen Kulturnationen, soweit es durch den Nachrichtendienst und dank 
einer gewissen Bildungsstufe in enger Fühlung mit dem Heimatland stehen 
kann, an allen politischen Vorgängen in Europa den regsten Anteil nımmt. 
Für das Deutschtum in Argentinien ist der in Bahia Blanca erscheinende, 
stark national eingestellte „Heimatgruß“ ein deutlicher Beleg dafür. Andere 
deutsche, französische und englische Zeitungen und Zeitschriften machen keine 
Ausnahme davon. Es überrascht jedoch, an der oben genannten Stelle zu 
lesen, daß die große Kolonie syrischer Libanesen infolge der französischen 
Politik im syrischen Mandatsgebiet extrem antifranzösisch eingestellt ist. Die 
Großzahl ihrer Mitglieder weigert sich darum, sich bei dem französischen 
Konsulat einschreiben zu lassen, weil von ihnen dort die Anerkennung des 
französischen Mandates über Syrien verlangt würde. So spielen die Fragen 
der großen auswärtigen Politik zum Teil eine geringere Rolle für den Gesamt- 
staat als für die einzelnen noch national fühlenden Teile innerhalb des Volks- 
körpers. Das ist der Grund, warum Argentinien, das mit größter Anstrengung 
während des Krieges die Neutralität gewahrt hat, nun alle inneren Hemmungen 
zu vermeiden sucht, die sich ihm aus dem Beitritt zum Völkerbund ergeben 
könnten. Darum hat es seit dem Kriegsende dem Völkerbund gegenüber nur 
eine prinzipielle freundliche Haltung gezeigt, und darum ist es in dem Augen- 
blick von der Liga zurückgetreten, in dem diese eine feindliche Haltung gegen- 
über den Mittelmächten eingenommen hat und auch den Anschluß der Ver- 
einigten Staaten von Amerika nicht zu verzeichnen vermochte. So hat im 
März 1919 der damalige Präsident Irigoyen verlangt, daß kein Unterschied 
zwischen den Kriegführenden und den Neutralen gemacht werde. Man ent- 
schloß sich unter dieser Bedingung zum Beitritt. Als aber durch den Aus- 
schluß der Mittelmächte sich die Spitze des Völkerbundes gegen diese richtete 
und damit die Idee des Völkerbundes gefährdet war, unterblieb die Ratifikation 
der Beitrittserklärung, zumal die Genfer Versammlung sich nicht auf den 
argentinischen Standpunkt zu stellen vermochte, daß kein Staat, der um Auf- 
nahme nachsuche, ausgeschlossen werden dürfe. Seitdem steht Argentinien 
praktisch außerhalb des Bundes trotz seiner prinzipiellen Zustimmung zur 
Idee eines idealen Völkerbundes und trotz der völkerbundsfreundlichen Regie- 
rung Marcelo T. de Alvears und der unter ihm erreichten dauernden Zahlung 
der Mitgliedsquote. 

In Brasilien ist die Präsidentschaft von Washington Luis nicht ohne Ein- 


fluß auf die Wirtschafts- und Finanzlage geblieben, worüber in dem nächsten 
Referat eingehender zu berichten ist. 
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Wenn im Rahmen dieser Zeitschrift über „Europäische Wirtschaft im be- 

sonderen berichtet werden soll, so kann es sich nicht einfach darum handeln, 
' von dem zu berichten, was in Europa auf dem Gebiete der Wirtschaft ge- 
schieht. Solche fortlaufende Berichterstattung ist Sache der Tagespresse und 
der periodischen Wirtschaftspresse, mit deren Aktualität wir uns nicht messen 
können. 
- Was wir wollen, ist jedoch nicht minder wichtig. Wir wollen die wirt- 
schaftliche Entwicklung unserer Zeit von Deutschland aus daraufhin beobachten, 
ob und wieweit sie der Richtung auf eine engere europäische Arbeits- und 
Wirtschaftsgemeinschaft folgt. Heute wissen wir nur soviel, daß Europa von 
einer Bewegung seiner sozialen und ökonomischen Kräfte ergriffen ist, die in 
ihrer allumfassenden Gewalt zunächst nur beweist, wie schwer dieser Wirt- 
schaftskörper um seine Bestimmung ringt. 

Als erstes praktisches Ergebnis dieses Ringens hat uns das Jahr 1926 end- 
lich nach sieben langen Nachkriegsjahren den Abschluß des westeuropäischen 
Eisenpaktes gebracht. Damit ıst an der entscheidenden Stelle der Anfang mit 
einer neuen europäischen Wirtschaftspolitik gemacht. Denn hier, im Verhältnis 
zwischen der deutschen und der französischen Schwerindustrie, ist der Versuch, 
Wirtschaftsmacht zu erzwingen, bis zum Äußersten und schließlich — im 
Ruhrunternehmen — ad absurdum geführt worden. Erst nachdem auch dieses 
Unternehmen an seiner wirtschaftlichen und politischen Unmöglichkeit ge- 
scheitert war, konnte der Weg der freien Verständigung auf dem schwer er- 
kämpften Boden der Gleichberechtigung mit Aussicht auf Erfolg beschritten 
werden. Und wie beim Locarnopakt, hat Deutschland auch für den Eisen- 
pakt schwere Opfer gebracht, indem es nicht allein sich mit einem Kontingent 
von 70—75°/, seiner Leistungsfähigkeit gegenüber 95—100°/, bei Frankreich, 
Luxemburg und Belgien begnügte, sondern grundsätzlich das Tempo seiner 
Wirtschaftsentwicklung dem seiner Vertragspartner im Rahmen des europä- 
ischen Eisenpaktes anpaßte. Ob die Kontingentsvorgabe für sie tragbar ist, 
wird die deutsche Schwerindustrie selbst am besten wissen. Ob und wieweit 
dagegen der Tempoausgleich sich halten läßt, kann nur die Zukunft lehren. 
Jedenfalls tritt in diesem Punkt die ganze Problematik europäischer Gemein- 
schaftsarbeit und Arbeitsgemeinschaft offen zutage — für den jedoch nicht 
verwunderlich, noch beängstigend, der weiß, daß eine Gemeinschaft, soll sıe 
lebendig und fruchtbar sein, nicht ohne innere Spannung sein kann. Zumal 
wir Deutschen mit unserer dynamischen Lebensauffassung sollten ein volles 
Verständnis dafür aufbringen, daß eine „Gemeinschaft“, die statisch alle Kräfte- 
verhältnisse vollkommen in sich abgewogen und „ausgeglichen“ hätte, un- 
wirksam sein müßte, und daß nur solche Gemeinschaft dauern kann, in der 
jener ungelöste Rest durch immer neue Lösungsversuche die Entwicklung vor- 
wärtstreibt: Gemeinschaft ist nicht Selbstzweck, und Gemeinschaft, die nicht 


durch sich selbst der Entwicklung dient, hat ihren eigentlichen Zweck verfehlt. 
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In solchem höheren Sinne ist auch der europäische Eisenpakt entwicklungs- 
fähig und elastisch wandelbar, sowohl in seiner Form als internationales Kartell 
als auch in seiner ausgleichenden Tendenz, ganz abgesehen davon, daß er 
nicht nur nicht „auf ewig“ abgeschlossen ist, sondern auch in seinem Bestande 
von der weiteren Entwicklung der handelspolitischen Beziehungen, insbesondere 
der Handelsvertragsverhandlungen zwischen Deutschland und Frankreich aus- 
drücklich abhängig gemacht ist und überdies selbst wiederum in einem ge- 
wissen natürlichen Spannungsverhältnis steht zu der ungelösten und, ohne 
heute jedenfalls noch untragbare Bindungen kaum lösbaren Frage vertraglicher 
Regelung des Gegenseitigkeitsverhältnisses zwischen dem Ruhrkoks und der 
französischen Minette. 

Trotz oder vielmehr gerade wegen all dieser Spannungen, die das heute im 
Eisenpakt repräsentativ verkörperte wirtschaftliche Gemeinschaftsverhältnis 
zwischen Deutschland und Frankreich umwittern, kann und wird die wirt- 
schaftliche Gemeinschaftsarbeit an diesem entscheidenden Punkte nicht mehr 
abreißen, und wenn und so oft die Politik sich störend und hemmend in den 
Weg stellt, so wird die Wirtschaft immer wieder neue Wege suchen und 
finden, um an diesem europäischen Angelpunkte zur Gemeinschaftsarbeit zu- 
sammenzukommen. Was Weltkrieg und Ruhrkampf nicht gewaltsam äußer- 
lich vereinigen, aber auch innerlich nicht trennen konnten, so daß es heute 
schon wieder im europäischen Eisenpakt eine erste Form der Gemeinschafts- 
arbeit gefunden hat, das muß auf einer Grundtatsache europäischer Wirtschaft 
beruhen. Und in der Tat wird man hier nur Alfred Weber folgen können, 
der aus den großen Zusammenhängen seiner Standortslehre heraus Europa als 
Weltindustriezentrum uns so vor Augen stellt:*) 


„Dieses Weltindustriezentrum ist, wenn man es einmal als natürlich-histo- 
rische Einheit sieht, gestützt auf die großen Kohlen- und Erzlager des 
rheinischen Westens und des oberschlesisch-polnischen Ostens, getragen von 
der Leistungshöhe seiner geordneten Arbeitermassen, ein Bezirk, den man in 
seine Phantasie nur aufnimmt, wenn man den großen Kreis umschreitet von 
Gotenburg nach Antwerpen, Amiens, Paris, Mülhausen, Mailand, hinauf nach 
Vorarlberg, hinüber nach Niederösterreich, über Mähren nach Lodz in Polen, 
und über Berlin zurück nach Schweden. Dieser Bezirk schritt vor dem Krieg 
in der Entwicklung ebenso rasch vorwärts als der Industriekomplex der ameri- 
kanischen Union, war an Gewicht mit seinen vielleicht 16— 18 Millionen groß- 
industriellen Arbeitskräften überhaupt das größte der Erde und nur durch 
seinen staatlich zerbrochenen, wirtschaftlich sehr differenzierten Aufbau nicht 
ohne weiteres als Einheit ersichtlich. Es ist aber gleichwohl eine solche, die- 
jenige, deren funktionales Gestörtsein durch den Nachkrieg die gesamten 
Störungen der Weltwirtschaft seitdem hervorruft, um deren Wiederaufbau es 
sich bei allen wirtschaftlichen Rokonstruktionsversuchen des ökonomischen 
Weltganzen heute handelt, und ein Komplex, der infolge seines Gewichtes und 
seines Selbstbewußtseins niemals das Anhängsel irgendeiner finanzimperialisti- 
schen Herrschaft, vor allem auch nicht der französischen, bleiben kann. Es 


*) „Die Krise des modernen Staatsgedankens in Europa.“ 1925. 8. ı60f. Vgl. auch des- 


selben Verfassers Beitrag: „Europa als Weltindustriezentrum und die Idee der Zollunion“ in dem: 
Sammelwerk: „Europäische Zollunion“. 1926. 8. 122 ff. 
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wird als Ganzes mit eigenem Gewicht einmal wieder auftauchen, welche Zer- 
 störungs- und Auseinanderlegungskünste man auch an ihm versuchen mag. 


Es ist der materielle Zukunftskörper von Europa, der natürlich nicht als ein 


‚scharf abgegrenztes geographisches Liniengebilde, sondern als ein mit England 


und Rußland in engster Fühlung stehendes Kraftfeld anzusehen ist.“ 
Unter solchen Aspekten gewinnt der Eisenpakt die Bedeutung, daß damit 
der erste entscheidende Schritt getan ist, um den Wirtschaftskörper Europa, 


- den der Weltkrieg in seinem motorischen Zentrum getroffen und gelähmt 


hatte, in seinen funktionellen Grundlagen wieder aufzurichten. Er hat dem 
Rückgrat des kontinental-europäischen Industriekörpers wieder einen festeren 
Halt verliehen, und die an sich unzerstörbare Entfaltungsbasis der europäischen 
Industriewirtschaft im Westen hat durch ihn eine gewisse Konsolidierung er- 
fahren. Der Schlüssel aber zur Eröffnung und Entfaltung aller neuen Mög- 


lichkeiten europäischer Wirtschaft liegt offenbar in dem polaren Verhältnis 


zwischen der deutschen und französischen Schwerindustrie im weiteren Rhein- 
gebiet, und insofern ist es richtig, zu sagen, daß von der Wirtschaftsverstän- 
digung zwischen Deutschland und Frankreich das Schicksal aller europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft überhaupt abhängt. Aber dieses deutsch-französische 
Grundverhältnis wird stets in der ungeheuren Spannung erhalten bleiben, die 
sıch aus den nationalen Unterschieden der Wirtschaftskraft und des Arbeits- 
tempos ergeben. Darum kann die europäische Wirtschaftsgemeinschaft immer 
nur eine Art Kartellverhältnis zwischen den nationalen Wirtschaften sein, und 
wenn und wo dieses Verhältnis selbst mit Spannungen bis zum Bersten ge- 
laden wäre, so müßte es im Sinne lebendiger Gemeinschaft weiterentwickelt 
werden. 

Das Ziel ist höchster Anstrengung und auch jedes möglichen Opfers wert. 
Welche Bindungen noch möglich sind, ohne daß wertvolle nationale Kräfte 
lahmgelegt werden, kann sich nur in der weiteren Entwicklung von Fall zu 
Fall und von Lage zu Lage entscheiden. Hier galt es zunächst nur die Pro- 
blematik europäischer Wirtschaftsgemeinschaft aufzuzeigen, wie sie sich in dem 
Kernproblem der Wirtschaftsverständigung zwischen Deutschland und Frank- 
reich verdichtet hat und nun in dem europäischen Eisenkartell, als dem 
wesentlichen Vorgang des Jahres ı926 in der Richtung einer europäischen 
Wirtschaftsführung, zu lösen beginnt. 


Sır JOSIAH STAMP: 
DER WAHRE SINN DES WELTWIRTSCHAFTSMANIFESTES 


Die Weltpresse hat in dem im Oktober vorigen Jahres veröffentlichten Welt- 
wirtschaftsmanifest vielfach nur eine wissenschaftlich gehaltene Proklamation 
der internationalen Bankwelt zu selbstsüchtigen Zwecken gesehen. Die Be- 
trachtungen zu dem Dokument waren teilweise unfreundlich, zum Teil sogar 
zynisch gehalten. Die meisten Kommentare beschränkten sich darauf, am prak- 
tischen Wert der Veröffentlichung Kritik zu üben oder der Welt zu versichern, 
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daß das Manifest, dessen ganze Abfassung sich aus außergewöhnlichen Um- 
ständen erkläre, auf das betreffende Land des Kritikers keine Anwendung habe. 

Das Manifest wurde natürlich mit größter Schnelligkeit und Gründlichkeit 
in den Vereinigten Staaten „erledigt“. Präsident Coolidge wittert einen An- 
griff auf seinen Zolltarif schon Meilen und Wochen lang voraus. Im Mai 
vorigen Jahres hielt ich auf der Tagung der amerikanischen Abteilung der 
Internationalen Handelskammer mit Herrn J. Barnes, dem Präsidenten der 
amerikanischen Handelskammer, als Vorsitzendem eine Rede. Das Programm 
dieser Sitzung war, lange bevor das Manifest überhaupt erschien, der Abbau 
der Zollschranken zwischen den europäischen Nationen als Teil des europäischen 
Wiederaufbauprogramms. Die Punkte, die in dem Programm besonders her- 
vorgehoben wurden, waren neben dem dringenden Wunsche, den amerika- 
nischen Markt vor Angriffen auf den amerikanischen Lebensstandard zu 
schützen, die Notwendigkeit des Schwindens der zwischenstaatlichen Zoll- 
schranken in Europa. Meine eigenen Ausführungen bestanden mehr in der 
Betonung des Erfordernisses einer gewissen Selbstverleugnung, wobei ich mich 
darauf beschränkte, darauf hinzuweisen, daß gutes Beispiel und Opfermut 
jedenfalls wirksame Hilfsmittel für jeden Reformator bilden. 

Wie sich die amerikanische Presse überzeugt hat, war das Manifest keines- 
falls gegen die Vereinigten Staaten gerichtet. Ich glaube nicht, daß etwa der 
zehnte Teil der Unterzeichner sich zu einem solchen Zwecke hätte zusammen- 
bringen lassen. Der ausschlaggebende Vorteil, den die Union vor Europa be- 
sitzt und der in jeder Unterscheidung, die man zwischen der alten und der 
neuen Welt macht, die Hauptrolle spielt, nämlich die Tatsache, daß Amerika 
ein ungeheures Freihandelsgebiet darstellt und daß seine Blüte in Gefahr 
geraten würde, falls es zwischenstaatliche Zollschranken besäße, ist volks- 
wirtschaftlich durchaus richtig erkannt. 

Das Manifest behauptet keineswegs, daß die ganze Welt eine wirtschaft- 
liche Einheit ist, aber es behauptet, daß es so etwas wie ein einheitliches 
wirtschaftliches Interessengebiet gäbe, das ohne Gefahr der Schädigung des 
Gesamten nicht zerrissen werden dürfe und das, falls eine Trennung aus un- 
wirtschaftlichen Gründen heraus erfolge, die Möglichkeiten eines gesunden 
Wiederaufbaues vermindert und den Bemühungen der Völker zur Hebung 
ihres Wohlstandes weniger Erfolg gibt, als dies bei einem freien Warenaus- 
tausch der Fall sein würde. Die Frage, ob ein freihändlerisches oder ein 
maßvoll schutzzöllnerisches Amerika besser fahren würde, ist überhaupt nicht 
gestellt, obgleich diese Frage zweifellos in der Logik der Betrachtungen liegt. 
Ebenso ist die Frage, ob ein im Innern freihändlerisches Europa einen aus- 
gleichenden Schutzzollwall gegen Amerika aufrichten sollte, nicht angeschnitten, 
obwohl auch sie im Rahmen der Untersuchungen liegen würde. 
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Trotz dieser Einschränkungen hat das Manifest manch interessantes Echo in 


Amerika wachgerufen, sodaß es Gelegenheit zu interessanter und nützlicher 
Betrachtung bietet. Ein Pressevertreter in Washington benutzt es — woran 


die Unterzeichner des Manifestes natürlich nicht gedacht haben — als Agita- 
tionsmittel der Wahlpropaganda. Er sieht in ihm eine Warnung, in Tarif- 


' fragen fest zu bleiben und das öffentliche Interesse auf die handelspolitische 


Verantwortlichkeit zu lenken. Wie gewöhnlich gibt es auch solche, die in 
dem Manifest eine tiefangelegte republikanische Verschwörung erblicken. 
Andere wieder erwarten einen Erfolg wie jener Pressevertreter, der seine Be- 
trachtungen schließt: Was auch immer die verschiedenen Beweggründe für 
die Veröffentlichung des Manifestes gewesen sein mögen, zweifellos ist ein ge- 
sunder Gedanke in ihm enthalten, der, nachdem er einmal ausgesprochen ist, 
fortfahren wird, unwiderstehlich im Sinne eines tieferen internationalen Ver- 
antwortungsgefühls zu wirken. Mr. Mellon, der amerikanische Schatzkanzler, 
gibt seinen Segen, da das Manifest keine Kritik darstellt, sondern nur auf 
Grund neuer Theorien das Bestreben enthält, die amerikanischen Verhältnisse 
zu kopieren. Zudem ist seiner Meinung nach der amerikanische Zolltarif ein 
tatsächlicher Segen für Europa, da dieser Zolltarif die Blüte Europas aufrecht 
erhält und die Aufnahmefähigkeit Amerikas für europäische Waren steigert. 
Falls das Manifest tatsächlich an die Adresse der Union gerichtet wäre, so 
würde es immerhin sehr interessant sein, den scheinbaren Widerspruch zu 
untersuchen, inwiefern der Zolltarif der Vereinigten Staaten tatsächlich eine 
Erhöhung der amerikanischen Einfuhren anstatt deren Beschränkung bedeutet. 

In Berliner Finanzkreisen erklärt man, daß der Zweck des Manifestes keines- 
wegs in dem sofortigen Abbau aller Zollschranken zu suchen sei, daß es viel- 
mehr darauf hinausläuft, die vielen jungen Industrien, die in den neuentstan- 
denen Staaten ins Leben gerufen wurden und die aus nationalistischen Gründen 
unter dem Schutze von Zolltarifen ein treibhausartiges Dasein führen, auf ihre 
wirkliche Bedeutung zurückzudrücken. Diese jungen Nationen sollten nicht 
darauf bestehen, ihre Bevölkerung mit den in nationalen Fabrikunternehmungen 
erzeugten Produkten zu beliefern, sondern sie sollten sich lieber auf ihre 
eigenen natürlichen Hilfsquellen beschränken. Moskau und Rom wittern eine 
britische Verschwörung, und Rom fordert als Vorbedingung für irgend eine 
Beteiligung an den Bestrebungen eine gerechte Verteilung der Rohstoffvor- 
kommen unter allen Nationen. 

Die verschiedenen in dem Manifest enthaltenen Behauptungen sind keines- 
wegs übertrieben. Europa (mit Ausschluß Rußlands) mit einem Gebiet von 
2 100000 englischen Quadratmeilen besitzt heute 26 Zollgrenzen, während die 
Vereinigten Staaten mit 3617 000 englischen Quadratmeilen keine einzige Zoll- 


schranke kennen. 
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Die Weigerung, dieses Netzwerk von Zolltarifen abzubauen oder wenigstens 
zu mildern, bedeutet eine Beschränkung der Möglichkeiten für alle Nationen, 
der Vorteile weltwirtschaftlichen Austauschhandels teilhaftig zu werden. Das 
ist gleichbedeutend mit einer künstlich erzeugten Armut, genau so wie etwa 
die Weigerung, die in vielen Ländern bestehende Doppelbesteuerung durch 
gegenseitige Abmachuugen aufzuheben, .den freien Fluß des Kapitals an Orte, 
wo es am meisten gebraucht wird, verhindert und eine künstliche Kapital- 
knappheit hervorruft. Das Nationalbewußtsein der neuentstandenen Staaten 
wird ein sehr teuer erkaufter Segen sein, falls es im Zeichen einer bis zur 
weltwirtschaftlichen Blindheit gehenden politischen Feindschaft gegen andere 
Staaten steht. 


W. M. FREIHERR Von Biıssınc: 
DIE WEITERE ENTWICKLUNG IN FRANKREICH 


Die Finanz- und Währungslage in Frankreich ist nach wie vor undurch- 
sichtig. Niemand weiß eigentlich, welches die Pläne und Absichten Poincares 
sind. Man hört immer nur, daß alles zum Besten ginge, und Poincare ver- 
fehlt nicht, zu betonen, daß das Schatzamt im Jahre 1927 wieder die Ver- 
träge mit der Bank von Frankreich aus dem Jahre 1920 erfüllen werde, wo- 
nach zur Abdeckung der dem Staate gewährten Vorschüsse jährlich zwei Mil- 
liarden Francs an das zentrale Noteninstitut zu zahlen sind. 

Die Kammer hat nun kürzlich den Etat für 1927 bewilligt, der bei 39,6 Mil- 
liarden Francs Ausgaben und 39,9 Einnahmen mit einem Überschuß von 
0,3 Milliarden abschließt. Von den Ausgaben entfallen fast 7 Milliarden 
Francs auf Heer und Marine, während Tilgung und Verzinsung der äußeren 
und inneren Schuld 65 % der Ausgaben in Höhe von 23,6 Milliarden Francs 
beanspruchen. Auf der Einnahmeseite stehen 36,3 Milliarden Francs an 
Steuereinnahmen. Das sind etwa 20 % des Volkseinkommens, wenn man 
dieses mit Keynes auf rund 180 ‚Milliarden Papierfranes beziffert. Ob nach 
Stillegung der Notenpresse und ob in anbetracht der dadurch verursachten 
Wirtschaftskrise ein derartiger Betrag tatsächlich der Volkswirtschaft wird 
entzogen werden können, erscheint immerhin fraglich. Aber dadurch wird 
die für die französischen Finanzen drohende Gefahr, die sehr hohe innere, vor 
allem kurzfristige und schwebende Schuld, noch nicht beseitigt. Auch die Er- 
richtung der Amortisationskasse dürfte die latente immer noch vorhandene 
Illiquidität des Staates kaum grundlegend bessern. Während des Jahres 1925 
hatte sich in der Verteilung der schwebenden Schuld nach der Laufzeit eine 
sehr unerwünschte Verschiebung bemerkbar gemacht. Es haben sich die Be- 
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träge der ganz kurzfristigen Schatzanweisungen mit einer Laufzeit _von ein bis 


- 


drei Monaten zu Ungunsten der sechs und zwölf Monate laufenden Schuld- 
verschreibungen vermehrt. 


- Verteilung der schwebenden Schuld nach der Laufzeit. 


Laufzeit (Milliarden Papierfranks): 


ı Monat 3 Monate 6 Monate ı2 Monate insgesamt 
ST1.35 3,7 2,5 8,7 40,9 54,8 
Ste12.25 4,9 355 3,7 33,6 45,7 


Man wird annehmen dürfen, daß im laufenden Jahre diese Verschiebung 
noch verstärkt worden ist, und daß sie sich erst recht fortgesetzt hat, seit- 


dem man damit rechnen muß, daß der durch die Notenpresse gespeiste Geld- 


strom allmählich zu versiegen beginnt. Die kurzfristige schwebende französi- 
sche Schuld beträgt insgesamt etwa 45 Milliarden Papierfranes = etwa 
9,32 Milliarden Goldfranks. Hiervon können im rohen Durchschnitt etwa 4 bis 
5 Milliarden Papierfrancs = etwa 800 Millionen bis ı Milliarde Goldfrancs 
monatlich fällig werden. Dem gegenüber stünde zur Einlösung zur Verfügung 
der Rest der Morgananleıhe in Höhe von etwa ı55 Millionen Goldfrancs. Als 
letzte Reserve könnte dann allerdings noch der besondere Gold- und Devisen- 
bestand der Bank von Frankreich herangezogen werden, der durch Edelmetall- 
und Devisenaufkäufe im Inland entstanden ist und zu Beginn des Dezember 
etwa 1,5 Milliarden Goldfrancs betragen hatte. Aber dadurch würde nur ein 
Wechsel des Schuldners vorgenommen und eine Steigerung der Verbindlich- 
keiten des Staates bei der Bank von Frankreich hervorgerufen werden. Ab- 
gesehen davon würde der Einsatz dieser Mittel den Zusammenbruch nicht 
verhindern, sondern nur hinausschieben können. 


Die einzige wirksame Rettung würde also sein: Umwandlung der kurz- 
fristigen Schuld in eine langfristige. Aber die Aussichten für den Erfolg einer 
solchen Konsolidierungsanleihe scheinen solange wenig gute zu sein, als nicht 
die Gewißheit darüber besteht, daß der Frankenanstieg nicht durch einen 
ebenso jähen und schnellen Sturz abgelöst wird. Der mißglückte Versuch der 
4!/, % wertbeständigen Anleihe, den Cailleaux ım Jahre 1925 machte, gibt zu 
denken. Damals wollte man 30—4o Milliarden Francs kurzfristiger Schuld- 
verschreibungen auf diesem Wege konsolidieren. Das Zeichnungsergebnis aber 
betrug nur 6 Milliarden Francs. Heute aber liegen die Verhältnisse noch un- 
günstiger, da das Vertrauen zur Währung noch geringer ist als damals. 

Die offenbar sehr geringe Liquidität des Staatsschatzes wird durch den Aus- 
weis der Bank von Frankreich von Anfang Dezember beleuchtet. Trotz der 
außerordentlichen Steigerung der Staatseinnahmen von 3,1 Milliarden im Sep- 
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tember auf 5,09 Milliarden im Oktober und trotz der Steigerung der inneren 
Kaufkraft des Franken hat die Bank dem französischen Staat einen erneuten 
Vorschuß von ı Milliarde Francs gewähren müssen, so daß seine Schuld 
wiederum von 35,9 auf 36,9 Milliarden Francs angewachsen ist. Demnach 
scheint Frankreich noch keineswegs sorgenlos in die nähere Zukunft sehen zu 
dürfen. 

Die Sorgen für die nähere Zukunft werden aber dadurch noch schwerer, daß 
einer der großen auswärtigen Gläubiger aus der Kriegszeit her offenbar nicht 
mehr gewillt ist, seine bisherige Langmut weiter zu zeigen. England hat durch 
den Bergarbeiterstreik schweren Schaden erlitten und auch einen Rückgang 
in seinen Steuereinnahmen aufzuweisen. Die Verpflichtungen, die man aber 
seinerzeit den Vereinigten Staaten gegenüber eingegangen war, bleiben in der 
gleichen Höhe bestehen, so daß es nur natürlich ist, wenn sich England nun- 
mehr zum Ausgleich an seinen eigenen Schuldner Frankreich wendet und eine 
derartige endgültige Regelung des Schuldverhältnisses verlangt, daß die Inter- 
essen Englands und der englischen Steuerzahler in vollem Maße gewahrt 
werden. Einzelheiten über die Besprechungen, die in dieser Angelegenheit 
zwischen Poincare und Chamberlain in Paris stattgefunden haben, sind bisher 
der Öffentlichkeit nicht bekannt gegeben worden, aber man wird annehmen 
dürfen, daß sie jedenfalls zur Erleichterung der sehr angespannten französischen 
Finanzlage nicht beitragen werden. 

Die Liquidität der Wirtschaft scheint bisher noch einigermaßen aus- 
reichend zu sein. Der Notenumlauf der Bank von Frankreich hält sich ziem- 
lich gleichbleibend zwischen 53 und 54 Milliarden Frances. Die Anlage in 
Wechsel und Lombards zeigt allerdings von Mai bis September im Monats- 
durchschnitt eine Zunahme von 6,8 auf 8,ı Milliarden Francs, um im Oktober 
und November ziemlich gleichbleibend auf 7,5 bzw. 7,4 Milliarden Francs 
stehen zu bleiben. Die fremden Gelder zeigen gleichfalls vor allem in den 
letzten Wochen eine langsam ansteigende Tendenz. Sie betrugen Ende Oktober 
4 Milliarden und sind bis Ende November auf 4,9 Milliarden angewachsen; 
diese Zunahme weist auf eine Verlangsamerung des Geschäftsganges hin. 

Wenn die französische Wirtschaft bisher offenbar nicht in dem Maße 
illiquide geworden ist, wie das seinerzeit in Deutschland der Fall war, so 
liegt das in erster Linie daran, daß die Frankenentwertung und Revalori- 
sation sich in erheblich engeren Grenzen hält als seinerzeit in Deutschland, 
daß ferner der Geldumlauf, ohne nach außen sichtbar zu sein, effektiv ver- 
mehrt wird durch die kurzfristigen Schatzanweisungen mit einmonatiger Lauf- 
zeit, die in vielen Fällen vor allem auf dem Lande als Geld verwandt werden, 
und daß sich schließlich die Wirtschaft offenbar die notwendigen Mittel zur 
Weiterführung ihrer Betriebe durch den Verkauf der gehamsterten Gold- und 
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‚Devisenvorräte beschafft. Ende Oktober hatte die Bank von Frankreich im 
Inlande für rund ı,ı Milliarden Goldfrancs Gold und Devisen aufgekauft, ein 
Betrag, der sich auf 1,5 Milliarden Francs Anfang Dezember erhöhte. Da- 
durch ist es auch zu erklären, daß trotz des mehr und mehr stagnierenden 
Wirtschaftslebens der Notenumlauf der Bank von Frankreich keine nennens- 
werten Abnahmen aufweist. 

Die Bestrebungen, die französische Währung zu sanieren, fallen in einen 
 weltwirtschaftlich sehr wenig günstigen Augenblick. Während die Belgier 
eigene Wege beschritten und auf diese Weise noch aus den letzten Ausflüssen 
der Konjunkturwelle, die in Verbindung mit dem englischen Bergarbeiterstreik 
stand, Vorteil zogen, setzten die französischen Revalorisationsversuche in ihrer 
vollen Auswirkung gerade in dem Augenblick ein, in dem der englische Berg- 
arbeiterstreik beendet ist, und in dem das internationale Stahlkartell in Vor- 
aussicht der kommenden Entwicklung die Beteiligungsquoten seiner Mitglieder 
herabsetzt. Durch die zunehmende Stille und Baisse am Weltmarkt in Stahl 
und Eisen wird Frankreich recht hart getroffen. Allerdings so schlecht wie 
es seinerzeit der deutschen Industrie ergangen ist, wird es den Franzosen 
Dank des mildernden Einflusses, den der internationale Stahlpakt voraussicht- 
lich auf die Marktlage ausüben wird, nicht ergehen. Aber man wird zweifel- 
los doch damit rechnen müssen, daß die Passivität der französischen Handels- 
bilanz, die sich Ende November auf 537 Millionen Francs belief, im weiteren 
Verlauf des Jahres noch zunehmen wird, und daß daher nicht unbeträchtliche 
Teile der ins Ausland geflüchteten Kapitalien dazu benutzt werden müssen, 
um die Zahlungsbilanz auszugleichen. 
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1. Schiffsverkehr der Hauptländer in 1000 Register-Tons 
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2. Schiffsverkehr der Haupthäfen in 1000 Register-Tons netto!) 


1925 1924 1913. 
NewaYorkı 2 2,02. 18 887 15 595 6) 
London :. . 0 0.2 ar Ertr 16 279 12 365 
Antwerpen. or 16 242 12 017 
Kotterlames 2 200 22.2,10/099 14 183 ı2 249 
Hamburg. 7 0028.50,.191836 14 445 13 094 
Shanghai) ER re rerbrne 16 153 9 321 
Inyerpool era sale. 213075 12 879 11 632 
Buenos Aires . » 2 2. 12306 12 542 6 995 
Koben.s se er Or: 3 12 108 6454 
Singapore . . . " . . 12002 10 962 8 607 
Cherboure Er Sr 2101033 9915 4 587 
Konstantinopel . . . .„. 9487 7 236 7400 
Nionteyideor a Een 305 9414 9438 
Marseille, . 10.202, 0,250846 8 596 8 133 
Southampton . . 2... ga6ı 9 174 6 663 
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3. Der Schiffsverkehr des Suez-Kanals in 1000 Register-Tons Bao 


Flaggen 


englische 
holländische 
deutsche . 
französische . 
italienische . 
japanische 


amerikanische . 


norwegische 
dänische . 
schwedische . 
griechische . 
spanische . 
russische . 
jugoslawische 
alle übrigen 


Der Schiffsverkehr des Panama-Kanals®) in 1000 Register-Tons netto 


Flaggen 
amerikanische 
englische 
norwegische 
deutsche 
japanische . 
holländische 
französische 
italienische 
schwedische 
dänische 
alle übrigen 


2) 1924. 
3) 1922. 
4) 1923. 
5) ıgıa. 


. 


1925/26 


9 976 
5 494 
752 
524 
542 
393 
338 
317 
226 
183 
804 


19 549 


Anmerkungungen 


1) Im Mittel von und nach dem Ausland. 


4 
el 


9) 


1924/25 


9817 
4783 
538 
578 
659 
64 
392 
1223 
181 
128 


ı 144 
18 284 


1913/14. 


GEOPOLITISCHE STATISTIK 


1921/22 
3 978 
3037 

308 
98 
698 
234 
152 
59 
99 
182 
348 


9134 


1925 1924 1913 1910 

16 016 14 994 12 052 10 423 

2699 2 488 ı 287 855 

1791 ı 646 3 352 2 563 

1 628 1 497 928 833 

1 416 ı 483 290 218 

1.067 871 344 351 
812 795 7 — 
372 367 93 — 

360 344 172 97 
263 270 123 — 
166 131 54 = 
68 52 76 _ 

35 62 3kı 283 

24 42 846 613 

42 68 67 309 

26 762 25 110 20 034 16 582 


1914/15 


ı 360 
ı 305 


105 


43 


Honkong weist eine höhere Ziffer auf, 1925: 
3,6 Mill. Register-Tons. Doch ist diese Ziffer 


nicht ohne weiteres vergleichbar. 


Eröffnet am ı5. August 1914. 
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Kar BaRrTz: 
DIE ENTWICKLUNG DES FRANZÖSISCHEN STAATES UND 
SEINE GEOGRAPHISCHEN GRUNDLAGEN IM OSTEN 


Frankreich ist das Land natürlicher Grenzen. Unveränderlich gegen das 
Mittelmeer, Atlantik und Kanal, schwer verrückbar gegen die Pyrenäenseite, 
politisch aber variabel gegen den Osten und Nordosten. 

Der Raum, den die französische Nation einnimmt, wird in verschiedene 
Regionen und Landschaften zerlegt, die fast alle (mit Ausnahme der nach 
dem Meere orientierten Bretagne und Provence, Elsaß-Lothringen, 
sowie eines Teiles der Lothringischen Hochfläche) organisch miteinander ver- 
bunden und gegenseitig durch beziehungsfreundliche Straßen erschlossen, seit 
jeher in engem geistigen und materiellen Austausche standen und Zusammen- 
gehörigkeit aufweisen. Die Isle de France als Zentralpunkt der Landschaft, 
als natürliche, politische und wirtschaftliche Dominante schuf sich die anderen 
Regionen in nationaler Beziehung wesensgleich; aus ihr quoll der Gedanke 
politisch nationaler Zusammengehörigkeit über den Raum zwischen Maas, 
Rhöne, den beiden Meeren und Pyrenäen. 

Die Landschaft war die Basis, von der aus kluge Politiker zielbewußt 
operieren konnten. Mit Hilfe fähiger Herrscher, einer frühen Rechtseinheit, 
der nationalen Tendenzen der Kirche innerhalb der französischen Landschaft, 
einer verknüpfenden Sprache, nationaler Literatur, sowie durch persönlich 
egoistische Außenpolitik deutscher Kaiser konnte jener Staat erstehen, der 
auf Grund straffester Zentralisation in allen Ressorts die Landschaften zu 
einem nationalen Einheitsstaat verschmolz. 

Heute hat Frankreich seine natürlichen Grenzen überall erreicht. Im Nord- 
osten und Osten aber hat es schon seit den Tagen Ludwig XIV. die politi- 
schen Grenzen weit über die ihm von der Natur und Volksgemeinschaft ge- 
zogenen — den Bruchrand des letzten östlichen, nach Westen im Bogen ge- 
öffneten Formationsringes des nordfranzösischen Beckens — überschritten. 
Teile der flandrischen Tafel, des Rheinischen Schiefergebirges (Ardennen), der 
Lothringischen Hochfläche, die Vogesen mit dem linksrheinischen Graben bis 
zum Rhein und zur Lauter wurden auf Grund machtpolitischer Auseinander- 
setzungen, ohne Rücksicht auf Landschaft, Volk, Kultur und Sprache einem 
wesensfremden Staatskörper angegliedert. 

Als eigenste und natürlichste Grenzen Frankreichs zeichnen sich 
ab: die Pyrenäen, Atlantik und Kanal, der Kreidebruchrand der 
Höhen von Artois und Pikardie, die jurassischen Kalkflächen bei 
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Mezieres gegen das Rheinische Schiefergebirge, die Woäwreebene 
gegen die, lothringische Landschaft, der Ostabfall der Sichelberge 
gegen die obere Mosel. Die Grenze zwischen dem Plateau von Langres 
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Frankreichs natürliche Landschaften. 


und dem Jura gegen die burgundische Pforte bleibt unbestimmt, ebenso weiter 
südlich wäre die natürliche Grenze eigentlich der Abfall des Zentralmassivs 
zur Rhöne-Saöne-Senke; aber diese Senke war schon in früher Zeit mit roma- 
nischer Kultur gesättigt und konnte von Norden nach Süden, zwischen Zentral- 
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massiv und Alpen eingekeilt, als Durchgangsland kaum einen Staat mit Lebens- 
dauer bilden, während seine Beziehungen nach Westen auf Frankreich weisen, 

Während die lothringische Landschaft geologisch zum nordfranzösischen 
Becken gehört, trägt. sie, die hier ihren ausgeprägten Stufencharakter verloren 
hat, deutsche Züge. 

Die französischen Einzellandschaften, von denen wir die wichtigsten bervor- 
hoben, ordnen sich um einen Zentralkern, das verkehrsfreundliche Zentral- 
massiv, sind durch tektonische Senken und tiefeingreifende Erosionstäler in 
dieses verzahnt. Seit altersher bewegt sich hier ein reger Durchgangsverkehr 
von Süden nach Norden, von Osten nach Westen. Über den Bruchrand des 
Massivs gehen vom Schlüsselpunkt Lyon aus Straßen nach St. Etienne— 
Orl&ans— Paris. Die zwischen dem Ostrande des Nordfranzösischen Beckens 
sowie dem Mont du Charolais liegende Senke erniedrigt sich auf 309 m und 
verbindet zugleich als künstliche Wasserstraße den Saöne-Rhöneweg mit der 
‚Loire und Paris. Über Narbonne führt eine wichtige Straße nach Clermont 
den Allier entlang nach Orl&ans—Paris. 

Durch sein Flußsystem auf das engste mit dem Zentralmassiv verbunden, 
nimmt das Garonnebecken den Raum ein zwischen diesem, den Pyrenäen 
und der Schwelle von Poitiers. Die Garonne führt als Hauptverkehrsader 
durch das breite Tal von Carcassonne zum Mittelmeer, dieses so mit dem 
Ozean verbindend und der nordfranzösischen Landschaft überhaupt. 

Vom Garonnebecken führt eine niedrige und breite Verbindungsschwelle 
zwischen Bretagne und Zentralmassiv über Angouleme—Poitiers in die Touraine 
und in das Herz der größten und wichtigsten Landschaft, das Nordfranzösi- 
sche Becken, das fast ganz Nord- und die nördliche Hälfte von Ostfrank- 
reich ausfüllt. Im Besitze des Seine- und eines Teiles des Loiresystems nach 
Norden weit geöffnet, nach Süden in das Zentralmassiv verwachsen, wird der 
Südosten, Osten und Nordosten durch ausgeprägte, ihre Umgebung über- 
ragende Steilränder geschützt. In ihrer östlichen Hälfte stellt sich diese Land- 
schaft dem Auge als mehrere ineinandergelegte Schalen dar, deren Inneres 
nach der Isle de France zuneigt und deren mesozoisch-tertiäre Schichtenfolge 
in drei konzentrischen Ringen zutage tritt, die gegen Osten als langgestreckte 
wallartige Steilränder, von denen der innere niedriger ist als der äußere, ab- 
brechen. Diese Ringe sind jeder von wechselnder Höhe und durch Senken oder 
Erosion verschieden breit und tief zerschnitten und bilden die wichtigen 
Einfallspässe gegen die Isle. Erwähnenswert ist besonders die breite Lücke 
von Cambrai—St. Quentin, Völkertor und blutgetränkter Boden wechselvollen 
Völkerringens. 

Des Beckens östlichster Steilrand läuft in einem nach Westen geöffneten 
Bogen von der Yonne über die obere Seine und Maas, greift über die Woevre- 
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ebene und steigt nach langer Unterbrechung als äußerster Wall in der Kreide- 
schwelle von Artois steil und erodiert bis zu 200 m an. Der zweite Steil- 
rand, Wasserscheide zwischen Maas und Seine, läuft vom Plateau von Langres 
zu beiden Seiten der Maas über die zur Woövreebene abfallende Cöte Lorraine, 
die wieder durch die Maas von den paßarmen Argonnen getrennt wird, einer 
natürlichen Deck- und Sperrfeste ersten Ranges. Auf diesem zweiten For- 
mationsring liegt die Champagne mit ihren zwei nach innen abfallenden land- 
schaftlich und kulturell verschiedenen Zonen. Ihre Fortsetzung nach Westen 
bildet von La Föere bis zur Yonnemündung der dritte konzentrische stark an- 
genagte und steil zum Vorland abbrechende Formationsring, mit zahlreichen 
Erosionslücken zum Seinebecken. Im Innern des Beckens, im Zentrum des 
Flußsystems, am Knotenpunkte der nordfranzösischen Straßen- und Bahn- 
kreuzungen liegt das beherrschende Paris. 

Als hochwichtige uralte Verbindungs-, Durchgangs- und Völkerstraße wird 
die Rhöne-Saönesenke von Alpen und Jura einerseits und den Bruchrändern 
des Zentralmassivs und des Nordfranzösischen Beckens anderseits eingerahmt. 
Setzt sich fort zur Burgundischen Ebene, in der sich die Straßen der französi- 
schen Stufenlandschaft und von Mittel- und Süddeutschland sammeln, in der 
sich auch wichtige Bahnen vereinigen, und von wo aus ehemals bedeutsame, 
heute veraltete Kanäle in das Innere Frankreichs überleiten. Die Senke ist 
mit der nordfranzösischen Landschaft einmal durch Straßen über das Zentral- 
plateau und besonders durch die leichten Übergänge zwischen Cöte d’Or und 
Mont du Charolais, den Kanal von Burgund, und den niedrigen Talpaß von 
Langres und von der oberen Saöne moselabwärts über den Rhein-Marnekanal 
verbunden. Für den Verkehr durch die Senke spielte besonders die Cham- 
pagne eine bedeutende Rolle als Durchgangs- und Umschlagsplatz. 

Geringer an Bedeutung sind Languedoc und die küstenreiche Bretagne, 
die sich wegen ihrer Abgeschiedenheit längere Selbständigkeit und kulturelle 
Eigenart gewahrt hat. 

Aus der geographisch gegen Osten abgeschlossenen Isle de France ent- 
wickelt sich in die westfränkische Kleinstaaterei hinein die französische 
Königsdomäne, der politische Nationalstaat. Das zentrale Herzogtum 
Franzien, Herz französischer Landschaft, wurde trotz der militärisch und wirt- 
schaftlich viel stärkeren anderen Lehnstaaten (Champagne, Anjou, Bretagne, 
Normandie, Flandern, Herzogtum Burgund, Guyenne, Gascogne, Toulouse) 
Träger des alles umfassenden Königtums, das zielbewußt Leitung und Organi- 
sation des Expansionsverlangens, das dem französischen Volke innewohnt, 
übernahm und pflegte. Dieser konsequenten Idee wurde die auf Beherrschung 
des Mittelmeeres weisende Küstenlage, das Verlangen nach Italien geopfert. 
Die Zentralisations- und Expansionsidee trieb die Königsdomäne bereits während 


BE m 
48 AUFSÄTZE ZUR GEOPOLITIK DER WELT HEFT ı 
EEE nd g EEE TE; 


der Kapetinger gegen den Ozean und auf den zweiten natürlichen Schutzwall 


innerhalb französischer Landschaft. Nie wurde das verfängliche Italien zum 


Hauptbestand französischer Außenpolitik, es genügte die östlichen Alpentore 
in den Händen zu haben als Flankenbedrohung der östlichen Vormachtstellung 
in Italien und später der spanisch -habsburgischen Verknüpfungstendenzen. 
Mußte man in Italien kämpfen, so geschah es um östliche Interessen. 


(Die Karte entstammt dem Werke: Paul Wentzcke, Rhein und Reich, Berlin 1927, Kurt Vowinckel Verlag, Leinen M 8.—) 


Königtum und Expansion fanden in den bürgerlichen Legisten ihre Stütze, 
die die verwirrten Expansionsforderungen in ein juristisch begründetes System 
brachten, das zunächst die Schelde—Maas—Saöne— Rhönegrenze nach 
Osten verlangte. Ein Ansinnen, das völkisch und kulturell begründet ist. 
Dagegen war und ist das Verlangen nach der Rheingrenze, das zur französi- 
schen Tradition wurde, in keiner Weise gerechtfertigt und konnte auch nie 
von französischen Geschichtsschreibern bewiesen werden. 

Der Beamtenkönig Philipp August schiebt die Krondomäne über erledigte 
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Lehen bis zur Schelde vor, berührt zum ersten Male deutsches Grenzgebiet, 
“sichert sich die Seinemündung und liegt vor den Toren der Garonne. Der 
Tag von Bouvines sah fast alle französischen Lehnsträger der nationalen Sache 
_ wegen auf dem Schlachtfelde.e Bouvines erhob die französische Ost- 
‚politik zur Tradition, zum Gemeingut des Volkes. Mit Philipp IV. 
beginnt der konsequente Vormarsch gegen Deutschland, über das heimgefallene 
Champagnelehen und über das Zentralmassiv in die Rhönesenke hinein. Frank- 
reich steht vor der deutsch-lothringischen Landschaft. Zugleich wird die Ver- 
_ bindung Nordfrankreichs mit Spanien in kapetingischer Hand vereinigt. Lang- 
sam schiebt Frankreich seine Grenze über „den deutschen Schild“ (Argonnen), 
den Morvan und das Plateau von Langres in deutsches Lehnsgebiet hinein. 
Teile von Bar und Toul werden abgebröckelt, schon steht die Schlüsselfeste 
Verdun unter französischem Schutz, die Reichsgrafschaft wird als Reichslehen 
von Philipp romanisiert. Die deutsche Rhein— Rhöne—Mittelmeer- 
verbindung war jetzt durch Frankreich unterbrochen. Die Er- 
werbung Lyons und Burgunds wird gefördert. Osterbant, Beaulieu, Valenciennes, 
Vivarais sind französisch, Lothringen, Verdun, die Reste von Bar französi- 
schem Einflusse geöffnet. 

Als der letzte Kapetinger starb, war fast überall die Vierstromgrenze er- 
reicht. In deutsches Lehnsgebiet ist eine Bresche gerissen. Schon gefährdet 
Frankreich die Mosellinie und das Elsaß. Philipp IV. der Sieger über Feudal- 
herrn und Kurie, stempelt den Kampf gegen Habsburg zum politischen 
Glaubensbekenntnis und findet später in Richelieu seinen besten und größten 
Schüler. Der hundertjährige Krieg bedeutet einen innen- und außenpolitischen 
Rückschlag. Aber Burgund übernahm in dieser Zeit die Pflege des Expansions- 
gedankens und konnte Besancon, Dijon, Mecheln und Antwerpen buchen. 

Ludwig XI. der vorsichtige Defensivpolitiker, aber nach den Erschütterungen 
des Krieges für Frankreich vielleicht der beste Mann am rechten Platz, sieht 
sich in der Ostflanke vom übermächtigen Burgund bedroht. Karl der Kühne 
erträumte ein unnatürliches Mittelreich von der Nordsee bis zum Mittelmeer, 
zwischen Rhein und Maas ohne geographische und völkische Berechtigung. 
Der Skeptiker an der Seine, der des Burgunders Politik durchschaute und 
fürchtete, Lothringen und Champagne würden das Scharnier der burgundi- 
schen Flügel bilden, die von Nord- und Südosten mit starkem Drucke gegen 
die Krondomäne wuchteten. Als.aber Karls Romantik in den Sümpfen von 
Nancy versank, wurde Frankreichs Ostgrenze von dem zum Zerreißen ge- 
spannten Drucke auf einmal befreit und vorläufig um die wertvollen Außen- 
marken: Herzogtum und Freigrafschaft Burgund, Artois, Cambresis und einen 
Teil von Hennegau, bereichert. Als Anna von Beaulieu starb, erstreckte sich 


die Königsdomäne vom Ärmelkanal bis zur Adourmündung, vom Ozean bis 
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zu den Alpen. In Verwaltung und Recht ein geschlossenes Ganzes. Eine 
politische und territoriale Einheit mit zwölf Millionen Menschen. 

Im Westen des Reiches, an der Schelde und einem Teile der Maas hatte 
Österreich die Wacht übernommen. Sein Besitz: Flandern, Belgien, Luxem- 
burg, Freigrafschaft, Charolais, Cambresis reizte den französischen Expansions- 
willen zur Offensive. 55 

Heinrich IV, und Sully erwuchs in Richelieu ein zielbewußter Staatsmann, 
der nach inneren Reformen an die Erfüllung der nationalen Tradition ging: 
„de retablir les limites de la Gaule.... de constituer une nouvelle“, Habs- 
burg sollte wenn möglich durch die deutschen Protestanten vernichtet werden, 
das österreichische Mailand isoliert, der Spanischen die Freie Niederlande ent- 
gegengesetzt, zwischen Luxemburg und Elsaß eine französische Einflußzone 
geschaffen werden um so die Verbindung mit den deutschen Protestanten her- 
zustellen. Der Friede von Charasso gibt Pignerol französische Besatzung. 
Gustav Adolfs Einmarsch und Wallensteins Sturz sind das Werk Richelieus. 
Ebenso das Friedensinstrument von Münster, das sein Nachfolger Mazarin im 
Sinne des großen Vorgängers zustande brachte. Der Vertrag wurde für Frank- 
kreich ein beliebig dehnbarer Begriff, den es zu seinen Gunsten auslegen konnte. 
Richelieus Traum war erfüllt, das Reich schied als ernster Gegner Frank- 
reichs aus, war aus seinen Westgrenzen herausgeworfen, gab militärisch die 
Rheinlinie preis, während das Elsaß zum Teil französisch wurde. Frankreich 
sperrte jetzt mit dem Sundgau die Burgundische Pforte und schickte sich an, 
Lothringen politisch an sich zu reißen. Die französische Expansion hatte das 
Reich seiner Westgrenzen beraubt, es militärisch über den Rhein geworfen 
und zur Bedeutungslosigkeit herabgedrückt. Auch unter Ludwig XIV. wurde 
der Richelieusche Kurs beibehalten. Zäh wurde an der Absorption des Hauses 
Habsburg in Spanien gearbeitet, und in den letzten Tagen des Königs wurde 
dies durch Bourbon ersetzt. Das Jahr 1669 gab Frankreich die Pyrenäen- 
grenze, schob nach Osten die politische Grenze über die natürliche weit vor. 
Diedenhofen bedrohte Trier, die Landschaft um Montmedy deckte das rechte 
Maasufer, mit Stenay, Landrecis, Le Quesoy, Philippville und Marienburg 
wurde das Völkertor von St. Quentin fast ganz abgeriegelt. Den Norden schützte 
das Artoıs. Mit dem Frieden von Aachen vervollständigte Lille mit den holländi- 
schen Barrierfestungen den Schutz nach Norden. Nymwegen übergab Frank- 
reich die isolierte Freigrafschaft, die Senke von Cambrai; die Reunionen rissen 
ganz Elsaß aus dem Reichskörper und Straßburg, die letzte Ausfallfeste des 
Reiches, fiel, von Gott und Habsburg verlassen. Frankreichs Expansionspolitik 
feierte berauschende Erfolge. Die politische Östgrenze lief von Antwerpen 
links der Schelde, berührte bei Codne das rechte Ufer in der Linie Mau- 
beuge—Charlemont mit vorgeschobenen Sperrfesten unweit Namur, über Dieden- 
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i 'hofen—Luxemburg— Saarlouis und Landau, den Rhein entlang bis. Basel, am 
' rechten Ufer gesichert durch Philippsbure, Kehl, Alt-Breisach und Freiburg. 
Bar und Lothringen lagen in französischem Gebiete eingeklemmt. Erst der 
Friede von Utrecht hieß die Expansionswoge zurückgehen. Zwar wurde die 
Pyrenäengrenze entlastet, aber Frankreich mußte Furnes, Menin, Ypern, Tournay, 
Charleroi, Namur und Gent holländischer Bewachung anvertrauen, fand aber 
nach dem polnischen Erbfolgekriege in dem Besitze Lothringens ausreichen- 
den Ausgleich. Jetzt war der Mosel- und Saarweg in französischer Hand. 
Auch die Revolution nahm seit Valmy die Expansionsbestrebungen wieder auf, 
zerbrach mit der Einnahme von Mainz das militärische Verbindungsstück 
zwischen Nord- und Süddeutschland und überschwemmte die Österreichischen 
Niederlande. Zwar erzwangen sich die Verbündeten noch einmal den Weg 
bis Valenciennes, aber die Sturmwoge des französischen Nationalismus fegte 
sie über die Maas gegen den Niederrhein, nahm Besitz von Rhein- und Schelde- 
mündung. Preußen gab zu Basel seine Rolle im Westen zugunsten seiner 
östlichen Interessen preis, und Österreich schied mit Campo Formio endgültig 
aus dem Westen, dessen Bedeutung es nie erkannte. 

Der Napoleonische Expansionsrausch trug in der Spannweite der Eroberung 
nicht verwandter Landschaften das Zeichen des Verfall. Der zweite Pariser 
Friede wirft Frankreich in die Grenzen von 1790 zurück, ohne Landau, Saar- 
louis und Saarbrücken. 

Auch in den folgenden Dekaden lag der Schwerpunkt des französischen 
Interesses im Osten. Wie Frankreich selbst eingesteht, ist es die Sehnsucht 
nach Expansion und nach Annektion des ganzen linken Rheinufers, das den 
Krieg von 1870 entfesselte. Es ist heute bekannt, daß die Emser Depesche 
eine Durchkreuzung des Planes Gramonts ist, der die fieberhaften Rüstungen 
durch schleppende Besprechungen verdecken wollte. 

„Wenn Deutschland einmal nach vielen Jahren mit anderen Mächten im 
Streite liegt, wird Frankreich von ihm Entschädigung verlangen“, faßte noch 
1870 der vorsichtige Thiers die französische Außenpolitik zusammen. 

Es kam die Stunde, da dieses Wort durch Frankreich erfüllt wurde. Versailles 
hat seinen Vorgänger in Münster, auch hier gilt wieder für Frankreich das 
Wort, das Servien an Mazarin richtete: „Je crois qu’il se faudra contenter 
que chacun explique le traite comme il l’entend“. 

Heute beherrscht Frankreich wiederum Belgien und die Rheinlinie. Weit 
über die ihm von Natur und Geschichte und Recht, Volksgemeinschaft und 
Kultur gezogenen Grenzen hat es vom rechten Ufer der Maas ab in urdeut- 
schen Besitz hinein seinen Machtbereich ausgedehnt. 

Unter solchen Umständen wird der Kampf um die Grenzen nie ruhen, ein- 
mal weil Deutschland ein unantastbares Recht auf seine entrissenen Gebiete 
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besitzt und als Nation die Pflicht hat sie zurückzuverlangen, dann aber auch, 
weil dem französischen Volke ein unbändiger Expansionswille innewohnt, der 
den Nachbarn zur Abwehr herausfordert. 


A. DresLeEr: 
FRANKREICHS BEVÖLKERUNGSVERHÄLTNISSE 


Clemenceaus grausames Wort, es seien 20 Millionen Deutsche zu viel da, 
ist noch unvergessen. In ihm kam die jahrelang gehegte Furcht Frankreichs 
vor dem großen Bevölkerungszuwachs Deutschlands und die Besorgnis vor dem 
Rückgang seiner eigenen Volkszahl aufs deutlichste zum Ausdruck. Die höhere 
Volkszahl Deutschlands sollte durch möglichst harte Friedensbedingungen, 
durch die Losreißung möglichst großer Bevölkerungsteile, durch die Beseitigung 
der Grundlagen zu weiterer rascher Volksvermehrung, durch das Verbot des 
Anschlusses Österreichs usw. so weit herabgesetzt werden, daß sie Frankreich 
nicht mehr gefährlich werden könnte. Teilweise ist dieses Ziel ja leider auch 
erreicht worden. Kaum aber ist die Besorgnis Frankreichs vor Deutschlands 
Bevölkerungswachstum etwas geschwunden, so taucht auch schon eine neue 
Sorge auf, die vor der raschen Bevölkerungszunahme Italiens. Mussolinis 
Tripolisreise und seine Worte, Italien habe auf Grund seiner höheren Volks- 
zahl einen berechtigteren Anspruch auf ausgedehntes Kolonialgebiet als Frank- 
reich, haben in der französischen Presse erneut lebhafte Erörterungen über 
Frankreichs Bevölkerungsgebiete hervorgerufen. Aus den verschiedenen Blätter- 
stimmen — u. a. brachte die „Revue des deux Mondes“ einen längeren Auf- 
satz „Die Geburtenkrise“ von Viktor Giraud — ergibt sich folgendes Bild: 

Im Jahre 1700 war Frankreich mit seinen 20 Millionen Einwohnern nicht 
nur das bevölkertste Europas, sondern mit Ausnahme von China und Indien 
sogar der ganzen Erde. Bei Ausbruch der großen Revolution von 1789 stand 
es in Europa noch an erster Stelle. Die Revolution aber und die napoleoni- 
schen Kriege verursachten einen Verlust von etwa 3 Millionen Menschen, so- 
daß Frankreich nach Napoleons Absetzung bereits hinter Rußland zurücktrat. 
1851 zählte Frankreich 351/, Millionen Einwohner, Rußland dagegen 66700000. 
Seither ist die Bevölkerung Frankreichs nur sehr langsam gewachsen, denn 
schon um 1840 setzte der Geburtenrückgang ein. Während Frankreich in der 
ersten Hälfte des ıg. Jahrhunderts bis 1851 noch um 8 283 000 Menschen zu- 
genommen hatte, betrug der Zuwachs in den 50 Jahren von 1871—1921 nur 
mehr 3 121000, wogegen Italien in der gleichen Zeit eine Zunahme von 
12 871.000, England von 15 708.000 und Deutschland von 21 940 000 Menschen 
aufzuweisen hatten. Von 1850—1900 nahm Frankreich um 4 Millionen Ein- 
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_ wohner zu, Italien aber um mehr als ı4 Millionen, Deutschland um 2ı Mil- 
 lionen und Rußland gar um 62 Millionen Menschen. In den ı2 Jahren vor 
_ Ausbruch des Weltkrieges wuchs Italiens Bevölkerung um 3 Millionen, die 
_ Englands um mehr als 4 Millionen, die Deutschlands um mehr als 9 Millionen, 
die Frankreichs aber nur um 800 000 Menschen. 


Die Hauptursache dieser ungünstigen Bevölkerungsentwicklung Frankreichs 
ist in dem durchschnittlichen Geburtenrückgang zu suchen. Giraud berechnet 
in der „Revue des deux Mondes“, daß unter Franz I. die durchschnittliche 
Geburtenzahl einer französischen Familie 7 gewesen sei, daß es ı830 noch 4, 
vor dem Weltkriege aber nur mehr 2 waren. 1770 sei auf vier Menschen in 
der Kulturwelt ein Franzose gekommen, 1850 einer auf 10, 1913 einer auf 25 
und 1945 würde es nur noch einer auf 50 sein. Von 4,55 Geburten in einer 
Familie im Jahre ı811 sei man auf 2,33 im Jahre ıgıı gesunken und heute 
seien es noch weniger. Von 1800—ı850 habe Frankreichs Bevölkerung noch 
einen größeren Zuwachs aufzuweisen gehabt als im ganzen vorhergehenden 
Jahrhundert, seither aber hätten die Todesfälle in manchen Jahren die Ge- 
burten überwogen. So ging die Volkszahl Frankreichs zurück in den Jahren 
ı890— 1892, 1895, 1900, 1907, ıgıı und in der ersten Hälfte von 1914. Von 
1901— 1913 betrug der jährliche Zuwachs durchschnittlich nur 58 000 Köpfe. 
Infolgedessen nahm Frankreich im Jahre 1913 in Europa nur noch den fünften 
Platz ein hinter Rußland, Deutschland, England und Österreich-Ungarn. Auch 
die Vereinigten Staaten und Japan waren 1913 volkreicher als Frankreich. 
Obwohl aber Frankreich als Sieger aus dem Weltkrieg hervorging und Elsaß- 
Lothringen sich aneignete, konnte es die vierte Stelle, an die es durch Öster- 
reich-Ungarns Zerfall aufrückte, nicht lange behaupten. Denn während sich 
seine Bevölkerung 1913 auf 41 476 372 belief, waren es 1925 nach den neuesten 
statistischen Angaben nur 39 209 518 Einwohner. Die Zahl der Lebendgeburten, 
die 1913 790355 betragen hatte, ist 1925 auf 768 893 gesunken, die Zahl der 
Sterbefälle belief sich ı913 auf 731 441, ı925 auf 708919. Der Geburten- 
überschuß sank von 24 auf 10000 im Jahre 1923 auf ı9 von 10000 im 
Jahre 1924 und auf ı5 von 10000 im Jahre 1925. Die Geburtenüberschuß- 
ziffer ist 1985 nur wenig höher gewesen als 1913 (58914). Zu bemerken 
ist freilich, daß bei den Angaben für 1913 und 1925 Elsaß-Lothringen 
nicht mitgerechnet worden ist. Aber der Gewinn dieses Landes mit seiner 
überwiegend deutschen Bevölkerung von ı 709749 Seelen ändert kaum etwas 
an dem Rückgang der französischen Bevölkerung. Denn durch ıhn konnten 
nicht einmal die Kriegsverluste ausgeglichen werden. Die französischen 
Toten während des Weltkrieges werden mit ı 350 000 bis 1 400 000 angegeben. 
Dazu kommt aber noch, daß in Frankreich von 1914— 1919 jährlich mehr 
Menschen starben als geboren wurden. 1914 überwogen die Todesfälle um 
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53337, ıgı8 um 389375, was einen Gesamtkriegsverlust von 2'/, Millionen 
ergibt. N 

Nach dem Kriege gestalteten sich die Geburtenzahlen zunächst etwas günstiger. 
1920 waren es 834.000, 1921 813000 Geburten, Zahlen, die seit 20 Jahren 
nicht mehr erreicht worden waren. ı922 aber waren es bereits wieder nur 
759000 Geburten. Zudem standen den 834 000 französischen Geburten von 
ı920 1 155000 Geburten in Italien, ı 193000 in England und 1512000 in 
Deutschland gegenüber. Und während der Geburtenüberschuß in Frankreich 
sich 1920 nur auf 159.000 belief, wiesen im gleichen Jahre Italien einen Über- 
schuß von 473000, England von 593000 und Deutschland von 623 000 auf. 
Nach der letzten Statistik für Gesamteuropa betrug die Vermehrung der Be- 
völkerung auf 1000 Einwohner in Holland 16,1, in Italien 12,6, in Norwegen 
11,5, in Spanien 9,2, in England und Wales 8,1, in der Schweiz 7,6, in 
Schweden 7,4, in Deutschland 7, in Irland 6,9 und in Frankreich nur 2,4. 
Die Geburtenziffer war 1923 jedoch keineswegs so ungünstig für Frankreich 
wie die eben angeführten Zahlen vermuten lassen könnten. Sie belief sich 
nämlich auf 1000 Einwohner in Spanien auf 30,4, in Italien auf 29,1, in 
Holland auf 26, in Norwegen auf 23, in Deutschland auf 23,9, in Irland auf 
20,6, in England und Wales auf 19,7, in der Schweiz auf 19,4, in Frank- 
reich ebenfalls auf 19,4 und in Schweden auf 18,8. Frankreichs prozentuale 
Geburtenzahl steht also nicht allzu weit hinter der anderer Länder zurück. 
Wenn trotzdem Frankreichs Bevölkerungszunahme so sehr von den anderen 
Ländern übertroffen wird, so liegt das an Frankreichs hoher Sterblichkeits- 
ziffer. Nach dem Journal Officiel starben 1923 auf 1000 Einwohner in Spanien 
21,2, in Frankreich 17,9, in Italien 16,5, in Deutschland 13,9, in Irland 13,7, 
in der Schweiz 11,8, in England und Wales 11,6, in Norwegen 11,5, in 
Schweden ı1,3 und in Holland 9,9 Personen. 

Ein großer Teil der Todesfälle kommt in Frankreich auf die Kinder. 1925 
wurden in Frankreich 768 893 Kinder geboren, von denen 73 283 starben, 
während im gleichen Jahre von 758386 in England und Wales geborenen 
Kindern 52 362 starben. Von Personen zwischen zwanzig und vierzig Jahren 
starben 1913 in Frankreich 6,93 auf 1000 Einwohner, in England und Wales 
nur 4,48. Dabei ist in Frankreich etwa die Hälfte der Todesfälle auf Tuber- 
kulose zurückzuführen, was seinen Grund in der geringen Gesundheitspflege 
der Franzosen hat. Ist doch sogar in Paris ein großer Teil der Häuser noch 
nicht an die Kanalisation angeschlossen und herrscht dort in manchen Stadt- 
teilen eine gesundheitsschädliche Düsterkeit und Schmutz. Obendrein treibt 
der Franzose im allgemeinen wenig Sport, schläft meist bei geschlossenem 
Fenster und pflegt selten zu baden. Nach der neuesten Volkszählung von 
Paris hat die Einwohnerschaft dieser Stadt, die gegenwärtig 2 838 416 Köpfe 


y GEIERFER 


DRESLER: FRANKREICHS BEVÖLRKERUNGSVERHÄLTNISSE 55 


‚innerhalb des Festungsgürtels zählt, seit 1921 um 25 017 Personen abgenommen. 
Von den zwanzig zu Paris gehörenden Arrondissements haben sechs weniger 
‚als 100000 Einwohner, zehn zwischen 100000 und 200000 und vier mehr 
‚als 200000. Die Unterschiede zwischen den einzelnen Arrondissements sind 
bedeutend; so zählt das erste (Louvre) gegen 50000 Einwohner, das 18. aber 
_(Montmartre) 280000. Im allgemeinen sind die äußeren Bezirke dichter be- 
 völkert als die inneren. Wie in London werden auch in Paris die Privat- 
-mieter immer aus dem Stadtinnern durch Geschäftsunternehmungen und 
Banken usw. verdrängt. Die Verbesserung der Verkehrsmittel sowie der Acht- 
stundentag haben eine starke Abwanderung nach den Außenbezirken und Vor- 
städten zur Folge gehabt. Mehrere Vororte, wie St. Denis, Pantin, Asnieres 
u.a. sind in stetem Wachsen begriffen und zählen über 100000 Einwohner. 
Auch die Städte und Dörfer der Bannmeile erhalten bereits Zuzug aus Paris, 
so daß der größte Teil der 6000 000 Einwohner des Seinedepartements Groß- 
Paris zuzuzählen ist. Diese Entwicklung der Bevölkerungsvorgänge von Paris 
kann nur als günstig angesehen werden, schlimm steht es dagegen in mehreren 
Departements des Südens. Während der Norden noch einen Geburtenüber- 
schuß aufweist, halten sıch in Mittelfrankreich Geburten und Sterbefälle so 
ziemlich die Wage, im Süden aber überwiegen mit Ausnahme von Korsika 
die Todesfälle. Bereits Ende Juli schrieb der „Matin“, indem er auf die 
Unterschiede zwischen einzelnen Departements hinwies: „Im Departement 
Meurthe-et-Moselle beträgt die Geburtenziffer 24,4 auf das Tausend, während 
der Durchschnitt für das übrige Frankreich 18,84 ist. Und was noch her- 
vorragender ist, der Geburtenüberschuß beträgt in Meurthe-et-Moselle 7 auf 
das Tausend, im übrigen Frankreich dagegen nur 1,84. Mit dem Koeffizienten 
von Meurthe-et-Moselle würde die Bevölkerung Frankreichs in 5o Jahren auf 
52 709 618 steigen, mit dem von Lot-et-Garonne aber in 50 Jahren auf 25 859 000 
sinken. Frankreich hat die Wahl zwischen Leben und Tod.“ 

Man hat nun versucht, die Gesetzgebung gegen den Geburtenrückgang 
mobil zu machen. Schon 1919 erklärte Clemenceau, Frankreichs Sieg im 
Weltkriege würde vergeblich gewesen sein, wenn die französischen Mütter 
nicht künftig eine zahlreichere Nachkommenschaft haben würden. Man hat 
dann kinderreichen Familien Geldbeihilfen gewährt, billigere Eisenbahnfahrt, 
Steuernachlaß, Bevorzugung bei Beamtenanstellungen usw. Weiter hat man 
Geburtenkongresse veranstaltet, Geburtenvereine gegründet und sogar einen 
obersten Geburtenrat (Conseil superieur de la natalite) geschaffen. Das alles 
hat aber nicht wesentlich geholfen, so daß der Schrifisteller Ferdinand Auburtin 
die bange Frage stellte: „Wird es in 30 Jahren noch ein Frankreich geben?* 
und meinte: „Entweder besiegt Frankreich die Entvölkerung oder die Ent- 
völkerung bringt Frankreich um“. Und 1924 klagte Gilles Normand in seinem 
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parlamentarischen Handbuch „Politique et Hommes Politiques“: „Unter dem 
schönen Himmel Frankreichs gibt es keine Gatten mehr, sondern nur noch 
Liebhaber. Daß die Geburten von den Sterbefällen übertroffen werden, stört 
niemandem die Nächte. ı870 wurden in Frankreich noch über ı 180.000 
Kinder geboren. 1900 nur 880.000, 1922 nur 759000. Das Sinken ist derart, 
daß wir 1926 kaum noch mehr als 500000 Geburten zu erwarten haben. 
Wir steuern der Null entgegen und zwar mit Riesenschritten. Das Kind, das 
heute in Frankreich geboren wird, läuft Gefahr, falls es nicht Sklave eines 
fremden Volkes wird, einsam in einem entvölkerten Lande zu sterben, das 
sich einst Frankreich nannte. Es handelt sich um Sein oder Nichtsein.“ 
Giraud endlich äußert in der „Revue des deux Mondes“ vor allem politische 
Befürchtungen. ı914 sei Deutschland nur durch Frankreichs Geburtenrück- 
gang zum Angriff auf Frankreich ermutigt worden, weil es darin ein. siegver- 
heißendes Zeichen erblickt habe. 1924 habe Frankreich noch 465 000 Mann 
weißer Truppen unter Waffen halten können, wenn die gegenwärtige Bevöl- 
kerungsentwicklung aber andauere, so würden es in zehn Jahren wohl nur 
mehr 260000 Mann sein können, womit Frankreich seine führende Rolle in 
der internationalen Politik einbüßen würde. Wolle es wieder eine Stellung 
einnehmen wie unter dem ersten Kaiserreich, so müsse es seine Geburtenzahl 
erhöhen. Die Forderung müsse jetzt lauten: Jede Familie, die in der Lage 
ist, wenigstens vier Kinder zu ernähren, und es nicht tut, hat ihre Pflicht 
gegenüber dem Vaterlande nicht erfüllt. Giraud verlangt ein noch schärferes 
Eingreifen der Gesetzgebung, eine hohe Junggesellensteuer, die heute nur ein 
Zwanzigstel von dem zahlen, was der Unterhalt einer normalen Familie mit 
vier Kindern koste, Änderung der verhängnisvollen Teilung des Familienbe- 
sitzes in gleiche Teile, die zur Bequemlichkeit verleite usw. Außerdem müsse 
der Überfeinerung der Kultur entgegengetreten werden. 1830 habe es in Frank- 
reich 235000 Kabaretts gegeben, 1907 aber 493 ı66. Das lasse auf eine starke 
Zunahme der Genußsucht schließen, die der Bevölkerungszunahme abträglich 
sei. Ferner müsse gegen die Abtreibungen scharf vorgegangen werden, denn 
durch sie gingen dem Vaterlande jährlich 100000 Kinder verloren. Und es 
müsse vor allem schnell gehandelt werden, denn in einem zukünftigen 
Kriege werde Frankreich vielleicht weder auf die Hilfe Italiens, noch Eng- 
lands, noch der Vereinigten Staaten rechnen können, sondern möglicherweise 
alleinstehen. 

Wenn nun auch bei den angeführten Zahlen die Gebietsveränderungen, die 
Frankreich im Laufe der Zeit durchgemacht hat, nicht berücksichtigt worden 
sind, und wenn wohl auch im allgemeinen absichtlich recht schwarz gemalt 
worden ist, so steht doch fest, daß Frankreich bei der heutigen Bevölkerung von 
39 209618 Köpfen und seiner jetzigen Volkszunahme etwa 20 Jahre brauchen 
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"würde, um den Bevölkerungszuwachs von 1913 mit 41476372 Einwohnern 
‚wieder zu erreichen. Außerdem ist zu bedenken, daß ein großer Teil der Be- 
‚völkerung Frankreichs nicht französische Staatsangehörige, sondern Ausländer 
‚sind. Ihre Zahl wurde vor dem Kriege mit ı!/, Millionen angegeben, 1925 mit 
‚bereits 2 800 000, so daß ein Vierzehntel der Bevölkerung Frankreichs jetzt Aus- 
länder wären.!) Die Italiener, die nach italienischen Angaben 291 886 im Jahre 
'ı901 zählten, waren 1923 mit 700000 vertreten, es folgten die Spanier mit 
550 000, die Belgier mit 500 000, die Russen mit 400.000, die Polen mit 200 000 
Köpfen. Und in immer steigender Zahl wandern italienische Erd- und Fabrik- 
arbeiter, polnische Ernte- und Bergarbeiter, spanische Weinbauarbeiter und 
belgische Erntearbeiter nach Frankreich ein. Das erweckt den Franzosen um 
so mehr Besorgnisse, als sich immer weniger Fremde als früher in Frankreich 
naturalisieren lassen. 1924 waren es kaum über 3000. Neuerdings haben sich 
auch noch viele englische Arbeitslose in der Bretagne niedergelassen und es 
mehren sich die französischen Pressestimmen, die diese Einwanderung von allen 
Seiten als eine ernste Gefahr und als höchst unerwünscht bezeichnen. 

Wie schon eingangs gesagt wurde, ist es jetzt vor allem das Anwachsen der 
Bevölkerung Italiens, das Frankreichs Öffentlichkeit beunruhigt. ıgıı zählte 
Italien 35959077 Einwohner, darunter ı 150236 zeitweise Ausgewanderte, 
am 31. ı2. 1925 waren es 42 115606 Einwohner, was eine Zunahme um drei 
Millionen seit 1921 bedeutet. Nicht nur aber hat Italien nach dem Kriege 
Frankreich von der vierten Stelle in Europa (hinter Rußland, Deutschland 
und England), sondern es weist auch im Gegensatz zu Frankreich eine starke 
Auswanderung auf. Diese betrug 1918?) 28311 Personen, 1919 253 224, 
1920 614611, 1921 255166 (nach alter Zählweise 201 291), 1922 278 888 
(281 270), 1923 395 742 (389057) und 1924 401868 (364 614). Der Umstand, 
daß diese Hunderttausende fast ausschließlich ins Ausland gehen, da die 
italienischen Kolonien nur ganz geringe Niederlassungsmöglichkeiten ‘bieten, 
läßt Italien immer wieder die Forderung nach weiterem Kolonialgebiet er- 
heben. Daß die Italiener dabei auch französische Kolonien, vor allem Tunis, 
im Auge haben, wo nach ihren Angaben ıgı0 etwa 125 000 Italiener sich nur 
35 000 Franzosen gegenüber befanden, erklärt zur Genüge die gereizte Sprache 
der meisten französischen Blätter bei Beantwortung der italienischen Ansprüche. 
Weist doch die italienische Presse ständig darauf hin, daß Frankreich nicht 
nur bei 550000 qkm Umfang weniger Einwohner hat als Italien mit seinen 
310000 qkm, sondern daß es auch gänzlich außerstande sei, sein riesiges 
Kolonialreich auch nur im entferntesten genügend mit Weißen zu besiedeln, 
während Italien alljährlich seinen Bevölkerungsüberschuß von Hunderttausenden 
an die Fremde abgeben müsse aus Mangel an siedlungsfähigen Kolonien. Der 
zur Zeit bestehende Gegensatz zwischen Frankreich und Italien ist also in 
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erster Linie geopolitischer Natur und die Sorgen der Franzosen wegen ihrer 
sinkenden Volkszahl sind nicht unbegründet. 


Anmerkungen 


I) Paris allein dürfte mindestens eine halbe 2) Für die Vorkriegszeit siehe meinen Aufsatz 
Million Fremde beherbergen. im Aprilheft 1925 der 2. f.G. 


RUDOLF FRIEDMANN: 
FRANKREICH UND DER ISLAM 


Eines der wichtigsten Probleme, wenn nicht das wichtigste der gesamten 
französischen Kolonialpolitik ist das Verhältnis Frankreichs zum Islam. Mit 
der Ausdehnung des französischen Kolonialreiches und mit dem Zuwachs durch 
die nach dem Weltkriege gewonnenen Mandatsgebiete in Afrika und Asien ist 
eine ungeheure Zahl von Bekennern des mohammedanischen Glaubensbekennt- 
nisses unter französische Herrschaft gekommen, so daß Frankreich heute nach 
England die zweitgrößte islamitische Macht der Erde geworden ist. Den 
Millionen des europäischen Mutterlandes steht eine fast ebenbürtige Macht 
mohammedanischer Untertanen gegenüber, und die Zukunft und der Bestand 
des französischen Kolonialbesitzes hängt davon ab, in welchem Maße Frank- 
reich politisch die Mohammedaner mit seiner Regierung in Einklang bringen 
und wirtschaftlich den Zielen der französischen Kolonialausnutzung dienstbar 
machen kann. Die Aufgaben, die hier Frankreich gestellt sind, sind außer- 
ordentlich, größer noch als sie einer anderen Kolonialmacht von der Geschichte 
auferlegt worden sind. Während das englische Imperium seit langer Zeit 
wirtschaftlich und politisch gefestigt dasteht und trotz mannigfacher politischer 
antienglischer Strömungen doch seine Grundzüge unveränderlich aufgeprägt 
erhalten hat, ist im französischen Kolonialreich vieles noch im Werden, in der 
Umformung, im Wachsen begriffen. Eine gute oder eine schlechte Kolonial- 
politik kann dieses Reich, je nachdem, festigen oder erschüttern, und die 
Entscheidungen, die von der Pariser Zentralbehörde getroffen werden, können 
sich, wenn sie falsch sind, bei dem labilen Stand der Dinge in Syrien, in 
Marokko und anderswo zu ungeahnten Folgen auswachsen. 

Vieles, wenn nicht alles hängt davon ab, welche Haltung Frankreich zum 
Islam einnimmt. In wirtschaftlicher Hinsicht ist der Islam ein großes Hindernis 
für die Entfaltung der in einzelnen französischen Kolonien vorhandenen Kraft. 
Der Gegensatz zwischen mohammedanischer und europäischer Wirtschaftsauf- 
fassung lähmt französischen Unternehmungsgeist und die Arbeit der franzö- 
sischen Auswanderer in den Kolonien. Um diesen Gegensatz voll erfassen zu 
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können, muß auf die allgemeine Auffassung des mohammedanischen Glaubens- 
bekenntnisses vom Wirtschaftsgeiste eines Volkes etwas näher eingegangen 
werden. Der Koran macht den Menschen zum willenlosen Instrument Gottes. 
Böses oder Gutes, das er schickt, ist gleich gut, wird mit derselben Ergebung 
hingenommen. Selbst wenn der Boden vor Trockenheit stirbt, sagt eine Sure 
des Rorans, so dient das doch als Zeichen unserer Macht. Mehr als jede 
andere Religion hat der Islam den Glauben an das Walten des Fatums ent- 
stehen lassen und gepflegt, und mit dem berühmten „Es war so geschrieben“ 
begrüßt heute der Muselmane auch die Widerwärtigkeiten seines Lebens. Der 
Fatalismus Mohammeds ist aus der Wüste und der Steppe geboren, in einem 
Lande, in dem Trockenheit und Stürme menschliche Arbeit allzu oft erfolglos 
machen, in einem Lande, in dem die Unendlichkeit des Horizontes im Menschen 
das Gefühl der Ohnmacht vor der Natur so stark wie kaum anderswo ent- 
stehen läßt. Die Unvollkommenheit der technischen Hilfsmittel hat in den 
Zeiten der Begründung des Islams die Überzeugung entstehen lassen, daß 
menschliche Mühe in jenen unwirtlichen Regionen doch umsonst ist, und daß 
man sich in das unvermeidliche Schicksal fügen muß. Seit Jahrhunderten ist 
diese Überzeugung immer fester geworden, hat sich immer tiefer im musel- 
manischen Gemüte verankert, so daß heute trotz Änderung der Welt in 
technischer Hinsicht, trotz unbestreitbarer Erfolge europäischer Kolonisatoren 
ın Gebieten, die unter islamitischer Herrschaft brach lagen, vor der Hand 
keine seelische Veränderung der Eingeborenen zu verzeichnen ist. Mit Feuer 
und Schwert haben die islamitischen Fanatıker ihren Glauben verbreitet und 
aufgezwungen, heute ist es eine gigantische Aufgabe, mit friedlichen Mitteln 
wenigstens wirtschaftlich den muselmanischen Untertan von der Überlegenheit 
der europäischen Hilfsmittel und vor allem von der Notwendigkeit erhöhter 
Energie und des Kampfes gegen die Natur zu überzeugen. Der islamitischen 
Weltanschauung entsprechend herrscht noch überall die primitivste Technik. 
Der Boden wird in vielen Gegenden Algeriens wie in ÜUrzeiten mit einem 
Baumstumpf gepflügt oder der Pflug besteht überhaupt nur aus zwei Holz- 
zweigen. Geerntet wird mit derselben Sichel, mit der man die Wolle der 
Schafe schert. Die Getreidekörner werden einfach durch Füße von Tieren 
oder Menschen ausgetreten oder man bedient sich noch des alten Dresch- 
schlittens, der schon zur Phönizierzeit in Nordafrika in Gebrauch war. Diese 
Methoden lassen natürlich eine beträchtliche Menge an Korn unbenutzt in 
den Halmen. Nur selten wird für die Tiere ein Reservevorrat angelegt oder 
werden sie gegen, Kälte durch Decken geschützt. Ställe fehlen fast ganz. 
Das Getreide wird mit Mahlsteinen zerkleinert, und Öl wird noch wie zur 
Zeit der Römer gewonnen. Das Gleiche gilt für die Webtechnik und andere 
Zweige menschlicher Betätigung. 
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Wenn schon die ungünstigen Bodenverhältnisse dem Muselmanen nicht die 
Notwendigkeit einer Energieaufwendung beibringen; so tut dies erst recht nicht 


der Koran. Man kann dem algerischen und marokkanischen Bauern zugute 


halten, daß in diesen Ländern das Klima der menschlichen Arbeit eine Höchst- 
grenze zieht, die geringer als in Europa ist, daß der starke Salzgehalt des 
Bodens und die Unsicherheit und Seltenheit der Niederschläge den Ertrag der 


Feldarbeit äußerst problematisch machen, aber den moralischen Untergrund ' 


für seine geringe Arbeitsleistung zieht er erst aus den Lehren Mohammeds. 
Das Leben trägt noch alle Züge patriarchalischer Würde und Ernstes, und 
wenn es auf Erden nur geringe Freuden bringt, so wird dem Muselmanen in 
den sieben Himmeln eine reichliche Belohnung für alle Entbehrungen ver- 
sprochen. Das mohammedanische Paradies birgt alles, was sich die Phantasie 
des Bewohners einer armen, unwirtlichen Gegend vorgaukeln kann: Blühende 
Gärten, fließende Wasser, sprühende Wasserkünste. „Ewiges Grün wird die 
Gärten decken. Datteln, Granaten und andere Früchte werden dort vorhanden 
sein.“ Das Paradies des Muselmanen ist das genaue Gegenteil der Wirklich- 
keit. Wenn er in ihm das finden will und finden wird, was ihm sein Boden 
nicht geben kann, warum soll er eine Arbeit leisten, die doch unnütz ist? 
Einer so gerichteten Geistesverfassung sieht sich Frankreich. in Nordafrika 
gegenüber. Rund ı0 Millionen islamitischer Eingeborener leben in Tunis, 
Algerien und Marokko, die sich gemäß ihren Glaubenslehren mit kümmer- 
lichstem Ertrag begnügen und nicht das geringste Verständnis für die Ver- 
suche der französischen Behörden aufbringen, ihnen vollkommnere Werkzeuge 
zu liefern und sie zu erhöhter Arbeit und größerem Ertrag anzuspornen. Für 
sie ist ihre Wirtschaft eine reine Ernährungswirtschaft, nur dazu bestimmt, 
das Leben zu fristen, und zwar mit möglichst geringem Arbeitsaufwand. Die 
europäische Ertragswirtschaft, die aus dem Boden mehr als dieses Minimum 
herausholen will und die Produktion über dasjenige, was zur Erhaltung der 
Existenz notwendig ist, steigern will, bleibt ihm fremd und verhaßt. Sie will 
sein Leben grundsätzlich verändern, will es seiner Meinung nach erschweren. 
Die starre Verurteilung des Goldleihens mit Zinsen durch das mohamme- 
danische Bekenntnis hat in Nordafrika verheerende Folgen gehabt. „Das 
Geld, das ihr ausleiht, um es zu vermehren, wird vor Gott nicht wachsen“ 
sagt eine Koransure. Für Mohammed waren die Habsüchtigen gleichbedeutend 
mit Wucherern; aber während im christlichen Europa sich trotz des starken 
Widerstandes der Kirche das Geldausleihen mit Zinsen durchgesetzt hat, ist es 
im islamitischen Afrika beim alten Zustand geblieben. Die gesetzliche Anerken- 
nung der Geldleihe hat in Europa die schlimmsten Auswüchse verhütet und 
sie in geregelte Bahnen gelenkt. Das Geldleihen gilt nicht mehr als verpönt, 
als Schande, und der Kreislauf der Wirtschaft wird heute dadurch gefördert. 
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Anders unter den muselmanischen Eingeborenen der französischen Kolonien. 
Das mörderische Klima Nordafrikas macht die Aufnahme von Geld unerläß- 
lich. Die Mißernten oder die Verzögerung der Ernte durch die Unbeständig- 
keit des Klimas zwingt den Eingeborenen, um seine und seiner Familie Existenz 
zu erhalten, bei Anderen Geld zu leihen. Aber durch die Starre des islami- 
tischen Gesetzes wird er statt in die Arme produktiver Rapitalskräfte in die- 
jenigen von Wucherern getrieben, die entweder Andersgläubige (Juden) sind 
oder sich nicht scheuen, das Anathema des Korans auf sich zu nehmen. Statt 
wohltätig zu wirken, bringt der Koran in Nordafrika die schlimmsten Folgen 
hervor. Alle Versuche der eingeborenen Kräfte, den Wucher zu verhindern, 
sind fehlgeschlagen. Nicht einmal die gemeinnützigen Unterstützungsgesell- 
schaften haben dagegen angehen können, denn die wirtschaftlichen Notwendig- 
keiten waren zu stark. Der Wucher blüht daher in allen Formen, wenn 
auch im Wortlaut ängstlich jede Anspielung vermieden wird. Diese Wucher- 
plage aber ist von den größten wirtschaftlichen Folgen für das Land, denn 
sie führt zur Enteignung und schließlich zur Proletarisierung der ursprüng- 
lichen Bodeneigentümer. Die gebräuchlichste Form ist die „Rahnia“, bei der 
der Gläubiger und Geldleiher das Grundstück bis auf geringe Grenzen nach 
Gutdünken verwerten kann. Der Schuldner bleibt zwar Eigentümer des Hauses 
und Nutznießer der Früchte, aber er sinkt zum „Khemmes“ herab. Er wird 
wirtschaftlich vom Gläubiger abhängig und schließlich Lohnarbeiter. Eine 
angeborene Verschwendungssucht, hauptsächlich der Araber, begünstigt noch 
die Verschuldung des Grundbesitzes. Der Araber entleiht leichtfertig Summen 
ohne produktive Absicht, um Feste zu feiern, eine Hochzeit auszurüsten und 
das Leben glanzvoller zu gestalten, kümmert sich aber nicht darum, wie er 
die entliehene Summe zurückzahlen wird. Wenn schon an sich der Hebung 
der landwirtschaftlichen Produktion durch die Franzosen große, aus der 
religiösen Überzeugung sich herleitende Schwierigkeiten entstehen, so werden 
sie noch vermehrt durch das soziale Herabsinken der Schicht der Grund- 
eigentümer. 

Ein drittes kommt aber noch hinzu. Das islamitische Gesetz führt zu einer 
Stückelung des Bodens, die von größten Folgen für das Wirtschaftsleben ist. 
Mohammed hat den Frauen das Erbrecht zugestanden, aber diese umwälzende 
Neuerung in seinem Heimatlande konnte nicht ohne Konzessionen eingeführt 
werden. Der Prophet gab also den Töchtern, Schwestern und Enkelinnen die 
Hälfte eines männlichen Erbteils. Da er aber ihr Erbrecht beschränkt hatte, 
so wollte er ihnen auf alle Fälle ihren Anteil sichern, und so bestimmte 
er, daß sie vor den Erben der männlichen Seite bedacht werden müssen, d.h. 
vor der Witwe, der Schwester, der Mutter, der Tochter, Enkelin usw. des 
Verstorbenen. Zu diesen Erben kommen noch der Vater, Großvater, Gatte, 
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so daß eine unerhörte Stückelung des Bodens vorgenommen werden muß. Bei 
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zahlreichen Erben wird der Bruch in phantastische Höhe getrieben. Gleich- 


zeitig wird das Grundeigentum immer mehr eingeengt und die Lebensexistenz 


als freier Grundeigentümer unmöglich gemacht. Von da ist es nur ein Schritt 


zu Wucherern und wirtschaftlicher Abhängigkeit. 
Die Masse der islamitischen Untertanen Frankreichs ist aber keineswegs eine 


einheitliche Masse, sondern spaltet sich wiederum in verschiedene Richtungen, 


die teils orthodox, teils modernistisch sind und dementsprechend auch ver- 
schiedene Grade von Wirtschaftlichkeit und wirtschaftlichem Wert darstellen. 
Die oben geschilderte Reinkultur des islamitischen Glaubensbekenntnisses und 
ihrer wirtschaftlichen Konsequenz wird in Nordafrika von der Mehrzahl der 
Eingeborenen vertreten. Gerade in Algerien und in Marokko hat der aller- 
fanatischste und orthodoxe Islam Wurzel gefaßt, was die Aufgabe der franzö- 
sischen Kolonisation ungemein erschwert. Während Ägypten im allgemeinen 
modernistisch gesinnt ist und daher den Engländern wenigstens in wirtschaft- 
licher Hinsicht keine übermäßigen Sorgen bereitet, ist die Lage im franzö- 
sischen nordafrikanischen Besitz gänzlich verschieden. In Algerien und Marokko 
wird der Koran wörtlich angewendet, wird keine Analogie gestattet, selbst 
wenn die Interpretation gegen den gesunden Menschenverstand und gegen die 
wirtschaftlichen Bedürfnisse sich richtet. Hand in Hand geht damit religiöser 
Fanatismus gegen den Unreinen. Dieser Fanatismus ist aus der islamitischen 
Eroberungszeit herzuleiten, die besonders im ı5. Jahrhundert in Nordafrika 
ihren Höhepunkt erreichte. Der Islam ist keineswegs von Beginn an die 
herrschende Volksreligion in Nordafrika gewesen. Das Eindringen der Araber 
in Nordafrika hat den Islam zuerst nur bei den Herrschenden, bei den Ge- 
lehrten und den Bewohnern der Städte populär gemacht, während die eigent- 
liche Landbevölkerung, die Berber, ihm erbitterten Widerstand leisteten und 
ihre uralte Volksreligion verteidigten. Mit Feuer und Schwert hat der Islam 
versucht, die anderen Religionen zu unterdrücken, unterstützt durch das Zurück- 
fluten der Mauren aus Spanien im ı5. Jahrhundert und durch die Versuche 
der christlichen Mächte Europas, Nordafrika zu erobern. Der Widerstand 
gegen Europa und das Christentum hat die Zusammenschweißung der bis 
dahin noch uneinheitlichen Volksmasse in Nordafrika herbeigeführt, die noch 
besonders begünstigt wurde durch den Sieg der orthodoxen Richtung des 
Islams über die Ketzerlehren. Heute herrscht die Anschauung der Malekiten 
in der großen Masse Nordafrikas, d. h. die fanatischste und unbelehrbarste 
Richtung des Islams. 

Der fundamentalste Gegensatz zwischen islamischer und europäischer Auf- 
fassung des Wirtschaftslebens besteht in dem Fehlen des Wettbewerbsgedankens 
bei den Massen der eingeborenen Bevölkerung der französischen Kolonien. Der 
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Islam sieht die Hauptaufgabe in moralischer Hinsicht nicht in der Ausbildung 
der Einzelpersönlichkeit, sondern in der Hingabe des Einzelnen an die Gesamt- 
heit, an dıe Familie, an die Bruderschaft. Infolgedessen kann der Gedanke 
der Konkurrenz keine Wurzel fassen. Gemeinschaftliche Unterstützung bei der 
Feldarbeit ohne Entgelt ist noch vielfach die Regel; Vieh, Gerät, selbst Land 
wird überlassen. Selbst wenn sich die Eingeborenen, namentlich die Kabylen, 
zur Arbeit außerhalb begeben, tun sie es in kleineren Gruppen und bleiben 
zusammen. Man fühlt sich sicher nur in der Gemeinschaft. Infolgedessen 
kann gar nicht der europäische Gedanke des Aufstiegs, des Kampfes aufkommen. 
Das Leben wird hingenommen wie es ist; man kämpft nicht dagegen an. Aus 
diesem Gemeinschaftsgefühl heraus sind auch die zahlreichen Bruderschaften 
in Nordafrika entstanden. Allein in Algerien wird angenommen, daß etwa 
der achte Teil der erwachsenen männlichen Bevölkerung Mitglieder von solchen 
Bruderschaften ist. Sie sind zwar nicht politischer Natur, können aber doch 
in Zeiten politischer Erregung den Charakter von Geheimbünden annehmen 
und eine ernste Gefahr für die Ruhe des Landes darstellen. 

Wie ist nun die Haltung Frankreichs gegenüber einem solchen Geisteszustand, 
wie er eben geschildert wurde, und wie sollte sie sein? Die französische Ko- 
lonialverwaltung ist sich tatsächlich heute noch nicht einig, wie sie diese wirt- 
schaftliche Sterilität der muselmanischen Eingeborenen heben und das Gedeihen 
der nordafrikanischen Kolonien sichern kann. Das beste Mittel wäre natürlich 
eine Steigerung der französischen Kolonisation selbst; aber wie soll das Mutter- 
land Frankreich, das selbst unter der allzu geringen Bevölkerungszunahme 
leidet und das eigene flache Land sich immer mehr entvölkern sieht, einen 
bäuerlichen Überschuß an die Kolonien abgeben? Die theoretische Lösung 
einer stärkeren Durchsetzung der eingeborenen Bevölkerung mit europäischen, 
besonders französischen Elementen, von denen jeder Einzelne den Mittelpunkt 
eines kleinen Zentrums bilden könnte, hat wenig Aussicht auf Verwirklichung. 
Die andere Lösung, die Eingeborenen wirtschaftlich am Gedeihen des Landes 
zu interessieren, stößt auf die eingehend geschilderte religiöse und allgemeine 
Geistesverfassung, die es bisher verhindert hat, daß die Muselmanen einen Sinn 
in der Hebung der Produktion erblickten. Die französischen Theorien schwanken 
zwischen der Tendenz, die Eingeborenen innerhalb ihrer eigenen Zivilisation 
zu heben, und der zweiten, die Eingeborenen immer mehr dem französischen 
Niveau anzunähern, um sie schließlich ganz in die europäische Sphäre mit 
gleichen Rechten aufnehmen zu können, so wie es mit den algerischen Juden 
geschehen ist. Die erstere schmeichelt allerdings der arabischen Eigenliebe, 
bleibt aber alles in allem nur ein Wort. Die zweite hat bisher keine nennens- 
werten Fortschritte zu verzeichnen gehabt. 

Die Politik Frankreichs auf wirtschaftlichem und politischem Gebiete dem 


Islam gegenüber ist aber keineswegs mit den bisherigen Ausführungen erschöpft. 


Wenn in den nordafrikanischen Besitzungen Tunis; Algerien und Marokko die 
französische Politik islamfreundlich sein muß, so ist sie es weniger in dem 


zweiten afrikanischen Kolonialreich Frankreichs, im Sudan und in den Gebieten 


an der Westküste und im Innern, die in der französischen Kolonialverwaltung 
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unter dem gemeinsamen Namen Westafrika zusammengefaßt werden. Hier ist 
die Stellung Frankreichs zum Islam eine völlig andere. Sie hat gerade hier 


ee 


außerordentliche Schwankungen erlebt, bis sie sich zu einer solchen entwickelte, 


die zwar nicht gerade islamfeindlich ist, aber auch keineswegs den Islam zu | 


fördern sucht. 


Dieses zweite große Imperium, das im Norden an die übrigen afrıkanischen 


Besitzungen stößt, hat eine ungleich größere Ausdehnung und verschiedene 
Bevölkerung. Auf einer Fläche von 4,6 Millionen Quadratkilometern zählt es 
eine Bevölkerung von über ı2 Millionen, von denen nur der allerkleinste Teil 
Anhänger des mohammedanischen Bekenntnisses ist. Ein großer Teil dieses 
Besitzes ist jahrhundertelang dem Islam unterworfen gewesen, und gerade hier 
haben die islamitischen und arabischen Eroberer mit einer beispiellosen Härte 
und Erbitterung ihrem Glauben Anerkennung erzwungen. Hier hat wahrhaft 


mit Feuer und Schwert der arabische Eroberer unter den Negern gehaust, hat | 


aber nur eine sehr oberflächliche und gewaltsame Bekehrung erreicht. In rund 
ı000 Jahren hat der Islam bis heute im Gebiete des oberen Niger und Senegal 
nur etwa 500000 Anhänger gewinnen und bewahren können. Nur etwa ein 
Zehntel der Bevölkerung bekennt sich heute zum Islam, und unaufhaltsam 
geht er hier zurück. Nur im Senegalgebiet hat er noch einige Stützpunkte, 
aber sonst kann er sich vor dem Wiedererwachen der alten Fetischreligion 
der Neger nicht halten. Etwa 50 verschiedene Völker leben auf diesem un- 
geheuren Gebiet, durch Sprache, Kulturniveau und Einzelheiten der Religion 
voneinander verschieden. Der Muselmane ist hier nur der unbarmbherzige Herr, 
der Sklavenhändler jahrhundertelang gewesen. In den Städten saß die arabi- 
sche Handelswelt, üppig. faul, genießerisch und die Millionen von Negern bis 
auf den Rest ausbeutend. Eine dünne Oberschicht ‘ohne wirtschaftliche und 
geistige Berechtigung. Der Islam steht hier in stärkstem Gegensatz zu der 
Volksreligion der Neger, zu ihrem Ahnenkult, ihrer Seßhaftigkeit, ihrem 
Totemismus und ihrer Arbeitskraft. 

Im Norden dieses westafrikanischen Gebietes, in das von Marokko und Al- 
gerien aus die islamitischen Nomaden eindrangen, drückt sich ganz besonders 
stark der fundamentale Gegensatz zwischen Islam und der Naturreligion der 
Neger aus. Der ewig wandernde Nomade kennt keinen Ahnenkult, wie er 
kein Heim kennt. Der Tote wird in der Wüste oder im Gebirge bestattet, 
und allzu oft kommt der Stamm nie mehr in die Gegend des Grabes. Ver- 
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lassen und vergessen liegt der Tote in der Einsamkeit, verlassen von den 
"Menschen, aber nach der islamitischen Auffassung bei Gott. Der wandernde 
‚islamitische Nomade kennt nur einen Gott, der allgegenwärtig ist, er findet 
ihn überall, wohin ihn seine Wanderungen führen. Überall, wo er seinen 
_Gebetsteppich aufschlägt, ist Gott. Er kennt nicht wie die Naturreligion der 
afrikanischen Neger den Gott der Quelle, des Baumes, des Waldes, des Felsens. 
‚Quelle, Baum und Fels sind für ihn nur vorübergehende Begriffe. Er sieht 
‚sie im Vorbeiwandern, er vergißt sie wieder. Der Neger aber lebt in den 
Begriffen der Seßhaftigkeit, des Heimes, des Totenkultes, des Fetischismus. 
Die Bekehrung der Neger zum Islam war daher zu allen Zeiten der Araber- 
herrschaft nur eine gewaltsame, keine natürliche, und verschwand wieder in 
dem Augenblick, wo durch die französische Kolonisation und Besitzergreifung 
des westafrikanischen Gebietes dir Herrschaft des muselmanischen Ausbeuters 
gebrochen wurde. 


Frankreich, das in den nordafrikanischen Kolonien und Mandatsgebieten im 
Islam den stärksten Widerstand gegen wirtschaftliche Hebung findet, kann 
daher heute kein Interesse an dem Schutz und der Pflege des Islams bei einer 
Negerbevölkerung haben, die ganz andere Qualitäten aufzuweisen hat als die 
sterile muselmanische. Aus einem der Arbeit keineswegs feindlich gesinnten 
Eingeborenen mit unverbrauchten Sinnen wird durch die Bekehrung zum 
Islam eine wirtschaftlich tote Kraft. Die Folgen sind aber nicht nur wirt- 
schaftlich, sondern auch politisch. Der seiner Naturreligion ergebene Neger 
nimmt den Europäer an, hat keine Vorurteile gegen die europäische Technik, 
sobald einmal die Furcht vor dem Unbekannten überwunden ist. Sobald er 
aber zum Islam bekehrt ist, wird er kraft dieser Religion zum Feinde des 
Europäers, des Unreinen und Ungläubigen, den zu bekämpfen und zu ver- 
nichten das oberste Gebot des Islams ist. Aus einem wirtschaftsfreundlichen 
Element wird ein wirtschaftsfeindliches.. Der „Heilige Krieg“ des Islam gegen 
das Christentum gewinnt einen neuen Kämpfer in ihm. 

Die Bekehrung des Negers zum Islam geschieht durch die nordafrikanischen 
Marabuts. Gerade in Nordafrika hat sich die Institution der Marabuts, der 
Heiligen, besonders stark entwickelt. Die Marabuts übertreffen heute an Be- 
deutung den eigentlichen islamitischen Klerus ın Nordafrika. Ihre Zahl ıst 
sehr groß und nimmt ständig zu. Es genügt, sich in Einsamkeit zurückzu- 
ziehen, um die Aufmerksamkeit der Bevölkerung auf sich zu lenken und bald 
den Nimbus des Heiligen zu erlangen. Wenn dieser Ruf einmal erworben ist, 
so hat die Verehrung der Gläubigen keine Grenzen. Es gibt nichts, was in 
den Augen der Gläubigen für ihn unmöglich wäre. Der Marabut kann alle 
Wunder bewirken, kann die Dürre beseitigen, Regen fließen lassen, unver- 


wundbar machen und alle Wünsche erfüllen, wenn er will. 
5 


= es von den Bere a ee 
a wurde eine mn a in der Verwaltung durchge f 


unterdrückt, nicht ohne blues Se da dr reichen Sklavenhändler” en 
_ in ihrem Besitz und Wohlstand tötlich getroffen fühlten. Sodann erfolgte. die 


Wiederherstellung der uralten überlieferten Gerichtsverfassung der Schwarzen, 


d. h. die Absetzung der muselmanischen Kadis und ihre Ersetzung durch die E 


eingeborenen Häuptlinge als Richter. Seit dem Jahre 1903 ist dieser ungeheure _ 


Einfluß des Islam gebrochen. -Der Häuptling jedes einzelnen Dorfes ist fortan 


‘Chef der Polizei und Richter. Die Appellationsgerichtshöfe werden so zu- 


sammengesetzt, wie es die streitenden Parteien ihrer Volksangehörigkeit nach 


sind. Jede einzelne Volksgruppe wird also nach ihrem eigenen Rechte gehört. 
Endlich wurde durch die Errichtung französischer Schulen versucht, den musel- 
manischen zu begegnen und ihren Einfluß zu brechen. Hier harren noch be- 
sondere Aufgaben der Lösung. Ganz besonderes Augenmerk wird aber jetzt 
von der französischen Kolonialverwaltung auf das Treiben der islamitischen 
Marabuts gerichtet. Sie werden überwacht, müssen über Zweck und Ziel 
ihrer Reisen genaue Auskunft geben und müssen sich Passierscheine besorgen. 
Reisen ohne bestimmten Grund werden verboten. Die Errichtung neuer 
Moscheen wird von besonderer Erlaubnis abhängig gemacht und die Pilger- 
reisen nach Mekka werden nur dann zugelassen, wenn Gewähr dafür vor- 
handen ist, daß die Pilger nicht unterwegs der Vagabondage anheimfallen. 

Zu diesen beiden großen Gebieten in Nord- und Westafrika tritt nun noch 
das syrische Mandatsgebiet, das für die französische Politik gegenüber dem 
Islam von Bedeutung ist. 

Bekanntlich datieren die Beziehungen Frankreichs zum heiligen Lande sehr 
weit zurück. Bereits Karl der Große stand mit den Christen dieses Gebietes 
in Verbindung. Er intervenierte zugunsten der christlichen Bevölkerung bei 
Harun als Raschid. Später kamen die ersten von Frankreich ausgehenden 
Kreuzzüge und die Begründung der christlichen Fürstentümer in Jerusalem, 
Edessa, Antiochien und Tripolis, im sechszehnten Jahrhundert unterzeichnete 
Franz I. die bekannten Kapitulationen mit Sultan Soliman, die Frankreich als 
Schutzmacht der christlichen Bevölkerung im Orient anerkannten. Seitdem 
hat es keine französische Regierung gegeben, die nicht auf der Vormacht- 
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stellung Frankreichs in Syrien bestanden hätte, selbst die Revolutionsmacht- 
ber sınd von der traditionellen Linie nicht abgewichen. Die Stellung 
Frankreichs war daher von jeher eine Verteidigungsstellung gegen den Islam. 
"Französische Priesterseminare und Schulen wurden unter türkischer Herrschaft 
“errichtet, die Alliance Francaise beschäftigte sich mit den im heiligen Lande 
ansässigen Juden, bis die Folgen des Weltkrieges Frankreich das Mandat über 
das Gebiet des Libanon und in Syrien brachten. Seitdem hat die französische 
‚Politik im Mandatsgebiete vielfach geschwankt, hat versucht, die alte islam- 
‚feindliche Politik aus Tradition weiter zu verfolgen, hat Aufstände und Un- 
ruhen erlebt und ist gegenwärtig im Begriff, einen neuen Weg zu suchen, 
um die vielfältigen Gegensätze in diesem Lande auszugleichen. Die Bevölke- 
rung des Mandatsgebietes ist nur zum allerkleinsten Teile christlich. Von den 
insgesamt rund drei Millionen Einwohnern bilden Christen nur ungefähr ein 
Drittel, aber selbst diese kleine Gruppe teilt sich wieder in verschiedene 
Glaubensbekenntnisse. Der Hauptstamm der Christen im Mandatsgebiet sind 
die Maroniten des Libanon, rund 300 000 Köpfe stark, so genannt nach ihrem 
Schutzpatron St. Maron und von jeher die besonderen Günstlinge Frankreichs. 
Sodann gibt es die orthodoxen Griechen, die katholischen Griechen oder 
unierten Melkiten, die die Autorität des Papstes in Rom anerkennen, und 
endlich die Nestorianer oder Chaldäer. Außerdem sind noch zu zählen die 
Armenier, die Gregorianer, Jakobiten, Protestanten und eigentlichen Syrier — 
ein reichlich buntes Gemisch innerhalb des so geringen Prozentsatzes der 
christlichen Bevölkerung. Die ersten französischen Oberkommissare im Man- 
datsgebiet hatten geglaubt, wie bisher die Maroniten begünstigen zu müssen 
und hatten ihnen die wichtigsten Verwaltungs- und Vertrauensposten anver- 
traut. Diese Maroniten, die ihre Erziehung fast ausschließlich auf den Priester- 
seminaren erhalten, waren ganz im Sinne der katholischen Kirche erzogen 
worden und die Erzfeinde der Muselmanen, besonders der sehr zahlreichen 
orthodoxen und ganz besonders der Drusen, die wieder innerhalb des Islam 
eine besondere Stellung einnehmen. Die traditionellen Massakres zwischen 
Maroniten und Drusen fanden ihr Ende durch die Besitznahme des gesamten 
Gebietes durch Frankreich und durch die offene Begünstigung der Maroniten. 
Die französische Politik im Mandatgebiet mußte daher die rund 2,4 Millionen 
Muselmanen vor den Kopf stoßen, und es dauerte auch nicht lange, bis die 
Franzosen begriffen, daß man nicht mehr die Politik der Kreuzzüge fortsetzen 
könne, sondern den veränderten Verhältnissen und vor allem der zunehmenden 
Kraft des Islam Rechnung tragen müsse. Der erste französische Oberkom- 
missar, der General Gouraud, änderte daher eines Tages plötzlich seine Hal- 
tung und wandte sich von den Maroniten der muselmanischen Bevölkerung 


zu. Man versuchte eine muselmanische Politik zu machen, ohne aber nennens- 
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werte Erfolge zu erzielen. In Syrien wohnt eine ganz besonders fanatische 
muselmanische Masse, deren extremste Richtung die Drusen darstellen. 

Aber auch die zweite Phase der Politik Gourauds litt Schiffbruch, und an seine 
Stelle trat der General Weygand. Mit ihm setzte ein abermaliger Umschwung 
ein, und ein zweites Mal erlebten die Maroniten eine Blütezeit. Ganz unter 
dem Einfluß des katholischen Klerus, besonders der Jesuiten, stehend, setzte 
Weygand die Maroniten wieder in hohe Verwaltungsposten ein und trieb die 
alte, traditionelle Bekehrungspolitik des mittelalterlichen Frankreich. Er wurde 
durch General Sarrail abgelöst, den die Regierung Herriot plötzlich an die Stelle 
Weygands setzte. Mit General Sarrail, einem General der Linken, wurde ein 
zweites Mal im Mandatsgebiet Abschied von der katholischen Politik genommen 
— eine Haltung, die ihm den erbitterten Haß der Klerikalen in Frankreich 
zutrug. Die französische Regierung versucht jetzt, eine sogenannte syrische 
Politik zu treiben, d. h. weder den Islam noch die Christen zu begünstigen 
und ein allgemeines syrisches Nationalgefühl innerhalb des Mandatsgebietes zu 
erwecken, mit gemeinsamen Interessen und Zielen. Seit 1922 besitzen die 
drei syrischen Staaten von Damaskus, Aleppo und der Aluiten eine Verfassung, 
die ihre Krönung iu dem Bundesstaat des Groß-Libanon finden. Die fran- 
zösische Einmischung hat sich auf ein Mindestmaß beschränkt, um den Ein- 
geborenen die Möglichkeit zu geben, sich innerhalb ihrer eigenen Kultur- 
spbäre zu entwickeln. Wirtschaftlich ist das Mandatsgebiet von steigendem 
Interesse für Frankreich. Die Baumwollkultur im Hinblick auf die Ver- 
sorgung der französischen Textilindustrie nimmt zu. Das Gebiet selber ist in 
unmittelbarer Nähe der Petroleumfelder des Mossul- und Irakgebietes gelegen 
und bildet das Durchgangsland zwischen der Mittelmeerküste nach Persien 
und Indien. 


WERNER JUNKER: 
DIE STELLUNG DER WEISSEN RASSE IM MODERNEN CHINA 


In den letzten Tagen des August kam es bei Wanshien, einem Ort am 
oberen Yangtsekiang, zwischen Ichang und Dschungking gelegen, zu einem Zu- 
sammenstoß zwischen englischer Marine und chinesischem Militär, dessen mög- 
licherweise ernste Folgen bis jetzt noch nicht übersehen werden können. Die 
bis heute bekannt gewordenen Tatsachen genügen aber schon an und für sich, 
ein grelles Schlaglicht auf die nachgerade unhaltbar gewordenen Zustände in 
China einerseits und die verhängnisvolle Entwicklung der Beziehungen zwischen 
Weißen und Gelben andererseits zu werfen. 

Zwei der englischen Rheederei Butterfield & Swire gehörige Dampfer wurden 
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von Soldaten des General Yang Sen, zweifelsohne in dessen Auftrag‘ beschlag- 
nahmt und nach Wanhsien eingebracht. Über die Gründe ist bis heute amt- 
‚lich noch nichts bekannt geworden. Aus dem, was durchsickert, erfährt man 
aber, daß es sich um eine Art Vergeltungsmaßnahme handelt. Ein mit Sol- 
daten gefüllter Sampang soll durch die Wellen eines Dampfers zum Kentern 
‚gebracht und mehrere der Insassen des Bootes dabei ertrunken sein. Angeb- 
lich sollen die Soldaten auch Feuer auf den Dampfer eröffnet haben. Dies 
wird übrigens in letzter Zeit übereinstimmend von fast allen Dampfern be- 
‚richtet, die den oberen Lauf des Flusses befahren und es ist auch ganz gut 
denkbar, daß, wie von einer Seite behauptet wird, der Dampfer, um den 
Schüssen zu entgehen, seine Fahrt beschleunigte und dabei durch das Schrauben- 
wasser das Boot zum Kentern brachte. 

Sämtliche Versuche des britischen Konsuls in Dschungking, die Schiffe oder 
doch wenigstens den aus Weißen bestehenden Teil der Besatzung freizube- 
kommen, schlugen fehl. Man griff daher auf den Versuch einer Lösung mit 
Waffengewalt zurück. Ein aus den Landungsabteilungen der verschiedenen 
Kanonenboote zusammengesetztes Expeditionskorps in einer Stärke von etwa 
40 Mann wurde auf einem kleinen Flußdampfer abgesandt und erreichte am 
5. September Wanshien. Trotz heftigsten Feuers seitens der Chinesen gelang 
es, an dem einen Dampfer längsseit festzumachen und die Offiziere überzu- 
nehmen. An den anderen konnte man nicht heran, jedoch sprangen dort die 
Leute über Bord und wurden, teilweise wenigstens, aufgefischt. 

Leider ließ sich das Unternehmen nur unter verhältnismäßig großen Opfern 
zu Ende führen. Sieben Tote, einschließlich dreier Offiziere, darunter den 
Führer, und fünfzehn Verwundete zählte man nachher, und dabei war das 
Ziel nur teilweise erreicht, die Dampfer im Besitz der Chinesen geblieben. 

Es ist dies nur einer der zahlreichen Zwischenfälle, die sich fortwährend 
am oberen Yangtse abspielen und ein Licht auf das Verhalten der Militär- 
verwaltung dem friedlichen Handel gegenüber werfen. Es ist noch gar nicht 
lange her, daß man dort einen Engländer mit Bambusstöcken einfach tot- 
schlug. Räuberei und Piratentum, in China gehört es zur Tagesordnung. 
Man wird sich damit abzufinden haben, so lange es eben keine starke Hand 
gibt, die mit eisernem Besen einmal gründlich auskehrt. 

Dieses Mal weichen die Tatsachen aber von den sonst üblichen ab; denn hier 
handelt es sich nicht mehr um gewöhnliche Freibeuterei, sondern um einen Akt 
der obrigkeitlichen Staatsgewalt, wenn man diesen Ausdruck einmal brauchen 
will. General Yang Sen, die treibende Kraft und der verantwortliche Mann, ist 
der Militärgouverneur von Szechuan, übrigens ein Parteigänger Wu Pei Fus. 

Es ist noch gar nicht lange her, da passierte während der Kämpfe in Schan- 
tung ein ähnlicher Zwischenfall bei Tientsin. Dort beschoß man einen japa- 
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nischen Zerstörer, wobei ebenfalls Todesfälle zu verzeichnen waren. Natürlich 
schob man nachher die Verantwortung auf die nachgeordneten Instanzen ab. 
Aber das kann uns nicht an der Grundtatsache vorbeiführen, daß von oben 
herab eben gewisse Direktiven gegeben worden sind, die sich dann teils unter 
Zuhilfenahme des sogenannten mangelhaften Untertanenverstandes, teils im 
Zusammenwirken mit anderen Faktoren, von denen ich noch sprechen werde, 
selbst gegen Weiße auswirken und die ganze Haltlosigkeit der Lage dann und 
wann erschreckend deutlich widerspiegeln. 


* * 
* 


Vor etwa 20 bis 30 Jahren würde der Angriff auf das Leben eines Weißen 
in China blutig gerächt worden sein. Ganz sicher, wenn es sich um Über- 
griffe der Staatsgewalt gehandelt hätte. Gerade solchen Übergriffen, dem Tode 
eines Missionars etwa, Märtyrern also, möchte man sagen, verdankten die 
Mächte den größten Teil ihres Einflusses hier draußen. Inzwischen haben 
sich die Verhältnisse aber beträchtlich verändert. Und es ist, allen Umständen 
nach zu urteilen, nicht anzunehmen, daß sich aus Zusammenstößen, wie den 
erwähnten, eine bewaffnete Intervention, ein Krieg entwickeln wird. Wie es 
bei dem japanischen Zwischenfall war, wird man sich auch hier mit einer Ent- 
schuldigung und der Zusicherung der Bestrafung der Schuldigen begnügen. 
Wenigstens bis jetzt scheint es so. 

Damit könnte man nun die Angelegenheit auf sich beruhen lassen. Was sie 
uns, besonders uns Deutschen, aber dennoch interessant macht, ist die Tatsache, 
daß sie nichts weiter als ein Symptom nur einer allmählich fortschreitenden 
Entwicklung ist, die sich gegen die Herrschaft der Weißen und damit speziell 
der Engländer richtet und deren Wurzeln nachzuspüren sich schon lohnt. 

Da ist zunächst einmal die historische Entwicklung der Stellung des Weißen 
hier draußen zu berücksichtigen. Der Fremde steht hier de jure und de facto 
anders da als in allen anderen Teilen der Welt. Der Europäer war einmal 
eine Autorität, wie er es jetzt noch etwa in Indien oder Afrika ist oder doch 
wenigstens zu sein glaubt. Er war es auch hier, aber er ist es nicht mehr. 
Der Weiße, der nach China geht, ist aber auch noch nicht in der Stellung, 
in der man sich befindet, wenn man sich aus seiner Heimat in irgend ein 
anderes zivilisiertes Land begibt. In China ist er nur ein Gast, und, wie die 
Dinge liegen, nicht einmal ein gern gesehener. Er kann sich noch immer 
nicht niederlassen bzw. Grundeigentum erwerben, wo er will, denn er ist an 
die sogenannten Vertragshäfen, d. h. die Niederlassungen gebunden, die man 
ihm eingeräumt hat. Eine Ausnahme bilden lediglich die Missionare, die ihre 
besondere Stellung vornehmlich dem Interesse verdanken, das Frankreich an 
seinen katholischen Missionen hat oder hatte. 
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Keleasen a nur ee an Bmnfang, ehe sie 2 er E 

5 ausgebaut und mit allen Erfordernissen westlicher Kultur ausgerüstet. 
Geld dazu war vorhanden, es floß reichlich vor dem das Geschäft 
gut, die Konkurrenz nur klein. 


lerts konnten die Chinesen noch ausbeuten, man kannte den Weißen noch 
. Und man hat es ‚gründlich besorgt. Wie überall, so waren es auch 
r nicht gerade die lautersten Elemente, die sich zuerst ansässig machten, 
ondern Abenteurernaturen zumeist, denen es nicht so sehr auf einen groß- 
gigen Handel mit China, auf anständiges Verhalten im Verkehr mit den 
hinesen ankam, als vielmehr darauf, rasch reich zu werden. Diese nicht zu 
eugnende Tatsache hat kaum dazu beigetragen, die Achtung vor dem Weißen 
u halten oder gar zu fördern. Aber der Chinese lernte, besonders die schlechte 
eite seiner Moral im Geschäftsleben sah er dem Mann aus dem Westen bald 
; b, und begreiflicherweise hat er ihn dann mit seinen eigenen Waffen zu i 
chlagen versucht. Mit Erfolg leider, das sehen wir heute. Und ganz be- 

sonders im geschäftlichen Verkehr. Ist der Markt für ihn gut, so wird das in 

Angriff genommene Geschäft abgewickelt, ist er aber gegen ihn, so geht der 

‚Chinese „Ningpo more far“, wie es im Schanghaijargon heißt, mit anderen Worten, 


‘er entzieht sich durch eine Reise ins Innere dem Zugriff des geschädigten Im- 


'porteurs. Insofern ist der Kaufmann hier noch schlimmer dran als in Japan, wo 
‚die an sich schon berüchtigte japanische Geschäftsmoral doch wenigstens diesen 
Ausweg nicht hat. Der alte Satz: „A Chinaman’s word is as good as his bond“ 
ist nur mehr eine Phrase mit einem bedauerlich starken ironischen Beigeschmack, 
insofern, als weder sein Wort noch seine Unterschrift heute etwas gilt. 


* * 
ae: 


Der Weiße hat es eben, wie überall in der Welt, nicht verstanden, sein 
Prestige zu wahren. Daran ist hauptsächlich der Krieg schuld. Es war eine 
Riesendummheit der englischen Diplomatie, vielleicht die größte, die sie sich 
seit Jahrhunderten geleistet hat, daß man China in- den Weltkrieg mithinein- 
zog. An dem Tage, an dem man China erlaubte, sich den Mittelmächten 
gegenüber als Sieger zu betrachten, war es mit der Vorherrschaft der Weißen 
vorbei. Die Einheitsfront, die bis dahin bestand, war zerbrochen. Man ist 
freilich jetzt ängstlich überall bemüht, sıe wiederherzustellen, aber der Erfolg 
ist ein mangelhafter und kann es nach Lage der Dinge auch gar nicht anders 
sein. Es läßt sich nicht wieder gutmachen, daß man Weiße erster und Weiße 
zweiter Klasse geschaffen hat, zumal, wenn zu den letzteren Deutschland und 
die einzige noch ganz unabhängige Nation der Welt, Rußland, gehört. Es ıst 
nun ja auch wieder wahr, daß auch vom deutschen Standpunkt aus die Zwei- 
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frontenstellung der Weißen als unnatürlich und darum als unhaltbar be- 
trachtet werden muß. Aber es ist nicht an uns, den ersten Schritt zu einer 
Änderung zu unternehmen. Wir haben schließlich oft genug für andere die 
Kartoffeln aus dem Feuer geholt und uns dabei mehr oder minder verbrannt. 
Den anderen aber fehlt vorläufig die Möglichkeit. Man würde uns gern die 
Exterritorialität wiedergeben, wenn man noch darüber verfügen könnte, aber 


vorläufig kann man es nicht. 

Der Chinese sagt sich nun: Wenn die Deutschen und die Russen — in 
ihrer Gesamtheit ein beträchtlicher Teil der weißen Bevölkerung — unter 
chinesischem Regiment leben kann, dann können es die anderen auch. Das 
ist von seinem Standpunkt aus ganz richtig gedacht. Der Irrtum, der ihm 
dabei unterläuft, liegt aber darin, daß er zu berücksichtigen unterläßt, daß 
diese Nationen eben nur deswegen hier leben können, weil sie praktisch unter 
dem Schutz der anderen Nationen stehen. Wo das nicht der Fall ist, ergeben 
sich die unerhörtesten Konsequenzen, wie z. B. erst vor einer Woche in Fuchau, 
wo man einen Deutschen ins Gefängnis geworfen hatte, weil sein Geschäfts- 
herr einen Lieferungskontrakt mit dem dortigen Machthaber nicht ausgeführt 
hatte. In Schanghai besteht ein gemischter Gerichtshof, dem alle nicht der 
eigenen Konsulargerichtsbarkeit unterworfenen Fremden unterstehen. 


a 


Hier ist einige Gewähr für Rechtsprechung nach europäischen Prinzipien 
gegeben. Wo das aber nicht der Fall ist, kann es zu Komplikationen führen, 
die für uns alles andere als angenehm sind. Erst kürzlich hat die sog. Ex- 
territorialitätskommission, die man auf Grund des Washingtoner Abkommens 
gebildet hatte, die Feststellung machen müssen, daß an eine Abschaffung der 
Fremdenrechte in China vorläufig nicht gedacht werden könne. Und das ist 
zunächst auch unsere Rettung. 

Man hat sich auch sonst nicht sehr weitsichtig benommen. Da ist z. B. das 
Kapitel Missionsarbeit. Es mag hart klingen, aber es ist so, die ganze Missions- 
tätigkeit ähnelt in ihren Erfolgen zu sehr dem berühmten Strümpfestricken 
für frierende Negerkinder; sie ist zwar nicht überflüssig, gewiß nicht, aber sie 
geht zu weit und die Erfolge sind im Vergleich zu der aufgewandten Mühe 
weder groß genug noch überhaupt die gewünschten. Daß ein großer Teil der 
Missionare nur Handelsagenten speziell für das amerikanische Kapital dar- 
stellt, ist eine bekannte Tatsache. Diese Art Mission steht gänzlich auf dem 
Boden der Tatsachen. Andere aber nicht, sie bemühen sich weiter um das 
Christentum. Aber schließlich werden auch die Missionare, die in wirklich 
bester Absicht herkommen, die Ärzte zum Beispiel, deren Notwendigkeit noch 
am wenigsten bestritten werden soll, mürbe, wenn sie nach unendlich vielen 
Mühen und Entsagungen, und nach all der Arbeit, die sie sich mit ihren 
Patienten gemacht haben, zuguterletzt noch darauf achten müssen, daß ihnen 
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der dankbare Patient nicht doch noch einen falschen Dollar in die Hand 
drückt. Da sind die Schulen, die Universitäten, die man den Chinesen groß- 
"zügig eingerichtet hat, alles gute und schöne Dinge, wenn die Chinesen es 
"nur anerkennen wollten. Aber das tun sie leider nicht, sie wollen gar nicht 
so sehr unterrichtet sein, wie wir es ihnen noch dazu fast kostenlos anbieten. 

Wo sie aber unsere Bildung annehmen, da wenden sie die halbverdauten 

"Kenntnisse sofort gegen ihre Lehrer. Es ist nicht jeder Chinese ein Sun Yat 

Sen. Die große Masse der sogenannten Gebildeten, die hier als Studenten 
herumlaufen und als solche auch in den Presseberichten herumspuken, sind 
Leute von ı4 bis 20 Jahren, in einem Alter also, in dem man bei uns noch 
die Schulbank drückt. Und diese Leute sind es, die in ihrer Halbbildung und 
ihrer von Sachkenntnis nicht gerade getrübten Urteilskraft die Zügel in die 
Hand nehmen und den Weißen Vorschriften machen zu können glauben. 

Die Bewegung wäre lange nicht so stark und nicht so zu fürchten, wenn 
man sich nicht mit der Arbeiterklasse verbündet hätte, eine Allianz, die deut- 
lich die Spuren russischen Einflusses an sich trägt. 

Es sei in diesem Zusammenhang schließlich noch auf die verheerenden Wir- 
kungen des Films verwiesen. Mit einer geradezu ans Unglaubliche grenzenden 

politischen Taktlosigkeit setzt man den Chinesen wie natürlich auch den 
anderen Völkern Filme vor, aus denen sie schlechterdings etwas Gutes über 
Europa nicht lernen können. Und wenn sie dann zu dem Resultat kommen: 
„Seht, wir Wilden sind doch bessere Leute“, wie es in dem bekannten Ge- 
dicht heißt, wer dürfte sich darüber noch wundern? 

Zwischenfälle, wie im Mai vorigen Jahres, lassen dann die nationale Welle 
hochgehen, die sich in einem Sturmlaufen gegen die ungleichen Verträge ım 
allgemeinen und gegen die Engländer als deren Repräsentanten im besonderen 
auswirkt. Eine von außen gesehen wirklich reichlich schlappe Haltung der 
auswärtigen Vertreter ist auch nicht geeignet, den sich dabei notwendig er- 
gebenden Auswüchsen, wie dem Boykott Hongkongs zweckentsprechend zu be- 
gegnen. Darauf komme ich noch zurück. 


* * 
* 


Zu den Forderungen, die man mit dem Begriff der unequal treaties ver- 
bindet, gehört neben Abschaffung der Fremdgerichtsbarkeit auch die Übergabe 
der Niederlassungen. Ein an sich vielleicht berechtigtes Verlangen, wenn man 
davon ausgeht, daß das Land chinesisch war und geblieben ist. 

Da ist z. B. als die bedeutendste Niederlassung Schanghai zu erwähnen. 
Eine große und — wenn gerade kein Krieg ist, ein freilich seltener Zustand — 
blühende Handelsstadt. Die Niederlassung ist gut ausgebaut, wie ich schon 
sagte, Licht, Kanalisation, gut erhaltene Straßen, geregelter Verkehr und ge- 


und. Audet:. Und ee ae a die Chinesenstadt, 
schmutzig, verkehrslos hier und überfüllt dort, mit Wasser, Dis em | 
nicht eine einzige Probe Cholerabazillenfreiheit ergab, kurz, ganz noch in dem 
Zustand, wie er vielleicht schon seit Jahrhunderten bestanden har Ren = 

Es ist schon begreiflich, daß man diese model towns, die Niederlassung: RE, 
wiederhaben will. Aber wer ist es denn, der von den Niederlassungen in der 
Hauptsache seinen Vorteil zieht? Es leben etwa eine Million Einwohner in 
Schanghai. Etwa Achthunderttausend davon sind Chinesen. Vom Rest noch 
der weitaus größte Teil Japaner, die ja, auch eine Ironie, den Weißen zuge- 
rechnet werden. Von denen, die dann noch übrig bleiben, ist die gute Hälfte 
russisch, was also an Fremden übrig bleibt, ist verschwindend gering gegen- 
über der Zahl der Chinesen und würde praktisch ganz an die Wand gedrückt 
werden, wäre nicht die Verwaltung europäisch, d. h. englisch, Nach den 
Maiunruhen hatte man den Chinesen drei Sitze in der Stadiverwaltung nahe- 
zu einstimmig zugestanden. Anstatt dies jedoch anzunehmen, folgte man dem. 
Drängen revolutionärer Drahtzieher, forderte Vertretung entsprechend der Höhe 
der gezahlten Steuern und schlug daher das Angebot ab. Würde man der 
Forderung Folge geleistet haben, so wäre es natürlich mit der Niederlassung 
dem Sinne nach zu Ende, und es würde auch kaum lange dauern, bis 
Schanghai im gleichen Zustande sich befindet, wie die benachbarte Chinesenstadt. 

Wie die Dinge jetzt schon liegen, hat der Weiße sich mit dem zu begnügen, 
was der Chinese übrig läßt. Die besten und wertvollsten Stücke Landes, die 
schönsten Villen gehören den Chinesen, die hier, teils um Schutz vor ihrer 
eigenen Soldateska zu finden, teils um Handel zu treiben, sich niedergelassen 
haben. Es ist leider so, die Chinesen haben das Geld, der Weiße trägt nur 
noch einen Scheinreichtum zur Schau. Ins Ungemessene gesteigerte Lebens- 
ansprüche auf der einen Seite, Geschäftsverluste auf der anderen, eine Folge 
teils schlechter Verhältnisse im Lande selbst, größerenteils der nur zu be- 
dauerlichen Unfähigkeit, wenigstens geschäftlich sich einig zu sein. Es ist 
ein offenes Geheimnis, daß in den letzten Jahren mehr Geld in China hinein- 
gesteckt als herausgeholt worden ist, eine Tatsache, aus der die Konsequenzen 
zu ziehen man sich vorläufig noch scheut. 

Der Chinese hätte wirklich alle Ursache, mit dem Bestehen von Nieder- 
lassungen zufrieden zu sein. Zum mindesten der Teil, der in den Nieder- 
lassungen lebt. Woher stammt denn der Reichtum, den sie hier zur Schau 
tragen und ungestört genießen? Mancher mag ehrlich erworben sein, aber 
es sind ıhrer nur allzuviele, die ihn unrechtmäßig besitzen, Heerführer, die 
eine Provinz ausgesogen haben, politische Abenteurer, die zu Geld gekommen 
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_ sichert. Die Regierung behauptet, daß sie sich all dieser Existenzen bemäch- 
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sind, Unternehmer, die von der Regierung Geld eingesteckt, aber nichts da- 


gegen geliefert haben. Sie alle bezahlen außer den Stadtabgaben nichts und 
‚sind auch sonst vor Zugriffen des ewig notleidenden Finanzministeriums ge- 


tigen könne, gäbe es keine Niederlassungen, aber wer weiß, ob man sich nicht 


dann nach Japan, Manila, Singapore usw. verzieht? Vorläufig genügen die 
Niederlassungen. 


Natürlich gibt es auch Chinesen, die dies einsehen, die die Weißen, die 
von ihnen gebrachten Vorteile und die Notwendigkeit guten geschäftlichen 


_ Zusammenarbeitens nicht verkennen. Es gibt auch solche, die wohl dazu in 


der Lage sein könnten, das Land wieder zu Wohlstand und die Fremden 
wieder zur Anerkennung zu bringen, Da ist zum Beispiel der Marschall Sun 
Chuan Fang, der Herr über die fünf Ostprovinzen Kiangsi, Kiangsu, Chekiang, 
Anhui und Fukien, zur Zeit wenigstens noch ihr Herr. Ihm und auch seinen 
Ratgebern wird Verständnis für die Lage und guter Wille und Fähigkeit, sie zu 
bessern, nicht abgesprochen werden dürfen. Auch den anderen gegenwärtigen 
Machthabern muß man lassen, daß sie staatsmännische Fähigkeiten besitzen. 
Aber solange sie fortfahren, sich gegenseitig zu bekriegen, wird für eine Ände- 
rung der bestehenden Verhältnisse weder Zeit noch Mittel übrigbleiben. In 
Peking sitzt freilich eine sogenannte Zentralregierung, aber es sind nicht nur 
die bösen Zungen, die behaupten, daß sie nur eine Fiktion der diplomatischen 
Vertreter der Mächte sei. Diejenigen, die die wirkliche Macht in Händen 
haben, sind die Marschälle, denen eine mehr oder minder große Armee zur 
Verfügung steht, d. h. eine Horde Kulis, denen man das Gewehrtragen not- 
dürftig beigebracht hat, und mit deren Hilfe sie dem Lande solange ihren 
Willen aufdrängen, bis ein Anderer, Stärkerer, kommt, der sich an die Stelle 
setzt und nun seinerseits das Land aussaugt. Es hat keinen Zweck, sich mit 
den einzelnen Personen hier näher zu beschäftigen, was heute oben ist, kann 
morgen schon wieder unten sein. Noch vor einer Woche hielt man Wu Pei 
Fu für „den“ Mann, heute ist er geschlagen und sammelt die Trümmer seiner 
Truppen. Gestern noch berichtete man von der Zerstörung der Feng Yu Hsiang- 
schen Macht, heute erscheint er in Verbindung mit der Kantonregierung wieder 
auf der Bildfläche und seine neuen Truppen ziehen siegreich in Hankau ein. 
Zu einer Zeit, wo die Mächte, teils aus gutem Willen, teils aus Geschäfts- 
interesse, d. h. um dem Konkurrenten den Rang abzulaufen, sich in Washington 
zu einer Änderung der bestehenden Verträge bereitfanden, wo man Justiz- 
und Exterritorialitäts-, Finanz- und Tarifkommissionen tagen läßt, ist ein- 
fach kein Mann zu finden, mit dem man verhandeln kann, ohne sich der 


Lächerlichkeit preiszugeben. Während sich die Politiker in Peking ehrlich 
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bemühen, soviel wie möglich für China herauszuholen, bekriegen sich die 
Generale unentwegt weiter, wird von Kanton aus erklärt, daß man keinen 
der von Peking einzugehenden Verträge als verbindlich anerkennen könne. 
Je mehr man diese Unhaltbarkeit der Zustände berücksichtigt, um so sonder- 
barer muß es anmuten, daß China seiner Größe und Bevölkerung entsprechend 
Ansprüche auf einen Dauersitz im Völkerbund macht. Alle Mißstände werden 
geschickt als Einzelfälle hingestellt, aus denen man nicht auf das Ganze 
schließen dürfe, und es will wirklich manchmal scheinen, als ob sich die ge- 
samte weiße Diplomatie von der ohne Zweifel hervorragend geschulten chine- 
sischen übers Ohr hauen läßt. Wenn China wirklich die Anerkennung ver- 
langt, zu der es seiner Größe entsprechend an sich berechtigt wäre, dann ist 
die Grundbedingung die, daß erst mal Ruhe und Ordnung im Innern ge- 
schaffen und allen, auch den Weißen, Sicherheit des Lebens und Eigentums 
und eine geordnete Rechtsprechung gewährleistet wird. Solange dies nicht 
der Fall ist, kann man unmöglich verlangen, daß sie ihre Reservate aufgeben. 
Die Gelegenheit, etwas zu erreichen, ist wahrhaftig nie günstiger gewesen 
als jetzt, wo die maßgeblichen Völker der Welt sich mit Problemen nationaler 
und internationaler Art zu befassen haben, die ihnen wahrlich näher liegen, 


als die Wünsche der Republik des fernen Östens. 


* * 
* 


Vielleicht ist es gerade diese letzerwähnte Tatsache, die die Mächte zwingt, 
vom ÖOrdnungschaffen auf eigene Faust zunächst abzustehen, die sie hindert, 
Staatsbeleidigungen zu rächen und die Übeltäter zu bestrafen. Ich komme 
damit auf den Ausgangspunkt unserer Betrachtungen zurück. Warum läßt 
man sich soviel bieten, warum läßt vor allem das einst so stolze England sich 
alles gefallen? Warum wehrt man sich nicht gegen einen Boykott Hongkongs? 
Der englische Handel, mit ihm natürlich auch der übrige, aber erst in zweiter 
Linie, hat nachgerade genug gelitten. Die Stimmen mehren sich von Tag zu 
Tag, die nach einer Politik schreien, die den Verhältnissen besser gerecht 
wird. Die Presse macht nicht nur die öffentliche Meinung, sie spiegelt sie 
auch wieder und in den hiesigen Zeitungen ruft man von Woche zu Woche 
lauter danach, daß dem fremdenfeindlichen Treiben ein Ende gemacht wird. 
Vor ganz kurzer Zeit hat sich auch die Times zum Sprachrohr dieser Be- 
wegung gemacht. Augenblicklich geht die Welle der Empörung wieder be- 
sonders hoch, begreiflicherweise ist man einheitlich der Ansicht, daß der 
Wanbhsienzwischenfall den Kulminationspunkt darstellen müsse, andernfalls sei 
es mit der britischen Vorherrschaft im fernen Osten aus. 

Mir scheint nur, daß dies eine euphemistische Verhüllung der bereits däm. 
mernden Erkenntnis ist, daß tatsächlich der Weiße seine alte Rolle in China 
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endgültig ausgespielt hat. Aber in den politischen Zirkeln der europäischen 
Großstädte ist man noch nicht so weit in der Erkenntnis vorgedrungen. 
Während hier bereits alles sich in Bewegung befindet, drunter und drüber geht, 
hält man in Europa immer noch an der alten Politik fest, nur ja an nichts 
' zu rühren, nur nicht einen Brand zu entfachen, dessen Reichweite man nicht 
überblicken kann — und der doch schon entfacht ist. 

Vielleicht — vielleicht kann man schon nicht mehr anders. Als ob man 
einfach nicht sehen wolle, wird in London von der Einheitsfront gesprochen, 
die die in China interessierten Mächte bilden müßten. Da läßt gerade heute 
die Daily Mail sich vernehmen, eine isolierte Intervention sei solange un- 
erwünscht, als sie sich vermeiden ließe, man müsse jedoch eine Einheitsfront 
der beteiligten Mächte herstellen. Leider werden derartige Feststellungen, so 
wahr und so berechtigt sie an sich sein mögen, schon seit Jahresfrist vergeb- 
lich gemacht. Und wie zum Hohn auf die Londoner Kommentare läßt sich 
heute die japanische Regierungspresse vernehmen, daß Japan kein Interesse 
an Intervention habe und die „Wait and see“ Politik fortsetzen wolle. Das 
Gleiche gilt von Amerika und Frankreich. Der Temps glaubt nicht an die 
Möglichkeit eines Übereinkommens und fürchtet, daß man dann China dem Bol- 
schewismus in die Arme treibe. Zu einem ähnlichen Resultat kommt in einer 
bemerkenswert offenen Weise auch die Shanghai Times in ihrem gestrigen 
Leitartikel. Es heißt dort auf die Frage, was eine gemeinsame Politik bisher 
verhindert habe: „Perhaps it has been the realization of each of the parties 
involved that their interests were separated and divided one from another, 
that the much talked of „common interest“ has been a stock phrase which 
has done much to cover a multitude of divergencies“. So ist es in der Tat. 
Während des Boykotts glaubt man festgestellt zu haben, daß die nicht 
boykottierten Firmen Riesengeschäfte gemacht haben. Man glaubt also, lernen 
zu müssen. Damit die Japaner nicht noch mehr gewinnen, hütet man sich 
ängstlich, es nicht zu einer neuen Auflage des Boykotts kommen zu lassen. 
England will seinen Handel verbessern, Amerika und Japan auch. Was England 
während des Boykotts verlor, haben die anderen eingesteckt, immer, wenn ein 
Volk etwas verlor, haben die anderen Völker etwas eingesteckt, zwar nicht 
entsprechend, aber doch verhältnismäßig. Denn der Handel als solcher geht 
zwangsläufig weiter, da die Nachfrage am einen wie am anderen Ende weiter- 
besteht. Die Frage ist nur, wer sie befriedigt. Damit nur ja der andere das Ge- 
schäft nicht macht, wird alles vermieden, was dem eigenen Geschäft schaden 
könnte. Und das einzige, was man bis jetzt als gemeinsames Interesse erkannt 
hat, ist die Tatsache, daß jeder bei dem Wettlauf um den legitimen Handel 
mitmachen muß. Im Notfall nimmt man also auch mit einer lendenlahmen 
Entschuldigung vorlieb, wie es die Japaner nach dem Tientsinzwischenfall taten. 
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Eine Krämerpolitik, die an Kurzsichtigkeit wirklich nichts mehr zu wünschen 
übrig läßı und besonders den Nachfolgern eines Pıtt, und Beaconshield schlecht 
ansteht. 

Es ist schon richtig, wenn eine Zeitung*) schreibt: „The British people have 
a right to expect that H. M. Government will take action to bring home to 
the military satraps in China that, although they may wage war upon each 
other and desolate the country murder and rob, they cannot seize British 
steamers and, when river warships act within their right to protect their 
nationals and their property fire upon the Union Jack and kill H. Majesty’s 
servants who are performing their bounden duty with not an jota of hostility 
towards China. The prestige of the foreigner is lowered if incidents of such 
a character are lightly passed over.“ 

Die Frage ist nur die, ob nicht der englischen Regierung die Gefahr einer 
Kollision der Interessen in China mit denen in ihren anderen Dominions, be- 
sonders in Indien, zu groß erscheint, und man nicht auf die dominierende 
Stellung ın China bereits endgültig Verzicht geleistet hat. Das British Empire 
wackelt an allen Ecken und Enden. Caveant consules! Es ist ein mehr als vorsich- 
tiges Lavieren zwischen all den vielen Interessen in Europa und den übrigen 
Weltteilen nötig, um es nicht zum zweiten Weltbrand kommen zu lassen, 
auf den man offenbar noch nicht genügend gerüstet zu sein glaubt. Daß die 
Gefahr eines Krieges kaum irgendwo größer ist als am Pazifik, ist bekannt. 
Die Lage ist auch zwischen den Mitgliedern des Völkerbundes hier draußen 
reichlich gespannt, Rußland tut das Seine, sie nicht zu verringern. Man denke 
nur an das Kantonunternehmen. 

Was wird das H. M. Government tun? 

Schanghai, den 11. September 1926. 


Heınz Kuoss: 
HOCHSCHULE IN ÜBERSEE 


Wenn wir das Auslandsdeutschtum einteilen in die drei großen Gruppen 
des Buropadeutschtums, des Sowjetdeutschtums (in der Sowjetunion) und des 
Überseedeutschtums, deren jede ihre eigenen Probleme hat, so ist innerhalb 
des Überseedeutschtums offensichtlich der sprachpolitisch wichtigste Teil das 
Deutschtum der fünf südamerikanischen Staaten Brasilien, Uruguay, Paraguay, 
Argentinien und Chile. Die Deutschen der Vereinigten Staaten sind zwar 


*) North China Daily News, 9. 9. 26, 


= nelecie eg eh sie ee ra ee daß 
“B deutung bereits sekundär geworden ist. | 

ntren des Südamerikadeutschtums sind Ostargentinien ar Mittel- 
und Nordostargentinien) und Südbrasilien. In Uruguay leben nur sehr 
ige Deutsche, in Paraguay hat ihre Zahl in den letzten Jahren langsam 
enommen, ist aber immer noch sehr gering. Als getrennte Gruppen finden 
r Deutsche in Chile, etwa 30000 Menschen meist zwischen Valdivia und 
m Llanquihue-See, und in Mittelbrasilien, wo die sprachliche Assımilierung 
schon sehr stark ist. 


Wo sich die Staatsgrenzen von Brasilien, Paraguay und Argentinien nähern, 
‘zerschneiden sie willkürlich eine einheitliche Landschaft, die im Osten durch 
‘den Atlantischen Ozean, im Westen etwa durch den Rio Paraguay und von 
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2 folgen fast durchweg den Flußläufen; keinen Grenzfluß finden wir zwischen 
F Missiones und Sta. Catharina. Weiter westlich ist das Chaco-Gebiet nicht 
weniger willkürlich zwischen Argentinien, Paraguay und dem 1926 von deut- 


dessen Mündung ab durch den Rio Parana begrenzt wird, im Süden noch 
über diesen hinausreicht, also auch Uruguay mit umfaßt. Die Staatsgrenzen 


schen Siedlern noch freien Bolivia aufgeteilt; in seinem argentinischen Teil 
/ sitzen schon einige deutsche Kolonisten. Gleich der Landschaft in der sie 
wandern und wohnen, sind auch die Deutschen in Ostargentinien und Süd- 


brasilien (und mit ihnen die Deutschen von Paraguay und Uruguay) eine 


4 Einheit. Schon wachsen sie allmählich auch räumlich zusammen. Von Süden 
wandern Deutschargentinier nach Corrientes und Missiones herauf und von 
Nordosten ziehen unaufhörlich deutschbrasilische Kolonisten über die Grenze 
von Missiones. Langsam beginnen auch deutschargentinische und deutsch- 
 brasilische Vereine sich zusammenzuschließen. Um ihrer Einheit gewiß zu 
sein und als lebendige Einheit handeln zu können, sollten jene Südamerika- 
deutschen südlich des Äquators sich unter einem gemeinsamen Namen, dem 
Namen Süderdeutschtum, zusammenfinden, der sie die Verschiedenheit ihrer 
Herkunft aus Schweiz, Wolgarepublik und Deutschem Reich und die Ver- 
schiedenheit ihrer gegenwärtigen Staatsangehörigkeit überwinden ließe und 
unter dem man auch von Europa aus sich gewöhnte sie als Einheit zu sehen. 
Wenn wir vom Namen Süderdeutschtum freilich auch die weniger zahlreichen 
Deutschen in Mittelbrasilien und Chile mit umfaßt wissen wollen, so geschieht 
das nicht so sehr unter geopolitischen wie unter sprachpolitischen Gesichts- 
punkten. 
Die verschiedene Herkunft der Deutschen in jenen Staaten macht es schwierig, 
ihre zahlenmäßige Stärke zu schätzen. Fast alle Angaben in Werken wie 
The Statesmans Year-Book, Banses Lexikon der Geographie oder Nobels Hand- 
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buch des Staatsmanns geben zu niedrige Zahlen, weil sie einmal zwischen 
Staatsangehörigkeit und sprachlicher Zugehörigkeit nicht deutlich unterscheiden 
(z. B. könnten 1913 unter 100 Einwanderern reichsdeutscher Staatsangehörig- 
keit gut einmal 50 Polen und 1925 unter 100 Einwanderern tschechoslowaki- 
scher Staatsangehörigkeit gut einmal 50 Deutsche gewesen sein) und weil sie 
zum andern die gerade in Südbrasilien außerordentlich starken Vermehrungs- 
ziffern der Kolonisten nicht genügend berücksichtigen. So finden wir in 
Brasilien 1920 neben 52000 in Deutschland geborener auch 26000, also ge- 
nau die halbe Zahl, in Österreich geborener Personen und in Argentinien 
leben neben rund 80000 unmittelbar aus Deutschland stammenden allein 
rund 100000 aus dem Gebiet der Sowjetunion und zwar zu 75°/, aus 
der heutigen Wolgarepublik stammende Deutsche. Meine Berechnungen, 
für die die ausführlichen Unterlagen anzugeben hier nicht der Ort ist, 
lassen mich reichlich 200000 Deutsche in Argentinien und reichlich 800 000 


Deutsche in Südbrasilien annehmen; die Hauptgruppe des Süderdeutschtums 


umfaßt also eine Million Menschen. Aber auch diese Schar ist von der 
Assimilierung bedroht, die das mittelbrasilische und das vereinsstaatliche 
Deutschtum bereits ergriffen hat, wenn es kein psychisches Zentrum findet. 
Es sind nur zufällige Beispiele, wenn ich in den letzten Wochen an zwei 
verschiedenen Stellen las, daß im argentinischen Colonia Villa Urquiza 
und im südbrasilischen Joinville die Jugend entgermanisiert ist. Psychisches 
Zentrum kann nur eine Hochschule werden, weder Gesangvereine und 
Turnvereine noch auch Lehrer- und Theologenseminare können es sein oder 
schaffen. 

Die zahlenmäßigen Voraussetzungen für eine Hochschule sind mit einer 
Million Menschen ohne weiteres gegeben, wenn die 80000 Isländer in Reykjavik 
und die 80000 Einwohner von Nevada in Reno ihre eigene Universität haben 
können. Nicht als Träger, wohl aber als Lernende kommen noch weitere 
Personen in Argentinien und Brasilien in Frage. Es gibt in den argentini- 
schen Provinzen Santa Fe, Buenos Aires und Entre Rios, besonders in der 
Stadt Buenos Aires, rund 100000 Jidden (jiddischsprachige Juden) die 
sämtlich deutsch verstehen und sich dem deutschen Sprachkreis ohne 
Werbung und Opfer eingliedern lassen, wenn man sie nicht gewaltsam 
zurückhält; auch Rio Grande do Sul bekommt jiddische Einwanderer. Es 
mögen auch manche nichtdeutsche Ostargentinier und mehr noch Südbrasilier 
im unvermeidlichen Verkehr mit den Deutschen deren Sprache gelernt 
haben; in Südbrasilien ist nicht überall das Portugiesische Verbindungs- 
sprache zwischen den verschiedenen Sprachgruppen. In der Kolonistenzone 


von Rio Grande do Sul sind die Lusobrasilier eine schwache Minderheit, es 
leben dort 
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E 359.000 Deutsche, 

270 000 Italiener, 
117000 Lusobrasilier, 

# 71000 Polen und 
49 000 div. 

Noch wichtiger ist dies: Nicht sofort, aber nach einigen Jahren kann mit 
steigender Sicherheit auf den Zuzug von Südamerikanern mit spanischer oder 
portugiesischer Muttersprache gerechnet werden. Wenn im Juli 1926 die 
medizinischen Studenten der Universität Rio de Janeiro nach Deutschland 
das Ersuchen richteten, deutsche medizinische Werke ins Esperanto übersetzen 
zu lassen, da man ihnen das Opfer, deutsch zu lernen, nicht zumuten könne, 
-so ließe sich sehr wohl denken, daß sie eine Universität mit deutscher Lehr- 
sprache im eigenen Lande nicht auf die Dauer mieden, wenn sie glauben 
könnten, dort Wertvolles zu lernen. 

Gänzlich abwegig wäre es, an ein reichsdeutsches Forschungsinstitut nach 
der Art der Deutschen Biologischen Station in Neapel oder des Deutschen 
Archäologischen Institutes in Rom zu denken. Soweit bei der Standortwahl 
für solche Institute sprachpolitische Gesichtspunkte mitzusprechen haben, ge- 
hören sie an Orte, an denen es ein nennenswertes Auslandsdeutschtum nicht 
gibt. Nicht daß wir für die Süderdeutschen nur eine Ausbildungsstätte für 
die junge Generation und keine Forschungsstätte für nötig hielten. Eine 
endogene süderdeutsche Forschung ist sogar von entscheidender Wichtigkeit. 
In der Entwicklung einer Sprachminderheit lassen sich vier Entwicklungs- 
stufen unterscheiden. Auf eine schulenlose Vorstufe folgt die erste Haupt- 
stufe, auf der vom Stammlande aus, also in unserem Falle in erster Linie 
von Deutschland aus für Lehrer und Geistliche gesorgt wird. Auf der zweiten 
Stufe werden die Lehrer und Geistlichen von der Minderheit selber heran- 
gebildet, aber in rein reproduktiver Weise: Die vermittelten Bildungselemente 
sind teils aus der Zeit der Auswanderung ererbt, teils fremd übernommen 
aus dem gegenwärtigen Leben der Heimat oder der anderssprachigen Mitbe- 
wohner, niemals aus Zusammenwirken von Umwelt (Boden, Mitbewohner) 
und Ererbtem heraus in der eigenen Sprache gestaltet. Über diese Stufe des 
Lehrerseminars und des theologischen Seminars ist das Auslandsdeutschtum 
mit Ausnahme des heimatnahen baltischen Deutschtums niemals herausge- 
kommen, wohl aber sind es die Frankokanadier, die eben deshalb als einzige 
amerikanische Sprachminderheit ihren sprachlichen Bestand unverändert be- 
hauptet haben. Auf ihrer Stufe, der dritten Hauptstufe, wird eigene geistige 
Arbeit geleistet (die wenige heimatgeschichtliche Forschung der vereinsstaat- 
lichen Deutschen reicht wirklich nicht aus) und erst diese befähigt eine Minder- 
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Nähe der Heimat lebt, der geistig gleich der angloamerikanischen oder der 


lusobrasilischen autonom gewordenen Mehrheit gegenüber die eigene Art zu 


wahren. Dabei denken wir an die Funktion der Hochschule als psychischen 
Zentrums, nicht an eine bestimmte Ausgestaltung, sei diese nun collegemäßig 
wie in den Vereinigten Staaten, theokratisch wie in Quebeck und Montreal, 
nach reichsdeutschem Typ oder von dem mit alledem (zu Recht) wenig Zu- 
friedenen nach neuer Art gewollt. Da die Hochschule im kleinen und prak- 
tisch als landwirtschaftliche Experimentierstätte anfangen müßte, ist diese 
Frage nicht sehr dringlich. Wichtig ist für den Anfang zweierlei: daß trotz 
vielleicht geringer materieller Chancen fähigste Spezialisten aus Deutschland 
und (damit jeder offizielle staatsdeutsche Schein und Hintergedanke vermieden 
wird) möglichst auch der Deutschschweiz, daneben auch Österreichs und 
Deutschböhmens für den Beginn sich zur Verfügung stellen, damit wirklich 
nutzbringende und vorbildliche Leistungen, die dem wirtschaftlichen Gesamt- 
organismus und damit auch den Nichtdeutschen jener Landschaft erwünschten 
Vorteil bringen, erzielt werden und zweitens, daß diese Spezialisten mit größt- 
möglicher Schnelligkeit einheimische süderdeutsche Nachfolger sich heran- 
ziehen, vor denen sie später das Feld räumen. Das schließt nicht aus, daß 
nicht späterhin zu jeder Zeit ein Austausch von einzelnen Lehrenden zwischen 
Europadeutschtum und Süderdeutschtum denkbar wäre und ebensowenig, daß 
schon jetzt möglichst vielen jungen Süderdeutschen der Aufenthalt und evtl. 
das Studium oder eine Lernpraxis in Deutschland ermöglicht werde. Doch 
es handelt sich bei weitem nicht so sehr darum, die Süderdeutschen mit 
europadeutschem Wissen zu beglücken, als darum, ihnen zu einem geistigen 
Eigenleben zu verhelfen, zu einer kulturellen Selbständigkeit, die ihnen Deutsch- 
land bis zu einem gewissen Grade entbehrlich macht, zu einer koordinierten 
Dominionstellung neben den verschiedenen Teilen des Europadeutschtums 
innerhalb und außerhalb des Reiches, zu einem gemeinsamen Stammesgefühl, 
das nur durch gemeinsame Leistung ermöglicht wird, zur Beseitigung des 
Gefühles, die deutsche Sprache sei nicht viel mehr als eine Bauernsprache. 
Von allen Teilen des Auslanddeutschtums, von den Banater Schwaben so gut 
wie von den Pennsylvaniadeutschen wissen wir, daß oft schon die zweite 
Generation der Kolonisten vergessen hat oder doch nicht mehr beachtet, daß 
sie aus einem Lande mit starkem in deutscher Sprache ausgedrücktem Eigen- 
leben kommt; die Kolonisten beurteilen den Wert dieser Sprache nach den 
Leistungen, die im neuen Lande in ihr einen Ausdruck finden und da stehen 
sie außerhalb Mitteleuropas überall auf der Erde bis heute vor einem Nichts. Die 
deutsche Sprache hat für die Auslandsdeutschen gegenüber dem bodenständig 
gewordenen Englisch der Vereinigten Staaten, Ranadas, Australiens und Südafrikas, 
dem Spanisch von Argentinien, dem Afrikaans von Südafrika, dem Portugiesisch 
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von Brasilien und selbst dem Magyarisch von Ungarn allzuoft den Wert eines 
mınderwertigen Kleinleutedialektes wie es das Bretonische oder das Wendische 
. sind, bekommen. Wie soll es erst bei den Deutschen von Entre Rios sein, die 
„aus der Wolgarepublik stammen und von dort schon keine starke Überlieferung 
mehr herüberbringen. Neuer Raum will neue Artung, neue Heimat will neuen 
Geist; sind Portugiesisch und Spanisch in Südamerika für neue Menschen zum 
chen Ausdrucksmittel geworden, so werden sie eine Sprache verdrängen, die 
nicht von der südamerikanischen, sondern von der fernen europäischen Erde 
Klangfarben und Schattierungen erhält. Mit künstlicher Fernernährung erhält 
man keine Sprache am Leben. Noch sind wir gewohnt, die Süderdeutschen nur 
ın der negativen Situation von Auslandsdeutschen, d.h. förmlich nur noch Halb- 
deutschen, die nach Europa hin gravitieren müßten, zu sehen; tatsächlich 
gravitieren sie in ihrer Mehrzahl schon längst nicht mehr nach Europa, nur 
haben sie einen eigenen Schwerpunkt noch nicht gefunden woraus sich ein 
sprachgefährdendes Minderwertigkeitsbewußtsein oder doch ein solchem Be- 
wußtsein entsprechendes Handeln entwickeln kann. 

Bei der ersten Realisierung dessen, was im Endziel als voll ausgebaute 
Hochschule gedacht ist, kann, das muß nach so viel stolzen Worten gesagt 
werden, nur mit bescheidenen Maßstaben gerechnet werden. Auf Philologen 
und Philosophen wäre auf lange Zeit hin ebenso zu verzichten wie auf das 
Recht zur Verleihung staatlich anerkannter Diplome. Zuerst wäre an eine 
landwirtschaftliche Experimentierstätte zu denken, die für eine regsame land- 
wirtschaftliche Bevölkerung sehr bald ein gutes Geschäft werden könnte und 
die doch zugleich Gelegenheit zu naturwissenschaftlicher Forschung geben 
würde. Die Erfahrungen und Menschen zweier Arbeitsgebiete könnten für 
sie nutzbar gemacht werden: in erster Linie die Arbeit der Kolonialschule 
von Witzenhausen, in zweiter Linie die Arbeit der ehemaligen Ackerbau- 
schulen in den deutschen Kolonien wie der von Nuatjä in Togo usw. Angliedern 
könnte sich allmählich eine Handelshochschulabteilung, die sich nicht für 
immer auf betriebswirtschaftliche Fragen zu beschränken brauchte und später 
eine technische und eine medizinische Abteilung. Der nichtstaatliche Charakter 
erleichtert es, das Institut als gemeinsames Organ aller Süderdeutschen zu 
behandeln. 

Errichtet werden müßte die Hochschule wohl überwiegend aus Mitteln der 
einzelnen Süderdeutschen (wir erinnern daran, daß sie ein gutes Geschäft 
werden kann); als kleine landwirtschaftliche Hochschule könnte sie sich später 
vielleicht zum Teil selber erhalten. Auf die Dauer gesichert werden könnte 
sie durch ein selbstverständlich nach Staaten gesondertes aber innerhalb jedes 
einzelnen Staates zentralisiertes Genossenschaftswesen besonders von landwirt- 


schaftlichen Genossenschaften; auch an Konsumgenossenschaften und gewerb- 
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liche Genossenschaften wäre zu denken. Den Wert der landwirtschaftlichen 

Genossenschaften beweisen Dänemark, Irland und neuerdings Indien; die Ge- 
nossenschaftsverbände könnten vielleicht auch z. Bi das in der Aufsaugung 
begriffene Deutschtum Mittelbrasiliens und sonstige Außensplitter miterfassen, 
denn weshalb soll in Südamerika unmöglich sein, was in Polen oder in 
Rumänien dem Deutschtum für seine räumlich ganz zersplitterten Bestandteile 
mit verschiedenster Geschichte gelungen ist. Die Zentralbanken solcher Ver- 
bände könnten der Hochschule gegenüber die gleiche Stellung einnehmen 
wie die Zeißwerke in Jena gegenüber der dortigen Universität. 

Bleibt die Frage nach dem Ort. Am straffsten organisiert ist der Teil der 
Argentinierdeutscher, der europadeutscher Herkunft ist, was damit zusammen- 
hängt, daß die deutschen Südbrasilier abseits von den großen Metropolen wie 
'Rio de Janeiro oder Sao Paolo leben, während die Deutschargentinier zum 
großen Teil in der Stadt Buenos Aires und so in ständiger Berührung auch 
mit den dortigen Reichsdeutschen leben. Die weitaus größere Zahl der Deutsch- 
brasilier gibt indessen den Ausschlag für den südlich der Nordgrenze von 
Sta. Catharina gelegenen Teil Südbrasiliens. 

Sprachpolitik ist so wenig Wirtschaftspolitik wie Rassenpolitik, aber sie 
bedient sich des wirtschaftlichen Mittels, wenn sie ın einer Hochschule das 
Zentrum zu schaffen sucht, das für eine Gestaltung der Wirtschaftswelt im 
primitiven Sinne einer Rentabilitätssteigerung wie in einem höheren Sinne 
tätig werden kann, und das erhalten zu müssen der Wirtschaftswelt selber 
einen neuen Sinn geben kann. Der Gedanke des Süderdeutschtums und seiner 
Hochschule ergibt sich als notwendige Konsequenz für eine Sprachpolitik, 
deren Richtlinien von geopolitischer Einsicht bestimmt sind. Die Süderdeutschen 
brauchen zu einer spracherhaltenden Autonomie unjuristischer Art die Hoch- 
schule, deren Errichtung abhängt von der Willigkeit aller derer, die sie an- 
geht. 


HERMANN BECKER: 
GEOPOLITIK.UND WIRTSCHAFT 


Seitdem der Krieg die weltpolitischen Zusammenhänge auch dem Nicht- 
politiker nähergebracht und die Liquidation des Krieges nicht allein den unter- 
legenen Völkern die Diskrepanz zwischen Friedensverträgen und den Irrwegen 
ihrer praktischen Durchführung vor Augen geführt hat, konnte sich einen 
größeren Anhängerkreis jene Betrachtungsweise verschaffen, die wir die geo- 
politische zu nennen uns seit Rudolf Kjellen gewöhnt haben. Eine Wissen- 
schaft, die es sich zur Aufgabe macht, die Bedingungen staatlichen Lebens 
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_ unter dem besonderen Gesichtspunkt räumlicher Gegebenheiten zu erforschen, 
mußte notwendig starke Antriebe durch einen Vorgang erfahren, der an 
_ systematischer Zusammenfassung und Anwendung von Staatsgewalt, Volks- 
kraft und Stoffvorrat bislang ohne Beispiel ist. Die zunehmende Erkenntnis 
dessen, daß eine Neuordnung des Kriegsnachlasses unabwendbar ist, mußte 
vollends dazu führen, der geopolitischen Behandlung der in Frage stehenden 
zahlreichen Probleme allgemeinere Beachtung zu schenken. Dies gilt insbe- 
sondere für uns Deutsche, die wir — so paradox dies gegenwärtig auch 
klingen mag — dem „Gesetz der wachsenden Räume“ unterworfen, dennoch 
jedes Eigenbesitzes an überseeischen Rohstoffquellen beraubt, von den natür- 
“lichen Absatzgebieten unserer Wirtschaft abgedrängt und in einem durch 
künstliche Grenzziehung stark beengten Staatenraum zu leben gehalten sind, 
der durch seine geographische und verkehrspolitische Lage trotz allem das 
Herz der Alten Welt bildet. Von seiner normalen Funktion glauben wir 
daher auch das Wohlergehen der übrigen Völker von Geltung sowie deren 
wirtschaftliches Leistungsvermögen mit Recht abhängig zu wissen. 

Von diesem Standpunkt aus angesehen, ergeben sich wie von selbst Be- 
trachtungen über das Verhältnis von Wirtschaft und Wirtschaftspolitik zu 
geopolitischen Geschehnissen und Forderungen unserer Tage, Zusammenhänge, 
deren einzelne Bestandteile nicht immer leicht ihrer stoffgebietlichen Zuge- 
hörigkeit nach zu bestimmen sind, die aber erkannt zu werden verdienen, da 
ihre Kenntnis nicht nur wissenschaftlich wertvoll, sondern von eminent prak- 
tischer Bedeutung ist. Auf diese Zusammenhänge hat im übrigen kein Ge- 
ringerer als Kjellen selbst hingewiesen, wenn er von der „unmittelbaren 
Brücke zwischen der Geopolitik und der Wirtschaftspolitik“ redet.!) 

Zählte Deutschland schon vor dem Kriege zu denjenigen Ländern, die im 
Außenhandel eine führende Stellung innehatten, so zwingt die Notwendigkeit, 
die ihm auferlegten Tributzahlungen zu leisten, erst zu intensivster Aus- 
nutzung seiner wirtschaftlichen Kräfte und Absatzmöglichkeiten, wobei dem 
Außenhandel und der auf ihn gerichteten Politik eine sonderlich bedeutsame 
Aufgabe zufällt. Dementsprechend muß auch hier das Wort Friedrich Ratzels 
vermehrte Geltung besitzen, daß ein Übergewicht der Handelsinteressen der 
Politik der Handelsmächte notwendig Eigenschaften verleihe, die ausgesprochen 
geographische Beziehungen haben,?) Beziehungen, die naturgemäß nicht um 
ihrer selbst willen, sondern mit bewußter Rücksicht auf ihre politische und 
ökonomische Auswertung hergestellt werden. Die Politik Großbritanniens 
legt hierfür das beredteste Zeugnis ab, für frühere Zeit läßt sich diese Tat- 
sache an der Politik Hollands, Spaniens und des mächtigsten Stadtstaates, Venedig, 
unschwer nachweisen. Die geographische Struktur eines jeden Staates wird 
sich ja stets mehr oder weniger in seiner folgerichtig betriebenen politischen 
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Betätigung widerspiegeln. Es ist aber zweifellos ein Unterschied festzustellen 
zwischen der Politik sogenannter Handelsmächte mit ihren spezifisch seewärts 
gerichteten, ausgesprochen geographischen Beziehungen und solcher Staaten 
mit vorwiegend kontinentalem Einschlag und mehr ethnographischem Schwer- 
gewicht. Der Gegensatz der allbritischen Politik zu derjenigen eines Ruß- 
lands und des ehemaligen Österreich-Ungarn macht diesen Unterschied deut- 
lich. Eine Mittelstufe nimmt unzweifelhaft Deutschland ein, insofern es 
„Handelsmacht“ im Sinne Ratzels und Kontinentalmacht zugleich ist, keines 
von beiden aber in spezifischer Ausbildung.?) Ähnliches gilt von Frankreich 
und in neuester Zeit von den Vereinigten Staaten von Amerika. 

Die geographisch bedingte Eigenschaft Deutschlands als Handelsmacht 
muß sich somit in der von ihm geführten Politik ausprägen. Als Handel 
und Seeschiffahrt treibende Nation sind wir auf freie wirtschaftliche Betäti- 
gung in der Welt angewiesen. - Der Versailler Vertrag unterwirft uns aber 
in dieser Hinsicht starken Hemmungen, die erst nach wiedererlangter handels- 
politischer Willensfreiheit allmählich haben beseitigt werden können. Soweit 
die ehemals feindlichen Staaten nicht schon vorher auf die Anwendung solcher 
Beschränkungen verzichtet hatten, muß die Politik des Reiches auf den Ab- 
schluß von Handelsverträgen gerichtet sein, wodurch es gilt, für die 
deutsche Wirtschaft bedeutsame Zugeständnisse zu erreichen in Bezug auf 
das Niederlassungsrecht Deutscher im Vertragsstaate und in seinen überseei- 
schen Besitzungen, auf das Recht, dortselbst Handel und Schiffahrt zu be- 
treiben, konsularische Vertretungen einzurichten, auf die Regelung des Paß- 
wesens und dergl. Das am 5. August 1926 unterzeichnete vorläufige Handels- 
abkommen mit Frankreich zeigt deutlich, wie neben der zollpolitischen Seite 
des Vertrages die handels- und schiffahrtspolitischen Probleme ihre vorläufige 
Lösung gefunden haben, Fragen, deren geographischer Einschlag unverkenn- 
bar ist, und deren wirtschaftliche Tragweite das Abkommen erst zur Not- 
wendigkeit gemacht hat. Das geopolitische „Gesetz der zunehmenden Räume“ 
mag sich hier bescheiden genug widerspiegeln, die räumliche Zunahme der 
wirtschaftlichen Interessensphäre Deutschlands ist jedoch nicht nur der Sinn 
dieses Abkommens, sondern ebenso der diesem voraufgegangenen sowie der 
noch zukünftig zu schließenden Vereinbarungen. Die räumlichen und wirt- 
schaftlichen Gegebenheiten der Lage am Weltmeer, des Vorhandenseins be- 
sonderer Produktionsbedingungen industrieller und agrarischer Art und des 
hieraus resultierenden Bedürfnisses auf Sicherung der Absatzmärkte und Ein- 
tausch unentbehrlicher Rohstoffe wirken mit anderen nicht weniger wichtigen 
Faktoren zusammen, um der Politik die Richtung zu weisen. Sie findet zwar 
gegenwärtig und vorerst ihre Beschränkung im wesentlichen in der Aus- 
schöpfung der Möglichkeiten, die eine klug geleitete Handelsvertragspolitik 
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gewährt, da eine Betätigung Deutschlands in „hoher Politik“ trotz aller auf 
sie angewendeter Aktivität bekanntlich engste Grenzen gezogen sind. Es kann 
unter solchen Umständen darum auch nicht wundernehmen, wenn das wirt- 
schaftliche Bedürfnis unserer raumbeengten Nation auf Eigenbesitz überseei- 
scher Rohstoff- und Absatzgebiete mit gleichzeitiger Eignung als Siedlungs- 
land bisher keine Befriedigung gefunden hat. Schon die Übertragung eines 
mageren Kolonialmandates aus der Hand des Völkerbundes an Deutsch- 
land könnte aber von höchstem wirtschaftlichen Nutzen für uns werden, da 
sie die Kolonialschuldlüge ad absurdum führen würde und damit den kolo- 
nialen Boykott Deutschlands vollends unterhöhlen müßte. Aus solcher Ent- 


wicklung würde die Wiedererlangung unseres ehemaligen Kolonialbesitzes aber 


als logischer Schluß gefolgert werden können. 

Die oben genannten räumlichen und wirtschaftlichen Faktoren schließen 
sich gerade mit Bezug auf die Wiedererlangung eigenen deutschen Kolonial- 
besitzes zu einem festen Gefüge zusammen und erhellen aufs deutlichste die 
nahe Verbundenheit wirtschaftlicher Tatsachenzusammenhänge mit geopoliti- 
scher Denkungsart. Hieran vermögen auch die Versuche derer nichts zu 
ändern, die, obwohl unentwegte Förderer des Völkerbundgedankens und der 
auf sie gerichteten Politik, sich dennoch in der Frage selbst der Übertragung 
eines Kolonialmandates an Deutschland ablehnend verhalten und diese Stel- 
lungnahme mit dem Hinweis darauf zu begründen suchen, daß dem Deut- 
schen Reiche aus einer kolonialen Neubetätigung oder gar der einstigen 
Wiedererlangung seines ehemaligen Kolonialbesitzes keinerlei wirtschaftliche 
Vorteile, wohl aber Nachteile und nur diese erwachsen können. Wenn 
sich überhaupt eine Entgegnung vernötigte, so darf zu diesem Behufe eine 
Auffassung wiedergegeben werden, welche die für die Beurteilung wirt- 
schaftlicher Fragen gewiß sachverständige Handelskammer in Hamburg noch 
in ihrem Bericht über das Jahr ı925 zu diesem bedeutsamen Problem ver- 
treten hat. 

„Der deutsche Unternehmer, der sich in Siedlungs- oder Pflanzungs- 
kolonien betätigen will, ist einstweilen noch auf die Arbeit auf reichs- 
fremdem Boden angewiesen. Es soll nicht verkannt werden, daß die 
kleinliche Politik der Fernhaltung Deutscher in den meisten Kolonien 
einer einsichtigeren Haltung Platz gemacht hat. Dem natürlichen Unter- 
nehmungsgeist und Wandersinn eines großen Volkes muß aber auch die 
Möglichkeit bleiben, Kräfte seinem Staate und seiner Wirtschaft zu er- 
halten, die sich nur in anderen Lebensbedingungen als denen des alten 
Europa frei entfalten können. Es bleibt ein Gebot der nationalen Ehre, 
solchen dauernd und zeitweilig Auswandernden die Gelegenheit zurück- 
zugeben, auf Kolonialboden arbeiten zu können, auf dem sie nicht zu 
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abgeleitetem und prekärem Recht leben, sondern zu einem durch inter- 
nationale Bürgschaften voll gesicherten Eigenrecht. 

Von vielleicht geringerem Range, aber von um so größerer Dringlich- 
keit sind die wirtschaftlichen Gründe, die Deutschland erneut auf eigenen 
Kolonialbesitz verweisen. Die deutsche Wirtschaft trägt die noch nicht 
übersehbare Last der Reparation, und sie arbeitet unter all den Hem- 
mungen und Reibungswiderständen, die sich aus der politischen Lage 
und dem Verlust an beweglichem Vermögen ergeben haben. In dem 
Kampf der hochentwickelten Industriestaaten um die lebensnotwendigen 
Rohstoffe ist Deutschland ohne eigenes Gewicht den zufälligen Entwick- 
lungen der Weltmarktlage preisgegeben. Dies verursacht eine insbe- 
sondere für Faserstoffe, Ölfrüchte und Phosphate drückende Abhängigkeit, 
Rohstoffe deren Gewinnung in den deutschen Kolonien in rascher Entwick- 
lung betrieben wurde und die für die Wirtschaft eines dicht bevölkerten 
Landes von entscheidender Bedeutung sind. Deutschland muß deshalb, zumal 
unter den Verpflichtungen des Dawesplanes und angesichts der Ein- 
schnürung seiner europäischen Grenzen fordern, daß ihm die notwendige 
Verbreitung seiner Rohstoffgrundlagen wieder ermöglicht wird.“ #) 

Diesen Sätzen ist heute lediglich nachzutragen, daß mit dem in der Zwischen- 
zeit erfolgten Beitritt Deutschlands zum Völkerbund bei gleichzeitig weiter- 
getriebener Kontraktion des deutschen Wirtschaftsorganismus mit dem End- 
zwecke, die Kapazität der deutschen Wirtschaft zu erhöhen, die politischen 
wie ökonomischen Gründe für eine koloniale Neubetätigung Deutschlands an 
Schwergewicht und Beweiskraft noch wesentlich gewonnen haben. 

Raum, Gestalt und Lage des Deutschen Reiches haben längst, bevor es zur 
See- und Handelsmacht sich aufschwang, seinen kontinentalen Charakter be- 
stimmt. Dieser zwingt notwendig zur Auffindung jener Formen, unter denen 
ein friedliches Zusammenleben mit den Nachbarvölkern gesichert werden kann, 
andernfalls zu gewaltsamen Auseinandersetzungen mit ihnen zur Erreichung 
dieses Zieles. Der Verkehr mit den Nachbarstaaten vollzieht sich vorwiegend 
auf dem Wege des Handels, dessen Interessen zu sichern eine der vornehmsten 
politischen Aufgaben jedes Staates ist. Diese Aufgabe ist jedoch schwieriger 
und dringender geworden, seitdem die Organisationen der Urproduktion, des 
Handels und der Industrie nicht nur mehr Teile der nationalen Wirtschaft 
umfassen, sondern sich auf gleichartige oder verwandte Zweige der Wirt- 
schaften der Nachbarstaaten ausgedehnt haben. Die Pflege der nachbarlichen 
Wirtschaftsbeziehungen ist seit Beendigung des Krieges durch die Balkani- 
sierung Europas weiter erschwert worden, zumal die Welle der Hochschutz- 
zollpolitik eine wirtschaftliche Absperrung der Völker hervorgerufen hat, 
welche der sonst vorhandenen Tendenz und dem Bedürfnis nach Intensivierung 
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z der gegenseitigen wirtschaftlichen Beziehungen diametral entgegensteht. An- 
gesichts der kontinentalen Lage Deutschlands ist es nicht nur geopolitisch be- 
.- deutsam, sondern auch vom wirtschaftlichen Standpunkt aus angesehen nicht 
- gerade unverständlich, wenn schwerwiegende Stimmen gerade deutscher Wirt- 
 schaftler und Gelehrter sich für einen engeren wirtschaftlichen Zusammen- 
schluß der mitteleuropäischen Staaten aussprechen. Es wird in den Argu- 
menten für einen derartigen Wirtschaftsblock insbesondere auf die Vorzüge 
eines einheitlichen großen Marktes hingewiesen, der eine Art Gegengewicht 
gegen die wirtschaftliche Übermacht von Gebilden wie des britischen Imperiums 
und der Vereinigten Staaten von Amerika schaffen könne. Auf der anderen 
‘Seite sollten jedoch nicht die sehr gewichtigen Argumente, welche gegen eine 
europäische Zollunion angeführt werden, übersehen werden. Franz Eulenburg 
hat sich vor kurzem noch zum Verfechter der letzteren Ansicht aufgeworfen 
und u.a. darauf hingewiesen, daß sich in den sog. großen Märkten wie Ruß 
land mit ı50, Indien mit 320, China mit 430 Millionen Einwohnern nichts 
von alledem entwickelt habe, was man bei der Schaffung eines europäischen 
Wirtschaftsblockes einfach als selbstverständlich anzunehmen geneigt sei.S, 
Welchen Weg daher auch die zunächst theoretisch angestrebte Entwicklung 
gehen mag, soviel steht jedoch fest, daß die Staaten Europas in ihrer gegen- 
wärtigen äußeren Wirtschaftspolitik mit dem Ergebnis gegenseitiger zollpoliti- 
scher Absperrung bei aller Wahrung internationaler Güteraustauschmöglich- 
keiten vorerst an dem Prinzip einer angemessenen wirtschaftlichen Autarkie 
oder, um einen neueren Ausdruck zu gebrauchen, an dem System der „ge- 
schlossenen Interessensphären“ festzuhalten gedenken. Diese Interessensphären 
durch friedliche Expansion zu stärken und abzurunden, sowie durch eine ein- 
sichtige Politik zu sichern, wird die zukünftige und nächste Aufgabe Deutsch- 
lands sein. Hierbei gilt es, die geopolitischen Tatsachen und Tendenzen zu 
erkennen, denen wir in unserer zwiefachen Eigenschaft als Überseehandel 
und Seeschiffahrt treibendes Volk einerseits und als Kontinentalmacht anderer- 
seits unterworfen sind sowie die Elemente Boden, Raum und Volk zu einem 
harmonischen Ausgleich zu bringen, dessen Anbahnung durch das Ende des 
Weltkrieges so jäh unterbrochen wurde. | 

Der Wirtschaft aber fällt die Aufgabe zu, an dieser Entwicklung zu ihrem 
Teile mitzuarbeiten, und es will uns scheinen, als ob gerade der praktisch 
geschulte Wirtschaftler mit seinem über Natur-, Kultur- und Konstruktions- 
grenzen hinausschweifenden Blick für das Gegenständliche mit an erster Stelle 
berufen ist, sich mit den gegenwärtigen und künftigen Problemen, welche der 
Lösung harren, auseinanderzusetzen, von denen im Vorstebenden nur einige 
wenige kurz haben angedeutet werden können. Der verlorene Krieg hat zur 
Genüge vor Augen geführt, welche Fehlschlüsse von ungeahnter politischer und 
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wirtschaftlicher Tragweite auf deutscher Seite möglich gewesen sind, wo eben 
das „planetarische Denken“ noch nicht Eingang gefunden hat im Gegensatz zu 
den raumsatten Angelsachsen, die es in langer Praxis bis zur Vollkommenbheit 
ausgebildet haben.®) 
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1) R. Kjellen, Der Staat als Lebensform, 4. Aufl., 
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Berlin 1924, S. 69. 

Fr. Ratzel, Politische Geographie, 2. Aufl., 
München und Berlin 1903, $. 521. 

Fr. Ratzel, äußert a. a. O. S. 52ı selbst: „Die 
scharfe Trennung von Handelsmächten und 
Die 


aller Mächte nimmt immer mehr 


anderen Mächten hört allmählich auf. 
Politik 
wirtschaftliche Momente in sich auf in dem 
Maße, als alle Völker eine gewisse Stufe 
der Arbeit erreichen und die zunehmenden 
Staatsgebiete immer mehr natürliche Vor- 
teile umfassen «. 

Handelskammer Hamburg, Bericht über das 
Jahr 1925, erstattet der Versammlung „Eines 
Ehrbaren Kaufmanns“ am 31. Dezember 1925, 


S. 122/23. 


5) Fr. Eulenburg in „Europäische Zollunion, 


6 


Dar 


Beiträge zu Problem und Lösung“, heraus- 
gegeben von Dr. Hanns Heimann, Berlin 
1926, S. 115. 

Es ist darum auch nicht als Zufall anzu- 
sehen, wenn erst vor kurzem in deutscher 
Übersetzung das Buch eines Engländers, 
James Fairgrieve, unter dem Titel „Geo- 
graphie und Weltmacht, eine Einführung 
ın die Geopolitik“, Berlin ı925, Kurt Vo- 
winckel Verlag, erscheinen konnte, ein Werk, 
welches von dem Hauptvertreter der geo- 
politischen Wissenschaft in Deutschland, Karl 
Haushofer, als „Elementar-Handbuch* der 


Geopolitik bezeichnet worden ist. 


- wirkungen. 
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Friedrich, E.: Allgemeine und spezielle Wirt- 
schaftsgeographie. I. Allgemeine Wirt- 
schaftsgeographie. Berlin und Leipzig 1926. 

3. Auflage. W. de Gruyter & Co. 

Dieser erste Band der Wirtschaftsgeographie 
von E. Friedrich weist im Gegensatz zum zweiten 
gegenüber der vorigen Auflage keine sehr ein- 
schneidenden Veränderungen auf. Friedrich defi- 
niert die Wirtschaftsgeographie unter Anlehnung 
an Lütgens mit den Worten: „Wirtschaftsgeogra- 
phie ist die Lehre von den Wechselwirkungen 
zwischen dem Erdraum mit seiner Erfüllung 
und dem wirtschaftenden Menschen, und da- 
mit der Verbreitung und Erklärung der Er- 
scheinungen und Folgen dieser Wechselwir- 

Von den 

über das Wesen der Wirtschaftsgeographie, die 


kungen“. vier Grundauffassungen 
wir in unserer Besprechung von Haußleiters 
Aufsätzen (Z. f. G. 1926, $. 373) unterschieden 
haben, bevorzugt er somit die dritte, ohne sich 
mit den anderen methodisch-kritisch ausein- 
anderzusetzen, und ohne die Einwände Hauß- 
leiters, der nur ohne Zusammenhang zum Text 
in einer Anmerkung genannt wird, zu ent- 
kräften. Friedrich stellt seiner Definition ent- 
sprechend dann einen großen Teil seiner Aus- 
führungen unter den Gesichtspunkt der Wechsel- 
Im ersten Hauptabschnitt („Die 
Naturverhältnisse“) betrachtet er die Beeinflus- 
sungen der Wirtschaft durch Breitenlage und 
Klima (unter enger Anlehnung an Köppens 
Klimaklassifikation), durch die 


festen Landes und des Wassers, durch Pflanzen 


Formen des 
und Tiere. Die Aufzählung nicht weniger der 
in diesem Abschnitt gebotenen Zusammenhänge 
halte ich vom Standpunkt einer landschaftlich 
orientierten Wirtschaftsgeographie (Z. f. G. 1926, 


S. 373) für unwesentlich, z. B. „Im heißen Klima 
ist unser Bleichpulver unwirksam“, „In nordi- 
schen, winterkalten Ländern frieren die Was- 
serleitungsröhren ein, so daß ein mit Hilfe des 
elektrischen Stromes leicht auftauender Apparat 
auf dem Markt begrüßt wurde“, „In Ostborneo 
sind die Petroleumfelder nach langanhaltendem 
Regen ergiebiger als zu trockenen Zeiten“ oder 
die Ausführung über die Gerberakazien (S. 49). 
Von seinem Standpunkt aus folgerichtig sagt 
Friedrich dann weiter: „Gegenüber diesen kli- 
matischen Beziehungen verlieren die geologi- 
schen für den Wirtschaftsgeographen stark an 
Interesse.“ Meiner Überzeugung nach kann das 
Schwergewicht einer richtig; verstandenen Wirt- 
schaftsgeographie nicht in der Betonung solcher 
chorologischer Zusammenhänge nur um ihrer 
selbst willen bestehen. 

Friedrich hält 


lassung aber nicht konsequent bei. 


seine Wechselwirkungsauf- 
Sogleich 
eingangs gibt er als Aufgabe der Wirtschafts- 
geographie an: „Sie hat die geographische Ver- 
breitung der wirtschaftlichen Tatsachen als 
räumlicher, natürlich und menschlich bedingter 
der Erdoberfläche zu be 


Mit dieser zweiten, von der 


Erscheinungen an 
schreiben .. .“ 
anderen stark abweichenden Definition stellt 
sich Friedrich auf den Boden der ersten jener 
vier in Z. £.G. ı926, $. 373, unterschiedenen 
Definitionen. Von diesem Standpunkt aus ist 
der ganze, die Hälfte des Buches füllende dritte 
Hauptabschnitt gesehen, in dem die wichtigsten 
Erzeugnisse der menschlichen Wirtschaft nach 
sachlichen Kategorien abgehandelt werden. Und 
in dem Friedrich die 


Lehre von seinen seit ı903 unterschiedenen 


der zweite Abschnitt, 


psychologischen Wirtschaftsstufen (Reflex, In- 
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stinkt, Herkommen, Wissenschaft = Technik) 
gibt, steht ganz unter dem Gesichtspunkt der 
Erklärung der chorologisch nicht unmittelbar 
faßbaren Züge in der Verbreitung der wirt- 
schaftlichen Erscheinungen. Unter der Ver- 
mengung jener zwei ganz verschiedenen Auf- 
fassungen vom Wesen der Wirtschaftsgeographie 
leidet der Aufbau des ganzen Buches sehr. 

Mit der Vernachlässigung des landschaftlichen 
Gesichtspunktes mag es zusammenhängen, daß 
die Industrie sich mit ganzen sechs Seiten be- 
gnügen muß. Die kompliziertesten Probleme 
der Wirtschaftsgeographie werden daher von 
vornherein ausgeschaltet. Ein Eingehen auf 
moderne wirtschaftspsychologische Arbeiten (v. 
Schmoller, M. Weber, A. Rühl, H. Levy) fehlt 
ebenso wie eine Auseinandersetzung mit den 
bioklimatischen Ideen Huntingtons, die unter- 
dessen von den amerikanischen Wirtschafts- 
geographen, z. B. Russell Smith widerspruchslos 
angenommen werden. 

Levy, H.: Der Weltmarkt ıgı3 und heute. 
Leipzig und Berlin 1926. B. G. Teubner. 
Mark 4,—. 

Diese kurze, von hervorragender Sachkenntnis 
getragene Studie setzt sich die Aufgabe, „die 
Lage des Weltmarktes von ı913 und heute im 
Zusammenhang mit der Desorganisation der 
Weltwirtschaft zu zeichnen, die Ursachen der- 
selben aufzudecken und die Verschiebungen 
klarzulegen, welche sich im Kampf um die 
internationalen Absatzgebiete seit Friedenszeiten 
vollzogen haben“. Der Weltmarkt von heute 
ist nach Levy im Gegensatz zu ı913 gekenn- 
zeichnet durch Verringerung des Welthandels- 
volumens, Arbeitslosigkeit, Stillegungen und 
Kurzarbeit, Verminderung der Anbauflächen, 
internationale Teuerung, Zerrüttung der Wäh- 
rungsverhältnisse vieler Staaten, das Aufliegen 
großer Teile der Welthandelsflotte. Als Gründe 
für diese tief einschneidenden Veränderungen 
werden angegeben: Die starke Erweiterung der 
Selbstversorgung überseeischer Staaten in In- 


dustriewaren, die im einzelnen anschaulich für 
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die amerikanische Union, Kanada, Indien, Japan, 
Australien und "einige südamerikanische Länder 
geschildert wird und gleichbedeutend ist mit 
einer empfindlichen Verringerung der europä- 
ischen Zentralisation der Weltwirtschaft, die 
„hohen Kosten, die heute auf der Produktion der 
Welt liegen (Schulden und Tributzahlungen, 
höhere Soziallasten, schematische Durchführung 
des Achtstundentages, Erhöhung des Kapital- 
zinses), die überall nach dem Weltkrieg ein- 
setzende Hochschutzzollpolitik, die Verarmung 
Europas. Zu einer Besserung der Weltwirt- 
schaftslage empfiehlt Verfasser: Revision der 
die internationale Verschuldung bestimmenden 
Verträge, Beendigung des Systems, das bestrebt 
ist, die durch den Weltkrieg verursachten 
Schäden rücksichtslos auf andere abzuwälzen, 


Abbau des Protektionismns, internationale Ver- 


einbarung gegen die gegenseitige Absperrung, 


Aufhebung einer schematischen internationalen 

Festlegung der Arbeitszeit. Levy illustriert seine 

klaren Ausführungen häufig durch Zitate aus 

dem hochbedeutsamen „Survey of Overseas 

Markets“, einem 740 seitigen Bericht, den das 

unter dem Vorsitz Balfours stehende „Committee 

on Industry and Trade“ im Juni 1925 in Aus- 
führung seines Auftrages, die Lage und Aus- 
sichten des britischen Außenhandels zu unter- 
suchen, dem englischen Parlament vorlegte. 

Häufig berühren sich die Darlegungen des Ver- 

fassers mit seinen in dieser Zeitschrift 1925, 

S. 576ff., sowie 1924, S. 289 ff. und 533 ff., 

entwickelten Gedanken sowie mit dem Inhalt 

seines 1926, S. 376, besprochenen Buches „Die 

Grundlagen der Weltwirtschaft“. 

Levy, H.: Volkscharakter und Wirtschaft. Eın 
wirtschaftsphilosophisches Essay. Leipzigund 
Berlin 1926. B. G. Teubner. Geh. M. 4,20. 

In 24 kurzen Kapiteln bietet Levy mit fein- 
geschliffener, geistreicher Sprache einen gewiß 
nicht abgerundeten und daher bescheiden nur 

„Essay“ genannten, aber doch höchst beachtens 

werten und neuartigen Versuch, Volkscharaktere 


im Hinblick auf die wirtschaftlichen Verhält 
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nisse zu analysieren und umgekehrt die Be- 


fr 


deutung der Wirtschaft für die Entwicklung 


der Volkscharaktere zu skizzieren. Ausgehend 


von einer grundlegenden begrifflichen Sonde- 


2 


rung, die Max Weber in seiner Abhandlung: 


? „Die Objektivität sozialwissenschaftlicher und 


sozialpolitischer Erkenntnis“ (Archiv f. Sozial- 
wissenschaft 1904, $. 22 ff.) vollzogen hat, stellt 
Levy fest: „Gerade die Erkenntnis, wie sehr 
alle Wirtschaft von dem Werturteil, von der 
subjektivistisch-relativistischen Sicht der wirt- 
schaftenden Völker abhängt, sollte dazu führen, 
endlich den der Wirtschafts- 


teleologie dieselbe Achtung zu zollen wie 


Gesetzen 


denjenigen der wirtschaftlichen Kausa- 
lität.« Waren Forschungen der letzteren Art 
immer von dem abstrakten Begriff eines über- 
all auf Erden gleichen homo oeconomicus aus- 
gegangen, solche Wirtschafts- 


teleologie unbedingt bei einer Bloßlegung der 


so muß eine 


subjektivistischen Elemente der volkswirtschaft- 
lichen Struktur, also bei den Volkscharakteren 
anfangen. Aus dem reichen Inhalt des leider 
allzu kurzen Buches sei auf die feine Unter- 
scheidung einer auf größtmögliche Produktivität 
einerseits, möglichst „gerechte“ Verteilung 
andererseits gerichteten Volksorientierung auf- 
merksam gemacht: „Dem Verteilungsideologen 
muß der Reichtum des einzelnen als ein Fehler 
der sozialen Organisation der Wirtschaft — auf 
Grund fehlerhafter Verteilungsmethoden — er- 
scheinen. Dem nach Grundsätzen der Produk- 
tivität Denkenden ist der Reichtum des einzelnen 
der Beweis einer gegenwärtigen (oder bei er- 
erbtem Vermögen vergangenen) über das Durch- 


Nach Levy 


überwiegt in England, der Union und Frank- 


schnittsmaß gehenden Leistung.“ 


reich die Produktivitäts-, in Deutschland zurzeit 
die Verteilungsideologie. Dieses Beispiel zeigt 
zugleich, wie Levy den Stoff meistert: Er unter- 
nimmt nicht, etwa nach Art von Alfred Rühl, 
dessen einschlägige Arbeiten unbeachtet gelassen 
werden, die Umreißung der Wirtschaftspsycho- 


logie einzelner Völker, sondern geht an seine 


| seitiges 


Aufgabe unter bestimmten sachlich orientierten 
Gesichtspunkten heran. Dadurch wird die Tat- 
sache verschleiert, daß seine Ausführungen sich 
der Völker hoch- 
kapitalistischer Wirtschaftseinstellung bewegen. 
Wirtschafts- 


psychologien werden gänzlich und ohne Hin- 


ausschließlich im Bereich 


Orientalische und ostasiatische 
weis auf diese Lücke außer acht gelassen, und 
dadurch kommen manche Ausführungen in ein 
schiefes Licht, etwa die folgende: „Es spielt 
das 


Religiöse eine so intensive Rolle, daß man sagen 


heute in keiner Volkswirtschaft mehr 


könne, es hinge von dem Kampf religiös- 
ethischer Meinungen gegenüber der Wirtschaft- 
lichkeit für die letztere Entscheidendes ab.“ Es 
bedürfen die hochinteressanten Ausführungen 
Levys also dringend der Ergänzung durch die 
individuelle wirtschaftspsychologische Betrach 
tung „ethnographischer Einzelbeschreibungent, 
wie sie mit noch unzureichenden Mitteln 
v. Schmoller ı904 in Band I seines „Grundrisses 
der Volkswirtschaftslehre“ versucht hat. 

Kende, O.: Erde und Wirtschaft in Zahlen 
Hamburg-Berlin 1926. Hanseatische Ver 

lagsanstalt. 

Der handliche kleine Band bietet in alpha 
betischer Anordnung eine ungemein fleißige 
Zusammenstellungjstatistischer Tabellen aus den 
Gebieten der Erzeugung und des Verbrauches, 
des Handels und Verkehrs, der Bevölkerungs- 
zahl, -gliederung und -bewegung, der Morpho- 
graphie und Geologie, der Währungen und 
Maßeinheiten. Besonders wertvoll sind die jeder 
Tabelle vorangestellten ausführlichen Quellen- 


Die Werte von, ıgı3 werden den 


angaben. 
Nachkriegswerten, die meist bis 1924 einschl. 
enthalten sind, gegenübergestellt. 

Krüger, K., und Poschardt, G. R.: Die Erd- 
der Welt. Stuttgart 
Geb. M. 30,—. 
Hier liegt ein überaus inhaltreiches und viel- 
Handbuch der Erdölwirtschaft 


-industrie vor uns, das sich in gleicher Weise 


1926. 


ölwirtschaft 


Schweizerbart. 


und 


an den Erdölmann der Praxis, wie an den 
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Wirtschaftswissenschaftler,Geographen, Geologen 

und Geopolitiker wendet. Ein solches fehlte in 

deutscher Sprache bisher. Es gliedert sich in 
einen allgemeinen und einen regionalen Teil. 

Der erstere behandelt die geologischen Grund- 

lagen: die Gewinnungsmethoden, Weltförderung 

und -konsum, die Verarbeitung, den Transport, 
die Handelsbedingungen, die Rechtsgrundlagen 
und die Erdölpolitik in Weltübersichten. Der 
zweite bringt eine ausführliche und, soweit mir 
eine Nachprüfung möglich war, zuverlässige 

Darstellung der Einzelländer, meist übersicht- 

lich gegliedert nach den Gesichtspunkten: 

a) Vorkommen und Geologisches 

b) Geschichtliches und Politisches 

c) Bohrtätigkeit und Produktion 

d) Raffiınation und Inlandskonsum 

e) Transport, Lagerung und Vorräte 

f} Ein- und Ausfuhr 

g) Rechtsgrundlagen, Konzessionen, Steuern, 

Zölle 

h) Konzerne und Gesellschaften. 

Krüger, K.: Erdöl. Übersetzung, Neubearbei- 
tung und Ergänzung der Monographie des 
Imperial Institute, London: „Petroleum“. 
Stuttgart 1924. Schweizerbart. 

Diese Schrift, die mit dem zuvor angezeigten 
Buch den Verlag und den einen Verfasser ge- 
meinsam hat, ist ein kürzerer Vorläufer von 
jenem. Es gliedert den umfänglichen Stoff nach 
den gleichen Hauptgesichtspunkten. Derregionale 
Teil umfaßt 64 von insgesamt 86 Seiten. Das 
tiefste Bohrloch der Erde ist jetzt die Erdöl- 
bohrung von Fairmont in Westvirginien (2526 
Meter). 

Graf, G.E.: Erdöl, Erdölkapitalismus und Erd- 
ölpolitik. Jena 1924. Urania-Verlags-Ge- 
sellschaft. 

In leicht verständlicher, mitunter humorvoller 
Sprache werden hier die wichtigsten Tatsachen 
und Zusammenhänge der Erdölwirtschaft für 
ein breiteres Publikum entwickelt. Besonders 
betont wird die geologische, chemische, wirt- 


schafts- und weltpolitische Seite. Die Schluß- 


HEFT ı 


folgerung: „Den übervölkischen, weltplanwirt- 
schaftlich aufgebauten politischen Organisationen 
gehört die Zukunft. Dadurch würde schließ- 
lich auch allmählich die Erdölpolitik der Welt 
ihre imperialistische Note einbüßen, und die 


Bahn wäre frei für eine planmäßige, der Mensch- 


heitsversorgung dienende Erdöl-Weltwirtschaft“ _ 


“erscheint heutzutage allerdings noch als Zu- 


kunftsmusik aus unschätzbar großer Ferne. 

Hettner, A.: 
Band Il, 
3. Aufl. Leipzig und Berlin ı926. Teubner. 


Grundzüge der Länderkunde. 


Die außereuropäischen Erdteile. 


Bezüglich dieses hervorragenden Werkes sei 
auf die ausführliche Besprechung der ersten 
Auflage in 2. f. G. 1924, S. 525, verwiesen. Die 
3. Auflage unterscheidet sich von den beiden 
vorhergehenden nicht erheblich. Ein wesent- 
licher Teil der in einem so groß angelegten 
Werk anfänglich unvermeidlichen Versehen und 
der Druckfehler, auch auf den Textkärtchen, ist 
jetzt ausgemerzt. 

Mecking. L., Die Polarländer. 


Länderkunde“ begründet von W. Sievers, 


„Allgemeine 


neu herausgegeben von Hans Meyer. XII 
und ı58 S. 


sches Institut. 


Leipzig 19295. 
Geb. M. 9,50. 


Den Polargebieten, die bisher aus praktischen 


Bibliographi- 


Gründen in der weltbekannten Allgemeinen 
Länderkunde von Sievers mit Australien und 
Ozeanien vereinigt waren, ist in der zur Zeit 
in Erscheinung begriffenen Neuauflage des 
fundamentalen Werkes dankenswerterweise ein 
besonderer, wenn auch sehr knapp gehaltener 
Band gewidmet. In meisterhafter Weise ver- 
steht es Mecking auf diesem engen Raum, ein 
tiefgründig fundiertes, bis in Einzelheiten sorg- 
fältig ausgearbeitetes Bild der beiden Polar- 
räume zu geben, und findet sogar noch da 
und dort Platz zu sorgfältig gewählten Zitaten 
aus den Klassikern der Polarliteratur. Den 
Einleitungsabschnitt „Die Nordpolartorschung, 
ihr Gang und ihre Methoden“ kann man wegen 
seiner die Polar 


forschung in ihren einzelnen Phasen treiben- 


feinsinnigen Analyse der 
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den Kräfte und der jedesmal mit wenigen 
Berttenden Strichen gezeichneten Verbindung 
zwischen Forscherrouten und Landesnatur 
meiner Überzeugung nach zu dem Besten 
‚rechnen, was die wissenschaftliche Nordpolar- 
‚literatur überhaupt bietet. M. behandelt die 
Nord- und Südpolarländer in zwei scharf ge- 
sonderten Hauptteilen, und es ist der vielleicht 
‚einzige Mangel des mühevollen, auf ungemein 
sorgfältiger Benutzung der weitschichtigen 
Literatur aufgebauten Werkes, daß diese beiden 
Hauptteile ziemlich zusammenhanglos neben- 
‚einander stehen. Bei der großen Verwandt- 
‚schaft zwischen der Nord- und Südpolarnatur 
wäre eine Hervorhebung und Begründung der 
ähnlichen und der gegensätzlichen Züge sehr 
wertvoll gewesen, entweder in den genannten 
Einzelkapiteln durch häufige Vergleichungen, 
oder durch eine besondere Einleitungs- bzw. 
Schlußbetrachtung, etwa in ähnlicher Form wie 
es jüngst durch O. Nordenskjöld in seiner noch 
knapperen Behandlung der „Nord- und Süd- 
polarländer“ in der „Enzyklopädie der Erd- 
kunde“ (Leipzig u. Wien 1926, Deuticke) ge- 
schehen ist. 
Vogel, W.: Rudolf Rjellen und seine Bedeutung 
für die deutsche Staatslehre. Zeitschr. f. 
d. gesamte Staatswissenschaft. 81. Bd. 1926. 
S. 193— 241. 
In einer sehr sorgfältig gearbeiteten, auf um- 
fassende Literaturstudien gegründeten und reich 


Abhandlung 


unterzieht der ordentliche Professor für Staaten- 


mit Nachweisungen versehenen 


kunde an der Berliner Universität Kjellens 
Lebenswerk 4 Jahre nach dessen Tode einer 
kritischen Würdigung. Er kommt zu einer 
im wesentlichen anerkennenden Haltung gegen- 
über dem Kjellenschen System einer empiri- 
schen Staatslehre, das in „Der Staat als Lebens- 
form“ (1917; Z.f.G. 1924, $. 324) und dem 
„Grundriß zu einem System der Politik“ (1920) 
entwickelt ist, und sieht in diesem den Kern 
von Rjellens wissenschaftlich richtunggebender 


Arbeit. Eine wissenschaftshistorische Betrach- 


tung, die die Geschichte, die juristische Staats- 
lehre, die Nationalökonomie und die Soziologie 
mustert, gelangt zu dem Ergebnis, daß Kjellens 
System tatsächlich eine „Lücke in unserer Er- 
kenntnisorganisation“ füllt. Schließlich würdigt 
V. die auch von mir an dieser Stelle kurz be- 
sprochene Arbeit Haußleiters (Z. f. G. 1926, Juni- 
heft) über Kjellens Lehre und bemüht sich, 
dessen 5 Haupteinwände gegen dieselbe zu 
entkräften. Seine diesbezüglichen Ausführungen 
decken sich weitgehend mit meiner hier ein- 
genommenen Stellung. 

Graf, G. E.: Geographie und materialistische 
„Der 
Jena (1925). Thür. Verlags- 
anstalt u. Druckerei, G. m. b.H. S. 563 
bis 587. 


Der Verfasser dieser methodologischen Studie 


Geschichtsauffassung. lebendige 


Marxismus.“ 


ist Anhänger einer beziehungswissenschaftlichen 
Auffassung vom Wesen der Geographie. Als 
Aufgabe der Anthropogeographie betrachtet er 
daher die Erforschung der Beziehungen zwischen 
Mensch und Erde und stellt von diesem Stand 
punkt aus ein System der Anthropogeographie 
auf, in dem auch eine Geophysiologie und 
-psychologie als Hauptteile auftreten. Von ihm 
aus erhebt er die Forderung: „Nunmehr er 
scheint es aber doch an der Zeit, die geographi 
schen Forschungsergebnisse und Forschungs- 
methoden, soweit sie überhaupt dafür in Frage 
kommen, in das sonst unvollständige Gebäude 
des historischen Materialismus einzubauen“. Für 
Gr., der ganz in den Bahnen von Marx und 
Engels wandelt, ist historische Forschung nur 
nach den Methoden der materialistischen Ge- 
schichtsauffassung möglich: „Mer Mutterboden 
der Geschiehte ist die Gesellschaft im Marx- 
schen Sinne, die Wirtschaftsgesellschaft“. Er 
hat durchaus recht, wenn er behauptet, daß 
beziehungswissenschaftlich (choro- 


eine rein 


logisch) eingestellte Anthropogeographie mit 
der materialistischen Geschichtsauffassung enge 


Sieht doch 


der Bedeutung der Einzelpersönlichkeiten ab, 


3erührung. besitzt. auch sie von 


y6 
betrachtet doch auch sie die Menschengruppen 
als Massen, die, sei es biologisch, sei es mo- 
tivisch, auf gewisse äußere Einflüsse — hier 
der geographischen Umwelt — reagieren. Aber 
es existiert doch, was Gr. übersieht, ein tief- 
Marx erhebt die 


materialistische Auffassung ohne methodologi- 


greifender Unterschied. 
schen Zwang und damit in unnötiger Ein- 
seitigkeit zum Dogma, die chorologisch ein- 
gestellte Anthropogeographie ist sich von vorn- 
herein darüber klar, daß sie durch Aufdeckung 
kausaler Abhängigkeiten des Menschen von der 
Erde wohl eine vorher klaffende Lücke füllt, 
erhebt jedoch gar nicht den Anspruch, auf 
diesem Wege die gesamten Kulturinhalte eines 
Sie 


Ich persönlich vertrete, angeregt 


Volkstums erfassen zu können. ist un- 
dogmatisch. 
durch Schlüter u. a., wie ich an anderer Stelle 
auseinandergesetzt habe, eine grundsätzlich von 
der Grafs abweichende Auffassung vom Wesen 
der Geographie. Als Aufgabe der Geographie 
betrachte ich die Beschreibung und Erklärung 
der irdischen Landschaften ihrem physiogno- 
nach. 


mischen Inhalt Das chorologische Er- 
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klärungsprinzip, das vielleicht zu einer mecha- 


nistischen Kulturauffassung verleiten könnte, 


steht m. E. neben anderen zur Deutung der 


Landschaftsinhalte geeigneten Prinzipien. Das 
Wesen der Geographie scheint mir nicht in 


einer bestimmten Methode, sondern in einem 


bestimmten Forschungsgegenstand zu liegen. 


Am Ende seines Aufsatzes leistet sich Gr. 
einen mächtigen Saltomortale. Er sucht die 
Berechtigung seiner demokratisch-sozialistischen 
Ideologie und die Verfehltheit einer nationalisti- 
schen Ideologie durch geopolitische Gedanken- 
gängezu beweisen. Auf einen solchen Versuch hat 
Vogel in der vorstehend angezeigten Schrift 
die Antwort gegeben: „Wenn man es verwunder- 
lich findet, daß Kjellen und Ratzel von gleichen 
wissenschaftlichen Grundlagen aus zu entgegen- 
gesetzten politischen Forderungen gelangten, 
so.... beweist das nur, daß das wissenschaft- 
liche System an sich mit politischen Tendenzen 
gar nichts zu tun hat.“ Im übrigen sei zum 
Verständnis dieser Frage auf meinen Aufsatz: 
und Bildung“ 


„Geopolitik staatsbürgerliche 


(Z. £. G. 1924, Augustheft) verwiesen. 
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